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I. Vorwort 

Die grundlegende Idee dieser vorliegenden Arbeit ergab sich bereits während meines 

Studiums der Sozialwirtschaft, als ich die Arbeiterbewegung als Motor für wichtige soziale 

Innovationen kennengelernt hatte.  In weiterer Folge setzte ich mich intensiver mit ihrer 

Entstehung, ihren Zielen und ihrer Geschichte auseinander und beschloss, sie in einer 

adäquaten Form zum  Inhalt meiner Diplomarbeit zu machen. Als ich schließlich mit der 

Recherche für meine Diplomarbeit begann, hatte ich als Thema die Tätigkeit des Steyrer 

Stadtrates August Moser in der Zeit von 1952  bis 1961 gewählt.  Meine Wahl fiel 

einerseits deshalb auf ihn, weil Moser einer der wenigen kommunistischen Stadträte in 

Oberösterreich war. Mich interessierte vor allem, welchen Prämissen die kommunistische 

Gemeindepolitik in Steyr folgte bzw. welche seiner politischen Vorhaben Moser während 

seiner Amtszeit auch tatsächlich umsetzen konnte. Andererseits wollte ich mit dieser 

Arbeit auch einen kleinen Beitrag zur Geschichte der dortigen kommunistischen 

Bewegung  leisten. Dies erschien mir umso interessanter, als Steyr eine der (wenigen) 

Hochburgen dieser Partei war und  die KPÖ dort durchgehend von 1945 bis 1991 in der 

Gemeindepolitik eine Rolle spielte. Mein Vorhaben kam jedoch an ein jähes Ende, als ich 

feststellen musste, dass die notwendigen Unterlagen über Mosers kommunalpolitische 

Tätigkeit nur mehr sehr fragmentarisch vorhanden waren. Notgedrungen musste ich nun 

den Schwerpunkt meiner Diplomarbeit verändern. Ich entschied mich dafür, stattdessen 

sein Mitwirken am Wiedererstehen der Metallarbeitergewerkschaft und der 

oberösterreichischen Arbeiterkammer nach Ende des 2. Weltkrieges als Beispiel für den 

Beitrag kommunistischer Gewerkschafter an der Rekonstruktion der 

Interessensorganisationen der Arbeitnehmer nach 1945 zu erforschen. 

 

Dass dies möglich wurde, verdanke ich in erster Linie meinem Betreuer, Univ. Prof. Dr. 

Hans Hautmann, dem ich an dieser Stelle meinen Dank aussprechen möchte. Er ließ mir 

außerdem auch jede Unterstützung zukommen und zeigte auch großes persönliches 

Interesse an meiner Arbeit. 

 

Ganz besonders bedanken möchte ich mich auch bei Frau Auguste Zehetner, der Tochter 

August Mosers, ohne deren Hilfe diese Arbeit nicht möglich gewesen wäre. Sie stellte mir 

zahlreiche persönliche Dokumente Mosers aus ihrer privaten umfangreichen Sammlung 
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zur Verfügung und half mir damit, viele Fragen zu seiner Person zu beantworten. 

Außerdem konnte sie mir viele Zusammenhänge und Hintergründe erläutern, die aus den 

Quellen nicht immer ersichtlich waren und mir dadurch die damaligen Abläufe  

verständlich machen. 

 

Mein Dank gilt auch meinen Eltern Dipl. Ing. Franz und Rosemarie Dinböck für die 

Ermöglichung meines Studiums und für ihre Unterstützung, durch die sie mir viele Dinge 

in meinem Leben erleichtert oder erst ermöglicht haben. 

 

Ebenso möchte ich mich auch bei folgenden Personen bedanken, die in der einen oder 

anderen Weise zum Entstehen dieser Arbeit beigetragen haben:  

Hr. Bachmeyer (Archiv der Oberösterreichischen Gebietskrankenkasse, Linz), Dr. Herbert 

Edlinger (Archiv soziale Bewegungen in  Oberösterreich,  Linz), Dr. Günther Grabner 

(Vöcklabruck), Dr. Finnbarr McLoughlin (Universität Wien), Karin Mühlbacher 

(Universität Salzburg), Dr. Brigitte Pellar (Institut zur Erforschung der Geschichte der 

Arbeiterkammern und der Gewerkschaften, Wien), Franz Riepl (Gewerkschaft Metall – 

Textil,  Wien), Dr. Ursula Schwarz und Dr. Heinz Arnberger (Dokumentationsarchiv des 

Österreichischen Widerstands, Wien), Dr.  Walter Schuster (Archiv der Stadt Linz), Otto 

Treml (Steyr), Dr. Willi Weinert (Alfred Klahr Gesellschaft, Wien), Dr. Bernhard Zainy 

(Archiv der AK Oberösterreich, Linz) sowie meinen Freunden für ihre zahlreichen 

Anregungen und Hinweise. 

 

 

Linz, im September 2003       Alexander Dinböck 
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II. Einleitung 

Die vorliegende Diplomarbeit beschäftigt sich mit dem Beitrag kommunistischer 

Gewerkschafter zur Wiedererrichtung der Interessenorganisationen der Arbeitnehmer nach 

1945. Am Beispiel des Steyrer Gewerkschaftssekretärs August Moser und dessen 

Tätigkeiten in der oberösterreichischen Arbeiterkammer sowie in der Gewerkschaft der 

Metall- und Bergarbeiter möchte ich dabei zeigen, wie dieses Handeln aussah und auf 

welchen Beweggründen er basierte. Sein Wirken erscheint mir für diese Darstellung 

deshalb geeignet, weil seine politische Entwicklung typisch ist für jene Funktionäre, die ab 

1945 das Rückgrat der kommunistischen Betriebs- und Gewerkschaftsarbeit bildeten. Sie 

waren meist in der sozialdemokratischen Arbeiterbewegung groß geworden und erlernten 

dort ihr politisches Handwerk. Mit der Verschärfung der innenpolitischen Lage in der 

Ersten Republik gerieten sie immer stärker in Gegensatz zur offiziellen 

sozialdemokratischen Politik. Deshalb betätigten sich viele von ihnen in der 

innerparteilichen Opposition, um eine Kurskorrektur nach links zu erreichen. Nach der 

Niederlage in den Kämpfen des Februars 1934 traten viele dieser Funktionäre in die 

Kommunistische Partei ein, wo sie in der illegalen Gewerkschaftsarbeit, im Widerstand 

und nach Kriegsende beim Aufbau der kommunistischen Gewerkschafts- und 

Betriebsarbeit eine wichtige Rolle spielten. 

Die Arbeit hat einen chronologischen Aufbau und ist in drei Abschnitte gegliedert. Dabei 

beschäftigt sich der erste Teil mit der Biographie und dem politischen Werdegang Mosers, 

der untrennbar mit der Steyrer Ortsgruppe der Gewerkschaft der Metallarbeiter sowie der 

dortigen Sozialdemokratischen Partei verbunden ist. Moser war in erster Linie Betriebsrat 

und Gewerkschafter, obwohl er darüber hinaus viele weitere Funktionen wahrnahm. Ich 

beschränke mich in dieser Darstellung jedoch nur auf die Erstgenannten. Schließlich ist 

seine weitere Entwicklung zum innerparteilichen Kritiker der sozialdemokratischen Politik 

nur vor dem Hintergrund der betrieblichen und innenpolitischen Entwicklung der 20er und 

30er Jahre zu verstehen. Bei den Kämpfen des 12. Februars 1934, die in Steyr mit 

besonderer Erbitterung geführt wurden, nahm Moser eine politische und militärische 

Schlüsselrolle ein. Nach der Niederlage mußte es deshalb in die Tschechoslowakei fliehen, 

wo er auch der Kommunistischen Partei Österreichs beitrat. Er beteiligte sich an der 

illegalen Gewerkschaftsarbeit im ständestaatlichen Österreich, entging dabei nur knapp 
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seiner Verhaftung und emigrierte im Herbst 1938 über Frankreich nach Schweden. Im 

Dezember 1945 kehrte er wieder nach Steyr zurück. 

Der zweite Abschnitt widmet sich Mosers Mitwirken beim Aufbau der Gewerkschaft der 

Metall- und Bergarbeiter in Steyr sowie der Arbeiterkammer Oberösterreich nach der 

Befreiung vom Nationalsozialismus. Nach seiner Rückkehr aus Schweden begann er im 

Februar 1946 seine Arbeit als Bezirkssekretär der Gewerkschaft der Metall- und 

Bergarbeiter in Steyr. An Aufgaben mangelte es ihm nicht, denn nach über zehn Jahren des 

Verbotes der gewerkschaftlichen Betätigung waren die Strukturen weitgehend 

zusammengebrochen und bedurften einer grundlegenden Reorganisation. Moser hatte diese 

Tätigkeit in Steyr nicht ohne Rücksprache mit seiner Partei angenommen, schließlich ging 

es auch darum, den gestiegenen gesellschaftlichen Einfluss der KPÖ seit Kriegsende 

abzusichern. Die Partei benötigte dafür dringend zahlreiche Fachkräfte, was aber aufgrund 

des hohen Blutzolls im antifaschistischen Widerstandskampf kein leicht zu lösendes 

Problem war. Um so mehr waren hier also jene Männer und Frauen gefragt, welche nach 

dem Februar 1934 von der SDAPÖ zur KPÖ gekommen waren, über die notwendigen 

Fachkenntnisse verfügten und dadurch das „Expertenproblem“ zumindest teilweise lösen 

halfen. In Mosers Fall ging es also nicht um blosse Parteipolitik, sondern darum, den ÖGB 

als überparteiliche Interessensorganisation seiner Mitglieder rasch aufzubauen und dadurch 

den Arbeitnehmern eine starke Stellung in der österreichischen Nachkriegsgesellschaft zu 

verschaffen.  Dies galt um so mehr, als sich die ÖGB–Mitglieder der ersten Stunde in 

erster Linie als Gewerkschafter und erst in zweiter Linie als Parteipolitiker verstanden 

haben. Einen ähnlichen Hintergrund dürfte Mosers Tätigkeit in der oberösterreichischen 

Arbeiterkammer gehabt haben. Sein dortiges Wirken in den Vollversammlungen bzw. in 

den Fachausschüssen ist ebenfalls Teil des zweiten Abschnitts dieser Arbeit.  

Um zu zeigen, welche Tätigkeiten Moser nach seiner Entlassung aus der Gewerkschaft 

ausübte, habe ich mich entschlossen, auch noch seine kommunalpolitische Tätigkeit zu 

streifen. Schließlich war er neben seinen Funktionen in der Gewerkschaft und der 

Arbeiterkammer, auch noch 25 Jahre lang Gemeinderat der Stadt Steyr. Davon bekleidete 

er zwei Perioden lang die Funktion eines Stadtrates für Staatsbürgerschaftswesen und 

Wirtschaftsförderung. Im Rahmen eines Exkurses stelle ich diese seine Tätigkeit 

überblicksmäßig vor. 
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III. Die Biographie August Mosers bis 1945 

III.1. Von 1896 bis zum 12. Februar 1934 

August Moser wurde am 22. April 1896 in Lichtenegg bei Wels geboren. Sein Vater, 

August Moser sen., stammte aus Simbach am Inn in Bayern und war zehn Jahre zuvor 

nach Oberösterreich gekommen. Er arbeitete als Hilfsarbeiter in der Kunstmühle Fritsch in 

Wels und war verheiratet mit Franziska Achleitner, der Tochter eines Welser Gastwirtes. 

August hatte neun Geschwister, er war das drittjüngste Kind der Familie. 

Er  besuchte die fünfklassige Volksschule in Lichtenegg bis zum 14. Lebensjahr. Aufgrund 

seiner guten schulischen Leistungen sollte August, nach Meinung eines Verwandten, eine 

geistliche Laufbahn einschlagen. Sein Vater beharrte aber darauf, dass er ein Handwerk 

erlernen und somit zum Lebensunterhalt der Familie beitragen sollte.1 Deshalb  begann 

August  1911 eine Lehre als Kupferschmied und Installateur bei der Welser Fabrik Pierer.  

Aufgrund der wiederholten Handgreiflichkeiten  des Meisters und der Gesellen entschloss 

sich sein Vater, ihn dort aus der Lehre zu nehmen. Der junge Moser wechselte daraufhin 

zur Firma Karl Samsegger und erlernte dort den Beruf des Kunstschlossers. Im Jänner 

1914 schloss er seine Lehre mit Auszeichnung ab.   

Anschließend ging er  auf die „Walz“. Ursprünglich wollte er nach Berlin, wo zwei Tanten 

von ihm wohnten. Er kam jedoch nur bis Salzburg. Dort erfuhr er, dass die Steyrer 

Waffenfabrik dringend Facharbeiter suchen würde.2 Er entschloss sich umzukehren und 

dort sein Glück zu versuchen. Er wurde am 4. August 1914 eingestellt und begann seine 

Arbeit in der Waffenabteilung – Lauffertigung.3 Im gleichen Jahr trat  er der Gewerkschaft 

der Metallarbeiter, dem Österreichischen Metallarbeiterverband (MAV), bei.  

Der Kriegsausbruch am 28. Juli 1914 brachte es mit sich, dass die „Österreichische 

Waffenfabriks–Gesellschaft“ in Steyr, als einer der wichtigsten Rüstungsbetriebe der 

Österreichisch–Ungarischen Monarchie, unter das Kriegsleistungsgesetz gestellt wurde. 

Dabei wurden die wichtigsten Rüstungsbetriebe der Aufsicht der Heeresverwaltung 

untergeordnet und dadurch vollständig für deren Zwecke in Anspruch genommen. Für die 

                                                 
1  Interview mit August Moser am 4. August 1979. Archiv der Stadt Linz. Nachlass Prof. Kammerstätter 
2  Interview mit August Moser am 4. August 1979  
3 Lt. Sozialversicherungskarte von August Moser, Archiv der Oberösterreichischen Gebietskrankenkasse 
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Arbeiter bedeutete dies, dass sie der militärischen Disziplin und Rechtsprechung unterstellt 

waren und dass die gewerkschaftlichen Errungenschaften, wie die Koalitionsfreiheit und 

das Streikrecht, bei Strafandrohung verboten wurden. Das Gesetz beseitigte darüber hinaus 

den freien Arbeitsvertrag und stärkte die Macht der Unternehmer, indem es die 

Bestimmungen über Arbeitszeit, Arbeitspausen, Sonntagsruhe etc. außer Kraft setzte.4 

Somit war es üblich, dass in den Steyrer Waffenfabriken die tägliche Arbeitszeit auf 12 

Stunden ausgedehnt und auch am Wochenende gearbeitet wurde.5 Die geleistete 

Mehrarbeit wurde nicht abgegolten, da die Höhe der Entlohnung grundsätzlich nicht 

verändert werden sollte. Stagnierende Einkommen, steigende Preise, 

Versorgungsschwierigkeiten und Wohnungsnot schufen schließlich ein gewaltiges 

Widerstandspotential,  welches sich in Steyr in mehreren großen Streikbewegungen entlud.  

Am 14. September 1916 führte der seit Monaten andauernde Mangel an Brot, Mehl und 

Kartoffeln zu einer spontanen Arbeitsniederlegung („Brotstreik“). Der Streik war 

dahingehend erfolgreich, als das Kriegsministerium die sofortige Verlegung von zwei 

Waggons Mehl aus dem Militärmagazin in Linz anordnete und verlangte, dass sofort alle 

möglichen Maßnahmen zu treffen wären, damit die „weitere tadellose Approvisionierung 

der Waffenfabrik“6 gesichert sei. Bei diesem Streik dürfte sich August Moser als 

Mitorganisator bewährt haben, jedenfalls wurde er im selben Jahr zum Vertrauensmann 

seiner Abteilung gewählt.7  

Doch die gespannte Versorgungslage hielt die Arbeiter weiter unruhig, dazu kam noch die 

immer weiter um sich greifende Kriegsmüdigkeit. Am 7. und 8. Mai 1917 folgte der 

sogenannte „Beuschelstreik“. Dieser Konflikt bekam seinen Namen dadurch, weil das 

angekündigte Beuschel in der Werkskantine der Waffenfabrik aus ungeputztem Fleisch mit 

Schwarten, von denen nicht einmal die Borsten entfernt worden waren, bestand.8 Daraus 

entwickelte sich aber dann ein Lohnkonflikt, aus dem schließlich eine Manifestation für 

den Frieden wurde.9 Dabei konnte ein Teilerfolg in Form massiver Lohnerhöhungen 

                                                 
4 Hautmann, Hans: Unternehmer, Militär und Arbeiter im ersten Weltkrieg. In: Schmee, Josef: Politische 
Ökonomie, Macht und Arbeitnehmerinstitutionen im Kapitalismus. Festschrift für Erwin Weissel. Marburg 
2000, S. 200ff. 
5 Radmoser, Walter: Der lange Weg. 100 Jahre Sozialdemokratie in Steyr. Steyr 1989. S.71 
6 Tagini Manfred: Die Steyrer Arbeiterbewegung 1914 – 1919. Hausarbeit, Salzburg 1979, S. 43 
7 Interview mit August Moser vom 4. August 1979  
8 Mittersteiner Reinhard, Christian Eder: Glühendrot/ Krisenbleich. Zeitmontagen zu Arbeit und Kultur der 
Industrieregion Steyr, Steyr 1998, S. 141 
9 Tagini, Steyrer Arbeiterbewegung,  a. a. O., S. 52 
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erreicht werden. Moser nahm an der Streikführung teil.10 Im selben Jahr trat er auch der 

Sozialdemokratischen Partei bei, wobei das genaue Beitrittsdatum unbekannt ist. 

Um der Gefahr von Arbeitskämpfen in der kriegswichtigen Waffenproduktion 

vorzubeugen, war es eine oft geübte Maßnahme der militärischen Leitung, jene Arbeiter, 

welche sich als Agitatoren und Organisatoren hervortaten,  „einrückend zu machen“, d. h. 

sie zum Militärdienst einzuberufen. Es ist anzunehmen, dass August Moser aus diesem 

Grund am 31. Jänner 1918 den Marschbefehl zur Grundausbildung zugestellt bekam. Diese 

absolvierte er zunächst in Brünn, anschließend wurde er dem Schützenregiment Nr. 2 in 

Udine in Italien zugeteilt.11 Als Werkzeugmacher arbeitete er dort zunächst  in einer der 

großen Waffenmeistereien. Von Steyr aus wurde Moser indessen zur Enthebung 

eingereicht. Er erfuhr durch den Brief eines Arbeitskollegen, dass der Antrag erfolgreich 

gewesen war. Da bekam Moser den Marschbefehl an die Front. Er fuhr jedoch als 

vermeintlich Enthobener auf abenteuerlichem Weg zurück nach Brünn. Dort angekommen, 

wurde er verhaftet, denn seine eigenmächtige Heimkehr wurde als Fahnenflucht gewertet. 

Es drohte ihm das Kriegsgericht. Bei einer Offiziersbesprechung wurde dann die Frage 

gestellt, ob von den anwesenden Herrn jemand diesen fahnenflüchtigen Soldaten kenne. 

Ein Offizier erklärte, er kenne ihn. „Und?“, fragte der rangälteste Offizier, „ist er ein guter 

Soldat?“ „Ja.“ Damit war das Kriegsgericht abgewendet. Moser hat seinen Fürsprecher 

nicht einmal gekannt.12 Dennoch blieb ihm eine vierzehntägige Haft in der Festung 

Spielberg bei Brünn nicht erspart. Danach kehrte er nach Steyr zurück und nahm bereits  

am 3. September 191813  wieder seine Arbeit in der Waffenfabrik auf.  

In der Zeit der Ersten Republik wurde der Begriff des „Roten Steyr“ geprägt, der in 

zweifacher Weise zu verstehen ist. Er bezieht sich einerseits auf die dominierende Stellung 

der Sozialdemokraten im Gemeinderat bis zu ihrem Verbot im Februar 1934, andererseits 

auf die Bedeutung der Sozialdemokratischen Partei und ihrer Organisationen im Rahmen 

des städtischen Lebens.  

Bei den Gemeinderatswahlen vom 18. Mai 1919 erreichte die Sozialdemokratie mit 25 von 

36 Mandaten die absolute Mehrheit, die  von den Sozialdemokraten während der Dauer der 

                                                 
10 Neue Zeit (Linz), 22. April 1981 
11 Maschinschriftlicher Lebenslauf von August Moser. Unveröffentlichtes Manuskript, im Besitz des Autors. 
12 Standhaft in stürmischen Zeiten. In: Oberösterreichische Nachrichten, 20. April 1996 
13 Lt. Sozialversicherungskarte von August Moser 
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Ersten Republik erfolgreich verteidigt wurde.14 Sie bildete zusammen mit der 

sozialdemokratischen Mehrheitsposition in der Waffenfabrik (bzw. ab 1925 Steyr–Werke) 

und der bis 1924 andauernden Präsenz  im Steyrer Arbeiterrat die Basis für die Etablierung 

eines Gemeinwesens, in dem die wichtigsten Positionen sozialdemokratisch besetzt waren. 

Eine wichtige Größe im Beziehungsgefüge des sozialdemokratischen Steyr stellte der 

MAV dar, der das Zentrum seiner organisatorischen Basis in den Steyr–Werken hatte. Er 

dominierte auch den durch das Betriebsrätegesetz von 1919 geschaffenen Betriebsrat der 

Steyr – Werke während der ganzen Zeit der Ersten Republik; lediglich den Kommunisten 

war es möglich, den Sozialdemokraten einen kleinen Teil der Mandate abzuringen. Die 

sozialdemokratischen Gewerkschafter instrumentalisierten diese Vertretung und konnten 

der Geschäftsleitung eine Reihe von Bestimmungen abtrotzen, die weit über jene des 

Betriebsrätegesetzes hinausgingen. Hierzu gehörten etwa das Recht, politische Flugblätter 

und Zeitungen im Betrieb zu verteilen und Geldsammlungen für politische Zwecke 

durchzuführen (z. B. für die Organisation der „Kinderfreunde“ oder den Wahlfond der 

SDAP), eine teilweise Freistellung der Betriebsräte, die Übernahme eines Drittels der 

Kosten der Betriebsratsarbeit durch die Geschäftsleitung u. a. m.  Zweifellos war eines der 

wichtigsten Rechte die Möglichkeit des Betriebsrates, bei Einstellungen und Entlassungen 

ein Veto einzulegen. So wurde die Zustimmung zur Einstellung nur dann gegeben, wenn 

eine Mitgliedschaft im MAV des Betreffenden oder zumindest eine  Zusage, nach erfolgter 

Einstellung dem MAV beizutreten, vorlag. Dies führte dazu, dass die Arbeiter im Werk 

nahezu 100% Mitglieder des MAV waren und der Betriebsrat dementsprechend 

selbstbewusst gegenüber der Geschäftsführung der Waffenfabrik auftreten konnte.15  

Moser kandidierte erstmals bei den Betriebsratswahlen im Jahre 1923 und wurde auch 

gleich gewählt. Es gelang ihm, sein Mandat bei den jährlich stattfindenden 

Betriebsratswahlen bis zur letzten im Jahr 1933 erfolgreich zu verteidigen. Im 

Arbeiterbetriebsrat übte er anfangs die Funktion eines Lohnreferenten aus. Außerdem 

brachte es seine Wahl zum Betriebsrat mit sich, dass er Mitglied der Bezirksleitung des 

Steyrer  MAV wurde. 

                                                 
14 Mittersteiner / Eder, Glühendrot, a. a. O., S. 142 
15 Jeffery, Charles: The Social Democratic Movement in Steyr, Austria, 1927 – 1934. Loughborough 1989,  
S. 50f. 
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Im September 1925 hatte die Geschäftsleitung der Steyr–Werke AG16 damit begonnen, die 

Fließbandfertigung in der Automobilproduktion einzuführen. Diese Umstellung war eine 

Frage des wirtschaftlichen Überlebens, denn die bisherigen Produktionskosten der Steyrer 

Automobile lagen weit über denen der amerikanischen und europäischen Konkurrenz.17 

Der Betriebsrat war  nicht grundsätzlich gegen die Fließbandarbeit eingestellt.18 Das mag 

zunächst etwas verwundern, ist aber aus der Notwendigkeit, die weit unter den 

Vorkriegstand gefallene Produktivität zu heben, um die materiellen und ideelen 

Lebensbedingungen der Arbeiterschaft sowie die prekäre Arbeitsmarktlage spürbar und 

rasch zu bessern, durchaus verständlich.19  Moser bestätigte im Interview, dass die 

Hauptauseinandersetzung mit der Geschäftsleitung nicht die Frage war, ob man diese 

Rationalisierungsmaßnahmen durchführte, sondern deren humane Ausgestaltung, also die 

Frage nach den Akkordzeiten, den Arbeitspausen sowie dem Einsatz von Ersatzkräften 

(„Springern“).20 Die Betriebsräte befürworteten die Einführung der Fließarbeit auch aus 

dem Grund, weil sich dadurch die Möglichkeit der Streikführung verbesserte. Schließlich 

konnte durch das Abstellen der Fließbänder die Produktion schneller stillgelegt werden.  

Um einen störungsfreien Aufbau der Fertigungsbänder im Werk zu gewährleisten, stimmte 

der Arbeiterbetriebsrat einem vorübergehenden „Wirtschaftsfrieden“ zu. Das Management 

legte diese Zustimmung als Zeichen der Schwäche des Betriebsrates aus und versuchte 

deshalb, die längst fälligen Lohnerhöhungen zu verschleppen. Dies rief nun die lokale 

MAV-Führung auf den Plan, welche eine Nachbesserung der Löhne forderte. Daraufhin 

beschuldigte die Geschäftsleitung den MAV und den Betriebsrat, den „Wirtschaftsfrieden“ 

gebrochen zu haben. Um ein Exempel zu statuieren, wurden  28 Arbeiter herausgegriffen 

(25 davon waren Vertrauensleute ) und  fristlos entlassen.21 Als dieser Vorfall im Werk 

bekannt wurde, legten die Arbeiter spontan die Arbeit nieder und formierten sich zu einem 

Demonstrationszug durch das Werk zum Direktionsgebäude. Die Mitglieder der 

Geschäftsführung hatten Mühe, sich bei den Arbeitern Gehör zu verschaffen und sie 

beriefen sich darauf, dass diese Maßnahme von der Generaldirektion in Wien angeordnet 

                                                 
16 1925 wurde die ehemalige „Österreichische Waffenfabriks – Gesellschaft“ in Steyr – Werke AG 
umbenannt. 
17 Rauscher K. H./ Knogler F.: Das Steyr – Baby und seine Verwandeten. Wien 2002,  S. 82f. 
18 Niederhuber Veronika: Taylorismus und Fordismus und die Einführung der Fliessbandarbeit in den Steyr – 
Werken. Diplomarbeit. Universität Linz 1990. S. 69 
19 Filla, Wilhelm: Zwischen Integration und Klassenkampf. Sozialgeschichte der betrieblichen 
Mitbestimmung in Österreich. Wien 1981, S. 71 
20 Interview mit August Moser am 4. August 1979      
21 Jeffery, Social Democratic Movement, a. a. O., S. 54f. 
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worden sei. Am Rande dieses Auflaufes wurden einem Direktionsangestellten, der die 

erregten Arbeiter weiter provoziert hatte, ein paar Ohrfeigen verpasst. Ein vorerst kaum 

beachteter Vorfall, der aber große Folgen zeitigen sollte.  

Die Arbeiter waren derart aufgebracht, dass es den Betriebsräten erst gegen 20 Uhr gelang, 

die Demonstration zu zerstreuen. Dies war aber auch nur unter der Zusicherung möglich, 

dass am nächsten Tag eine Betriebsratsdelegation bei der Generaldirektion der Steyr-

Werke in Wien vorsprechen und die Rücknahme dieser Sanktionen fordern sollte. Als 

Delegationsmitglieder wurden der Obmann des Arbeiterbetriebsrates, Franz Sichlrader 

sowie die beiden Betriebsräte August Dressl und August Moser gewählt. 

Die Generaldirektion weigerte sich anderntags gegenüber der Betriebsratsdelegation 

vehement, die Entlassungen rückgängig zu machen. Im Gegenteil, sie nahm den Vorfall 

der Tätlichkeit gegen über dem Direktionsangestellten zum Anlass, die Aussperrung der 

gesamten Arbeiterschaft zu verkünden.22 Die Aussperrung dauerte schließlich acht 

Wochen, vom 29. September bis zum 25. November 1925. In dieser Situation organisierten 

der MAV und der Reichsverein „Freie Schule – Kinderfreunde“ eine Hilfsaktion für die 

Kinder der  ausgesperrten Arbeiter. Dabei wurde 802 Kinder für die Dauer des 

Arbeitskampfes bei Gastfamilien in Linz, Wien, St. Pölten und Waidhofen an der Ybbs 

untergebracht, um wenigsten ihre Ernährung zu sicherzustellen.23 Ende November endete 

der Ausstand schließlich mit einem Sieg der Arbeiterschaft. Die Geschäftsleitung hatte 

kalkuliert, dass die vom MAV ausgezahlte Streikunterstützung maximal drei Wochen 

reichen und anschließend die Arbeit wieder aufgenommen werden würde – unter 

Akzeptanz ihrer Bedingungen. Durch die unerwartete Länge der Aussperrung war 

schließlich auch die Umstellung der Automobilproduktion auf Fließbandbetrieb 

liegengeblieben und so bestand die Gefahr, durch den Produktionsrückstand im 

kommenden Frühjahrsgeschäft weitere Marktanteile an  die  amerikanische Konkurrenz zu 

verlieren. Deshalb sah sich das Management gezwungen, die Aussperrung zu beenden, die 

Bedingungen für die Wiedereinstellung der ausgesperrten Arbeiter zurückzuziehen und die 

28 Entlassenen wieder  einzustellen. Zudem wurde den Arbeitern nach Verhandlungen mit 

dem Betriebsrat ein Wochenlohn nachbezahlt. 

                                                 
22 Interview mit August Moser am 4. August 1979 
23 Stockinger, Josef: Die Entwicklung der Arbeiterbewegung in der Stadt Steyr und ihrer Umgebung von 
1918 bis 1934. Salzburg 1986,  S. 82 
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Der tiefere Grund dieser Aussperrung lag in der Absicht der Unternehmensleitung, die 

außerordentlichen Rechte des Betriebrates zu beschneiden, wobei vor allem dessen 

Mitspracherecht bei Entlassungen und Aufnahmen abgeschafft werden sollte. Derartige 

Vorgangsweisen waren im Wirtschaftsgeschehen der Ersten Republik keine Seltenheit, 

schließlich hatten die Unternehmer bald nach Schaffung der Betriebsräte begonnen, deren 

Einfluss im Betrieb zurückzudrängen. Dies war ab Mitte der 20er Jahre umso besser 

möglich, als die hohe Arbeitslosenquote ein entsprechendes Disziplinierungsmittel 

darstellte. Im beschriebenen Fall hatte der Betriebsrat seine Monopolstellung im Werk 

erfolgreich verteidigt, wobei dieser Erfolg eher die Ausnahme als die Regel in derartigen 

Arbeitskämpfen bedeutete. Eine vorläufige Entspannung brachte der lokale 

Wirtschaftsboom der Steyr – Werke von 1927 bis 1929. Dieser brachte es überdies mit 

sich, dass die Produktion und die Beschäftigtenzahlen anstiegen und damit auch der 

Einfluss des MAV im Werk. Dadurch erlebten auch die Organisationen der Steyrer 

Sozialdemokratie ebenfalls eine Blütezeit. 

 Am 2. April 1926 war der langjährige Bürgermeister von Steyr, Josef Wokral, verstorben.  

Als sein Nachfolger wurde der Gemeinderat und bisherige Vorsitzende des 

Arbeiterbetriebrates, Franz Sichlrader, gewählt. Der neue Betriebsratsobmann wurde 

August Moser. Dieser hatte sich als ausgezeichneter Rhetoriker und hartnäckiger 

Verhandler bereits einen Namen gemacht und war darüber hinaus bei den Arbeitern 

äußerst beliebt.24 Diese Tatsache kam auch darin zum Ausdruck, dass Moser bis zum 

Verbot der Sozialdemokratischen Partei und der freien Gewerkschaften im Februar 1934, 

immer wieder in dieser Funktion bestätigt wurde. Gleichzeitig wurde er Mitglied in der 

Landesleitung des MAV Oberösterreich.  

Die lokale Konjunktur der Steyr-Werke von 1927 – 1929 beruhte allerdings auf einer. 

riskanten Geschäftsstrategie. Die Autoproduktion erfolgte weitgehend nur auf Halde, 

während nur ein geringer Teil exportiert werden konnte. Andererseits wurde an die 

Aktionäre hohe Dividendenzahlungen getätigt, um diese bei Laune zu halten und eventuell 

über eine Kapitalerhöhung, den wachsenden finanziellen Bedarf abdecken zu können. 

Dadurch schnellten die Bankverbindlichkeiten gegenüber dem größten Einzelaktionär, der 

Allgemeinen Boden–Credit–Anstalt (BCA), in die Höhe. Schließlich überstieg der 

                                                 
24 Gespräch mit Frau Auguste Zehetner vom 12. Dezember 2002 
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Bilanzverlust mit 24,15 Millionen Schilling das Aktienkapital der Steyr – Werke im Wert 

von 15, 12 Millionen Schilling. Das Werk stand vor dem Konkurs 

Verschärfend kam noch hinzu, dass im Spätsommer 1929 die Allgemeine Boden–Credit–

Anstalt, bedingt durch die Auswirkungen des „Schwarzen Freitags“ Konkurs anmelden 

musste. Um eine Kettenreaktion von Firmenzusammenbrüchen in der österreichischen 

Volkswirtschaft zu verhindern, entschloss sich die Credit–Anstalt des Barons Rothschild, 

die Nachfolge der BCA anzutreten. Das neue Management der Steyr–Werke begann sofort 

Sanierungsmaßnahmen einzuleiten. Um die riesigen Lagerbestände zu reduzieren, wurde 

die Automobilproduktion schrittweise gedrosselt, womit der lokale Boom der 

Automobilfabrik an ein abruptes Ende kam. Bereits im September wurden über tausend 

Arbeiter entlassen. Von Ende August 1929  bis Juli 1930 wurde dann die Produktion zur 

Gänze eingestellt.25 Diese Vorgangsweise ließ bei den Steyrern Befürchtungen über die 

gänzliche Schließung und Verlegung des Werks entstehen. Deshalb wurde am 8. März 

1930 eine Resolution der Obmänner aller im Steyrer Gemeinderat vertretenen Parteien und 

der Betriebsratsobmänner der Steyr – Werke angenommen, bei der oberösterreichischen 

Landesregierung vorzusprechen, um beim Wirtschaftsminister gegen eine Schließung des 

Werks zu intervenieren.26  

 

Der erfolgte Einspruch dürfte erfolgreich gewesen sein, jedenfalls wurden im Juni 1930 

Verhandlungen zwischen dem Betriebsrat und der neuen Betriebsleitung über die 

Wiedereröffnung der Automobilfertigung aufgenommen. Erneut wurde dabei die Strategie 

verfolgt, die Macht des Betriebsrats im Werk zu brechen.27 Die Verhandlungsführer der 

Direktion forderten einen generellen Lohnverzicht der Arbeiter von Ausmaß von 10% bei 

den Akkordlöhnen, außerdem sollten die bezahlten Freistellungen der Betriebsräte nur 

mehr im gesetzlich vorgesehenen Mindestausmaß gewährt werden.28 Sie gingen davon aus, 

dass die herrschende Arbeitslosigkeit bedingt durch die Entlassungswellen von 1929 und 

der Schließung der Autoproduktion den Betriebsrat rasch zu Zugeständnissen zwingen 

würde. Moser, als Verhandlungsleiter des Betriebsrates, dürfte trotz der fatalen 

                                                 
25 Rauscher/Knogler, Steyr-Baby, a. a. O., S. 139 
26 Seper, Hans: 100 Jahre Steyr – Daimler – Puch  AG 1864 – 1964. Wien 1964. S. 79 
27 Die Firmen der Creditanstalt waren bekannt für ihre aggressive, antigewerkschaftliche Betriebspolitik. Vgl. 
Jeffery, Social Democratic Movement a. a. O., S. 66 
28 Rauscher/Knogler, Steyr – Baby, a. a. O., S. 140 
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Ausgangslage versucht haben zu retten, was noch zu retten war. Jedenfalls zogen sich die 

Verhandlungen in die Länge. Die nächsten Stufen des Konflikts sind unklar, es scheint 

aber, dass die Bundesleitung des MAV intervenierte, ohne die lokale Sektion des MAV zu 

kontaktieren, und die Bedingungen des Management in Bausch und Bogen akzeptierte und 

damit eine Wiederaufnahme der Produktion erreichte.29  

Diese Vorgangsweise rief verständlicherweise den Zorn der düpierten Betriebsräte hervor 

und auf dem Verbandstag des MAV im September 1930 machten August Moser und sein 

Stellvertreter im Betriebsrat, Franz Schrangl,30 daraus kein Hehl. Beide warfen der  MAV 

– Bundesführung vor, in dieser Causa voreilig und zum Schaden der Arbeiter gehandelt zu 

haben. Moser rechnete heftig mit der Vorgangsweise des MAV ab, in Krisenzeiten 

Errungenschaften der Arbeiterbewegung einfach kampflos preiszugeben.31 Vermutlich 

entsprach sein Redebeitrag auch den Erfahrungen vieler Delegierter, die oft selber den 

Fatalismus der MAV–Führung kritisierten . Die Proteste von Moser und Schrangl am  

Verbandstag waren auch die ersten Anzeichen einer Opposition, die sich nicht mehr mit 

dem Attentismus des Metallarbeiterverbandes abfinden wollte und ein offensiveres 

Vorgehen gegen die aggressiven Vorstöße seitens der Unternehmer forderten. Moser 

wurde auf diesem Verbandstag in den Vorstand gewählt, dem er bis zum Auflösung der 

Freien Gewerkschaften im Februar 1934 als Mitglied der Kontrolle angehörte.32  

 

 

 

                                                 
29 Jeffery, Social Democratic Movement, a. a. O., S. 68 
30 Franz Schrangl: geb. am 27. Juli 1897 in Steyr, gest. am 9. Juli 1945 in Vöcklabruck. Er trat 1919 der 
Sozialdemokratischen Partei bei. 1927 wurde in den Gemeinderat von Steyr gewählt. 1928 wurde er 
Bezirksvertrauensmann (Bezirksobmann) des Parteibezirks Steyr. Er arbeitete als Schlosser in den Steyr – 
Werken und war Kassier des Betriebsrates sowie  Stellvertreter von Obmann Moser. Von 1931 – 1934 war er 
auch Abgeordneter zum oberösterreichischen Landtag. 1933 Mitglied des erweiterten Landesparteivorstands 
der SDAP OÖ sowie des Parteirats. Am 11. Februar gehörte er zu jener Gruppe von sozialdemokratischen 
Führungspersönlichkeiten, die gemeinsam mit Richard Bernaschek den bewaffneten Widerstand gegen 
Aktionen der Exekutive beschloss, am 13. Februar 1934 wurde er von einem Standgericht wegen 
Hochverrats und Aufruhrs angeklagt, sein Verfahren aber nach der Hinrichtung Franz Ahrers einem 
ordentlichen Gericht übergeben, das ihn 1935 wegen Aufruhrs zu 14 Monaten Kerkerstrafe verurteilte, nach 
Verbüßung seiner Strafe wandte er sich den Nationalsozialisten zu, ab 1942 kommissarischer Kreisamtsleiter 
der Nationalsozialistischen Volkswohlfahrt in Vöcklabruck 
31 Jeffery, Social Democratic Movement, a. a. O., S. 69f. 
32 Röder,  Werner (Hrsg.): Biographisches Handbuch der deutschsprachigen Emigration nach 1933. Band I 
Politik, Wirtschaft, Öffentliches Leben.  München (u. a.) 1980. S. 508f. 
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Die Strategie der SDAPÖ in der Zwischenkriegszeit war eine durchwegs reformistische. 

Durch sukzessiven Zugewinn bei Wahlen sollte die relative Mehrheit von 51% erreicht 

werden, die es der Partei ermöglichen sollten, die Staatsgeschäfte in die Hand zu nehmen. 

Dazu waren eine funktionierende parlamentarische Demokratie und eine expansive 

wirtschaftliche Entwicklung als Voraussetzungen notwendig. Diese Bedingungen 

bestanden, zumindest einigermaßen, bis Ende der 20er Jahre. Als jedoch 

Massenarbeitslosigkeit, politische Repression, Wirtschaftskrisen u. a. zu den 

bestimmenden Faktoren der Innenpolitik wurden, musste diese evolutionäre Strategie 

zwangsläufig versagen. Die Folge war, dass die Sozialdemokratie und ihre Organisationen 

zu Beginn der 30er Jahre zunehmend in die Defensive gerieten. Dazu kam, dass die 

Zugeständnisse der Parteiführung u. a. in den Fragen des Mieterschutzes, der 

Verfassungsreform von 1929 sowie des Antiterrorgesetzes viele SDAP–Mitglieder vor den 

Kopf stießen, zumal die sozialdemokratische Presse diese Kompromisse als Siege 

verkaufte. Dagegen formierte sich ab 1931 die innerparteiliche Opposition um den 

Redakteur der Arbeiterzeitung, Ernst Fischer.33 Sie forderte ein offensives und 

entschlossenes Vorgehen angesichts der zunehmenden Angriffe der bürgerlichen 

Regierung auf  die sozialdemokratischen Positionen. Nach dem März 193334 erlangte  die 

Linksopposition zunehmend Einfluss in der Partei, wodurch die Gefahr bestand, dass die 

zunehmend radikalisierte Basis der Autorität des Parteivorstands immer mehr entglitt. Um 

also den Riss zwischen der Führung und den Mitgliedern zu überbrücken und somit ein 

Auseinanderbrechen der Partei zu verhindern, entschloss sich die Parteiführung auf dem 

außerordentlichen Parteitag der SDAPÖ  vom 14. bis 16. Oktober 1933 in Wien den 

sogenannten „Parteirat“ ins Leben zu rufen. Dieses neue Gremium sollte dem 

Parteivorstand beratend zur Seite stehen, aber selbst keine Beschlüsse fassen können. Die 

vorgeschlagenen 150 Mandatare sollten „in der Arbeiterschaft angesehene 

Persönlichkeiten“ sein und darüber hinaus mussten sie von der Partei materiell unabhängig 

sein.  Auch Moser wurde als Mitglied des Parteirates gewählt. Damit zollte man einerseits 

dem Steyrer Betriebsratsobmann Anerkennung für seine Tätigkeit, andererseits hoffte man 

                                                 
33 Jeffery, Social Democratic Movement, a. a. O., S. 208 
34 Als bei der Sitzung des Nationalrats im März 1933 aufgrund einer Kontroverse um zwei vertauschte 
Stimmzettel alle drei Nationalratspräsidenten ihre Funktionen niederlegten, erklärte Bundeskanzler Dollfuß, 
das Parlament habe sich selbst ausgeschaltet. Der Versuch der sozialdemokratischen Fraktion, einige Tage 
später eine Sitzung des Nationalrates einzuberufen, wurde mit Polizeigewalt verhindert. Damit hatte das 
Parlament aufgehört zu existieren. Die Arbeiterschaft war – noch - kampfbereit; die Auflösung des  
Parlaments wurde von der Basis als Zeichen zum bewaffneten Widerstand und Generalstreik aufgefasst. Als 
sich die Parteiführung allerdings auch diesmal nicht zum Kampf entschließen konnte, begannen sich die 
Mitglieder enttäuscht zurückzuziehen. 
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ihn damit an die Partei zu binden und ihn somit von politischen Extratouren abzuhalten. 

Schließlich war auch in Wien bekannt, dass er und der Bezirksobmann der SDAPÖ Steyr, 

Franz Schrangl, die führenden Männer der Linksopposition in Steyr waren. Diese 

sammelte sich in den lokalen Organisationen der SAJ, des MAV sowie des Schutzbundes. 

Durch das Ansehen, welches Moser genoss, gelang es ihm, seinen Einfluss bei den 

Arbeitern im Werk bzw. im Schutzbund35 für die parteiinterne Opposition nutzbar zu 

machen. Dies ging soweit, dass die Arbeiter ihre Sorgen und Nöte lieber im Betriebsrat 

deponierten, als in der Bezirksleitung der Steyrer SDAPÖ.36 Ähnliches kann auch für 

Franz Schrangl angenommen werden, der lange Zeit Bildungsreferent der Steyrer SAJ war 

und deshalb noch über gute Kontakte dorthin verfügte. Schon im Herbst 1932 hatten die 

beiden Männer die Verbindung zur landesweiten Linksopposition aufgenommen.37  

Zur ersten Sitzung des neugewählten Parteirates war Moser nicht eingeladen worden. Bei 

der Tagung am 28. Jänner 1934 fand eine Generaldebatte über die aktuelle innenpolitische 

Lage statt, wobei sich auch Moser zu Wort meldete und die dramatische Entwicklung in 

Steyr schilderte. Jedoch wurden keine Handlungsvorschläge für den Parteivorstand 

erarbeitet, sodass es bei der Diskussion blieb. Dieses Gremiums wurde dann nie mehr 

einberufen, da bereits zwei Wochen später die Sozialdemokratische Arbeiterpartei 

Österreichs verboten war.38 

Die trostlose Lage, in der sich die Sozialdemokratie nach dem März 1933 befand, wurde 

von der Unternehmerseite genutzt, um erneut den Einfluss der Gewerkschaften auf der 

Betriebsebene zurückzudrängen. So hatte z. B. die Direktion der Steyr–Werke im 

September 1933 mit dem Betriebsrat Verhandlungen über den auslaufenden Lohnvertrag 

aufgenommen. Die Gespräche kamen jedoch bald ins Stocken, da die Direktion versuchte, 

u. a. die Rechte der Lehrlinge im Werk mit dem Verweis auf die wirtschaftliche Lage zu 

verschlechtern. Als die Gespräche schließlich stockten, schien der Geschäftsleitung im 

Jänner 1934 der Augenblick zum entscheidenden Schlag gekommen zu sein. Sie nahm 

heimlich Verhandlungen mit der Wiener Vertretung der christlichen Gewerkschaften auf, 

um den gewählten Betriebsrat auszubooten. Obmann Moser erfuhr jedoch rechtzeitig 

                                                 
35 Moser war seit der Gründung des Schutzbundes in Steyr am 9. Juni 1923  Funktionär in der Bezirksleitung. 
36 Interview mit August Moser vom 4. August 1979 
37 Rabinbach, Anson: Vom Roten Wien zum Bürgerkrieg. Wien 1989. S. 71 
38 Kammerstätter, Peter: Der Aufstand des Republikanischen Schutzbundes vom 12. Februar 1934 im Bezirk 
Steyr. In: Kammerstätter, Peter: Der Aufstand des Republikanischen Schutzbundes am 12. Februar 1934 in 
Oberösterreich, Linz 1983, S. 1125ff. 
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davon und erzwang mit dem Verweis auf die rechtliche Lage den Abbruch dieser 

Verhandlungen.39 Die Direktion wollte jedoch die erlittene Niederlage nicht auf sich sitzen 

lassen und bestand bei den folgenden Vertragsverhandlungen auf Zuziehung eines 

Polizeirates, um die beteiligten Betriebsräte einzuschüchtern. Daraufhin weigerte sich 

Moser, weiter für Verhandlungen zur Verfügung zu stehen. In der Vollversammlung der 

Arbeiter des Hauptwerkes vom 8. Februar 1934 berichteten die Betriebsräte über den  

Verhandlungsverlauf und die Schikanen der Direktion. Die Arbeiter waren empört, 

sicherten Moser und den verhandelnden Betriebsräten ihr Vertrauen zu und forderten sie 

schließlich auf, die geplanten Verschlechterungen abzuwehren. Aber dazu kam es nicht 

mehr: Nachdem sich die Direktion geweigert hatte, noch weiter mit Betriebsratsobmann 

Moser zu verhandeln, musste der Bundesobmann des Metallarbeiterverbandes, Franz 

Kogler, als Vertreter der Arbeiter einspringen und den neuen Kollektivvertrag 

abschließen.40 

Bereits Anfang 1934 steuerte die allgemeine Entwicklung auf eine bewaffnete 

Auseinandersetzung zu. Seitens der Regierung wurde durch eine Vielzahl an 

Provokationen gezielt darauf hingearbeitet, den Widerstand der Sozialdemokratie 

auszulösen. Fast täglich wurde mit dem Ausbruch der Kämpfe gerechnet. 

Deshalb ließ Moser bereits Mitte Jänner  Munition an die verlässlichsten Arbeiter im Werk 

verteilen. Er und andere Funktionäre aus Steyr hatten auch Verbindung mit dem 

oberösterreichischen Obmann der SDAP und Schutzbundführer, Richard Bernaschek, 

aufgenommen. Er war zwar kein Mitglied der Linksopposition, aber auch er kritisierte den 

Kurs des Parteivorstandes als zu nachgiebig und er drängte darauf, den ständigen 

Vorstößen entschlossen entgegenzutreten. Bei einer gemeinsamen Sitzung wurde 

beschlossen, dass Moser und Schrangl nach Wien fahren sollten, um den führenden 

Genossen des Parteivorstandes Bericht über die Situation in Steyr zu erstatten. Dort 

erklärte man den Emissären, dass man die Sorgen der Steyrer Arbeiter zwar teile, forderte 

                                                 
39 Damals bestand die gesetzliche Bestimmung, dass ein Vertragspartner eines Lohnvertrages mit keiner 
anderen Organisation Folgeverträge abschließen durfte, so lange der bisherige Lohnvertag nicht von einer der 
beiden Seiten gekündigt wurde. Dies war beim geschilderten Vorfall jedoch nicht der Fall. 
40 Erinnerungen und Notizen über die Tage um und aus dem 12. Februar 1934. Unveröffentlichtes 
Manuskript. Im Besitz des Autors 
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sie aber auf, noch  nicht loszuschlagen und weiter abzuwarten.41 Was die beiden Männer 

widerwillig nach Linz meldeten. 

Am 8. und 10. Februar fanden in Steyr wieder intensive Waffensuchen der Exekutive statt. 

Frühzeitig davon alarmiert, gelang es aber Moser mit  Hilfe anderer Schutzbündler, die in 

seiner Gartenhütte versteckten 20 Gewehre, Munition und Maschinengewehrgurte vor dem 

Zugriff in Sicherheit zu bringen. Am Nachmittag nahmen ihn dann zwei Gendarmen fest, 

nachdem sie bei einer Hausdurchsuchung einige Schriften der Linksopposition in seinem 

Schreibtisch gefunden hatten. Durch die Intervention des Steyrer Bürgermeister Sichlrader 

konnte er jedoch noch am selben Abend entlassen werden.42  

Am Sonntagnachmittag des 11. Februar 1934  berief Landesobmann Bernaschek erneut 

eine Besprechung ein, an der u. a. der Steyrer Bürgermeister Sichlrader, der 

Landtagsabgeordnete und SDAP-Bezirksobmann Schrangl, der militärische Leiter des 

Steyrer Schutzbunds Mayrhofer und Betriebsratsobmann Moser teilnahmen. Erneut 

standen Fragen der Bewaffnung und der Taktik auf der Tagesordnung, aber auch der Brief, 

den Bernaschek an mehrere sozialdemokratische Spitzenpolitiker geschickt hatte zur 

Beratung. Der Inhalt dieses Schreibens war sein Entschluss, wonach bei jeder weiteren 

Waffensuche oder Verhaftung bewaffneter Widerstand geleistet würde. Das Schreiben 

wurde den versammelten Funktionären vorgelesen und von diesen gutgeheißen. Auf 

Mosers Frage, was man unternehmen solle, wenn der Parteivorstand ein neuerliches 

Hinausschieben der Kämpfe anordne, gab Bernaschek zu verstehen, dass man ihn in einem 

solchen Falle „gernhaben“ könne. Es war der Betriebsratsobmann der Steyr-Werke, der 

schließlich durchsetzte, dass das Kampfsignal, wie im Brief angekündigt, unabhängig von 

der Entscheidung des Wiener Parteivorstandes gegeben werden müsse.43 Dann wurde noch 

vereinbart, dass im Falle des Kampfbeginns in Linz der Verwalter der Arbeiterkammer, 

Michael Recknagel, sofort die Betriebratskanzlei der Steyr-Werke verständigen sollte.  

Diskutiert wurde bei dieser Zusammenkunft auch die Situation, die durch die 

Zurücklegung des Mandates seitens des oberösterreichischen sozialdemokratischen 

Bundesratabgeordneten Rudolf Strunz entstanden war. Als Nachfolger sollte Moser dessen  

                                                 
41 McLoughlin, Finbarr: Der republikanische Schutzbund und gewalttätige politische Auseinandersetzungen 
in Österreich 1923 – 1934. Dissertation. Wien 1990, S. 397 
42 McLoughlin,  Der republikanische Schutzbund, a. a. O., S. 405 
43 Garscha Winfried, Hautmann Hans: Februar 1934 in Österreich, Berlin 1984, S. 112 
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Tätigkeit weiterführen. Obwohl schon eine entsprechende Bestätigung vorlag, kam es 

infolge der Ereignisse des 12. Februar 1934 jedoch nicht mehr zu einer Ausübung. 

Noch am Sonntagabend berichteten die zurückgekehrten Funktionäre den 

Schutzbundführern von den getroffenen Entscheidungen und veranlassten entsprechende 

Vorbereitung, die jedoch nur teilweise ausgeführt werden konnten. 

Montag, der 12. Februar, begann nach außen wie ein normaler Arbeitstag. Bald aber 

verwandelte sich die trügerische Ruhe in Hektik: Aus Linz kam die Verständigung 

Recknagels vom Ausbruch der Kämpfe. Moser nahm das Telefonat entgegen, rief die 

anderen Betriebsräte und Vertrauensleute zusammen und löste den Streik aus. Alle 

Abteilungen wurden stillgelegt und die Telefonzentrale besetzt. Die Arbeiter begaben sich 

zu ihren Sammelplätzen auf der Ennsleite oder in die Neustraße. Um 11 Uhr kam der 

erwartete Anruf aus der Gewerkschaftszentrale in Wien über die Proklamation des 

Generalstreiks. Wenig später begannen die Kämpfe auf der Ennsleite. Aber auch in Steyr 

konnte von einer koordinierten militärischen Führung durch den Schutzbund keine Rede 

sein. Der militärische Leiter, Mayrhofer, wurde bereits vor Kampfbeginn verhaftet, der 

Kommandant für das Stadtzentrum ließ sich ebenso wenig blicken wie  der Kommandant 

der Siedlung „Klein, aber mein“. Für ihn sprang Moser ein und übernahm die militärische 

Leitung in diesem Abschnitt. Seine Aufgabe war es, die Kampfleitung auf der Ennsleite 

vor Angriffen aus dem Hinterhalt zu schützen. In Mosers Gebiet befand sich auch die 

Eisenbahnbrücke über den Ramingbach, welche alle Züge passieren mussten, die vom 

Ennstal nach Steyr fuhren. Um Truppentransporte auf dieser Strecke zu verhindern, 

wurden deshalb die Eisenbahnschienen am Viadukt gesprengt. Die Sprengung war 

notwendig geworden, nachdem der Generalstreik der Eisenbahner nicht stattgefunden 

hatte. Die Schutzbündler unter seiner Leitung harrten schließlich bis Dienstagnachmittag 

aus, bis ihnen die Munition ausging und sie den Kampf einstellen mussten.44 
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III.2. Vom Februar 1934 bis 1938 

Als am 13. Februar klar war, dass dieses letzte Aufbäumen der Steyrer Arbeiter 

fehlgeschlagen hatte, musste jeder Beteiligte für sich entscheiden, was zu tun sei. Moser 

war sich bewusst, dass  nach ihm, als einer der führenden Köpfe des Aufstands, gefahndet 

werden würde.45 Im Falle einer Festnahme musste er mit dem Todesurteil rechnen. 

Schließlich hatte  die Dollfuß – Regierung im November  1933 das Standrecht, verbunden 

mit der Todesstrafe, im November 1933 für Mord, Brandstiftung  und boshafte 

Sachbeschädigung eingeführt. Am 12. Februar erfolgte dann mittels Notverordnung eine 

Erweiterung dieser Delikte um den Tatbestand des „Verbrechens des Aufruhrs“.46 Moser 

floh deshalb nach Niederösterreich und wurde in Behamberg bei Steyr von einem 

Zimmermann fast zwei Wochen lang versteckt. Durch die Ehefrau des Zimmermanns 

nahm Moser zu seiner Ehefrau47 Kontakt auf. Sie und weitere verlässliche Genossen 

organisierten schließlich seine Flucht mit einem Auto bis Freistadt. Dort angekommen, 

wurde er von einem Fluchthelfer zu Fuß über die Grenze in die Tschechoslowakei (ČSR) 

geführt. Am nächsten Tag meldete er sich beim Gendarmerieposten in Kaplitz und wurde 

als politischer Flüchtling anerkannt. Dort machte man ihn auch auf das 

Unterstützungskomitee der österreichischen Arbeiterschaft in Prag aufmerksam. Er fuhr 

dorthin und wurde im Emigrantenlager Zbraslav48 einquartiert, wo er auch in die 

Lagerleitung gewählt wurde.49 Diese Lager hatten die tschechischen Arbeiterparteien 

zwecks Unterbringung und Versorgung der geflohenen österreichischen Februarkämpfer 

organisiert. Ein Akt der internationalen Solidarität,  welcher auf die langen Verbindungen 

zwischen der tschechischen und österreichischen Arbeiterbewegung zurückzuführen war, 

die bis in die österreichisch–ungarische Monarchie zurückreichten. Anlässlich der 

Februarkämpfe hatten die tschechischen Arbeiterparteien am 15. Februar 1934 große 

Sympathiekundgebungen für die österreichischen Arbeiter in mehreren Städten sowie eine 

fünfminütige, landesweite Arbeitsruhe abgehalten.50 Um sich das Ausmaß der 

tschechischen Hilfe vor Augen zu führen, muss man bedenken, dass diese Parteien bereits 

seit 1933 auch deutsche Emigranten unterstützten hatten, welche vor dem 
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nationalsozialistischen Terror geflohen waren.51 Zusätzlich wurde die ČSR zu dieser Zeit 

von einer schweren Wirtschaftskrise mit hoher Arbeitslosigkeit heimgesucht, was sich 

wiederum erheblich auf die Finanzen der Parteien auswirkte.52 

Im Juni 1934 zog Moser schließlich die persönlichen Konsequenzen aus der bisherigen 

Politik der Sozialdemokratischen Partei und entschloss sich, der KPÖ beizutreten.53 Seine 

neue Partei wusste seine Qualitäten und Verdienste zu schätzen und wählte ihn bereits auf 

ihrem 12. Parteitag im September 1934 in Prag in ihre höchsten Gremien. Die Wahl muss 

wohl in Abwesenheit erfolgt sein, denn Moser befand sich seit August 1934 auf einer 

Studienreise in der Sowjetunion. Gemeinsam mit Richard Strasser begleitete er den 

ehemaligen Obmann der SDAP Oberösterreich und Schutzbundführer Richard Bernaschek. 

Dieser hatte auf seine Weise die Schlüsse aus der Niederlage der Sozialdemokratie 

gegenüber dem Austrofaschismus gezogen. Er wollte deshalb die Unterstützung seines 

Vorhabens, eine „Vereinigte Arbeiterpartei“ (bestehend aus SDAPÖ und KPÖ) unter 

seiner Führung durch die Kommunistische Internationale sondieren. Seine 

Gesprächspartner zeigten sich interessiert, angesichts fehlender Voraussetzungen wollten 

sie ihm jedoch keine Zusage geben. Enttäuscht kehrte Bernaschek wieder nach Prag 

zurück. Moser blieb noch bis Dezember 1934 in der Sowjetunion und besuchte u. a. die 

Schutzbundkollektive in Rostow am Don und in Charkow.54  

 

Nach dem Verbot der Freien Gewerkschaften im Februar 1934 hatten sich zwei 

rivalisierende Gewerkschaftszentralen gebildet. Die zuerst in eine kommunistische 

(„Wiederaufbaukommission der Freien Gewerkschaften“-WAK) und sozialistische 

Richtung („Siebenerausschuss“) gespaltenen illegalen Gewerkschaftsorganisationen 

vereinigten sich im Sommer 1935 zu einer „Provisorischen Bundesleitung der Freien 

Gewerkschaften Österreichs“, wobei die Initiative zum Zusammenschluss der beiden 
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Organisationen eindeutig von der WAK ausging.55 Ihre Hauptstützpunkte hatten die 

illegalen Gewerkschaften, die nach dem Industriegruppenprinzip gegliedert waren, in den 

Wiener Großbetrieben, vor allem in der Metallbranche. Auch unter den Angestellten waren 

sie stark vertreten. Die Hauptaufgaben der illegalen Gewerkschaften bestanden in der 

Interessenvertretung der Arbeiter in den Betrieben sowie in der politisch-

propagandistischen Bekämpfung des Regimes. Ab 1936 führten sie auch den Kampf gegen 

die illegalen Nationalsozialisten, die sich seit dem Juliabkommen von 1936 im 

Aufschwung wähnten. 

Aus der Sowjetunion zurückgekehrt, beteiligte sich nun Moser im Rahmen der WAK an 

der Gewerkschaftsarbeit in Österreich. Er brachte für diese Tätigkeit entsprechende 

Voraussetzungen mit, verfügte er doch als ehemaliger Betriebsratsobmann der Steyr-

Werke noch über gute Kontakte und Verbindungen zu den Betriebsfunktionären vieler 

Firmen in der Metallbranche, außerdem besaß er nach wie vor ein hohes Ansehen unter 

den Gewerkschaftern. Neben den Vereinigungsbestrebungen der beiden illegalen 

Gewerkschaftsorganisationen ging es Moser vor allem darum, die Arbeiterschaft über die 

Gefahr des deutschen Faschismus aufzuklären und sie für ein aktives Eingreifen zugunsten 

eines freien und unabhängigen Österreichs zu gewinnen. Zwischen 1935 und 1938 fuhr er 

mehrmals – obwohl noch immer steckbrieflich gesucht - illegal nach Wien. Seine 

Bekanntheit wäre ihm 1936 aber beinahe zum Verhängnis geworden, als ihn ein 

Polizeispitzel bei einer seiner Missionen in Wien erkannte und daraufhin verhaftet. Moser 

gelang es aber sich loszureißen und zu entkommen.56 Ende Februar 1938 kehrte er wieder 

einmal nach Prag zurück, um dort verschiedene Einzelheiten bezüglich der weiteren 

illegalen Arbeit zu besprechen. Zu einer Rückkehr nach Österreich kam es aber nicht mehr, 

denn am 11. März 1938 hatten deutsche Truppen den „Anschluss“ vollzogen und der 

Unabhängigkeit Österreichs ein Ende bereitet. Bereits am nächsten Tag wurde Moser von 

der Parteileitung nach Bratislava geschickt, um in Zusammenarbeit mit den tschechischen 

Arbeiterparteien dort die Grenzarbeit zu organisieren. Dabei handelte es sich um die 

Hilfestellung für politische Verfolgte aus Österreich beim illegalen Grenzübertritt in die 

Slowakei. 
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Doch auch die Tschechoslowakei war im März 1938 bereits alles andere als ein sicheres 

Asylland für die zahlreichen österreichischen Emigranten. Die Krise im Sudetenland 

spitzte sich immer mehr zu. Mit der Verschärfung der innenpolitischen Situation wurde 

auch die Lage der exilierten Februarkämpfer immer schwieriger.  

Aus diesem Grund wurde im Herbst 1938 die Parteileitung der KPÖ von Prag nach Paris 

verlegt. Auch Moser hielt sich dort von  September bis November 1938 auf. Im Rahmen 

einer ZK–Sitzung wurde er vom Generalsekretär der KPÖ, Johann Koplenig, beauftragt,  

nach Schweden zu reisen, um von dort die Ausreise der in Frankreich internierten 

Spanienkämpfer nach Schweden in die Wege zu leiten. Außerdem sollte er die 

Exilorganisation der KPÖ in Schweden aufbauen und im Zusammenwirken  mit anderen 

österreichischen Emigrantengruppen für ein Wiedererstehen Österreichs arbeiten.57 Er 

verließ Paris im November 1938 und reiste zunächst nach  Oslo. Sein Aufenthalt in der 

norwegischen Hauptstadt erklärt sich aus der Tatsache, dass die österreichischen 

Kommunisten ursprünglich Oslo zum Zentrum ihres Exils in Skandinavien gemacht hatten. 

Diese unterstützten ihn dabei die notwendigen Dokumente zur Weiterreise nach Schweden 

zu organisieren und verschafften ihm auch einen Überblick über die politischen 

Verhältnisse in Skandinavien. 

III.3.Die Jahre von 1939 bis 1945 

Anfang 1939 setzte er seine Reise nach Stockholm fort. Dort meldete er sich bei den 

schwedischen Behörden und wurde als politischer Flüchtling anerkannt. Nach seiner 

Legalisierung und der Zuerkennung der Flüchtlingsunterstützung arbeitete er als 

Werkzeugmacher im Betrieb des deutschen Emigranten Hansmann. Bereits nach vier 

Wochen kündigte er jedoch seinen Arbeitsplatz, da er dort unter dem üblichen Tarif 

bezahlt wurde. Bis zum Verlassen Schwedens im Jahre 1945 wechselten sich nun Phasen 

der Arbeit und der Erwerbslosigkeit ab. Letztere nahm Moser öfters bewusst in Kauf, um 

sich der politischen Arbeit zu widmen.  

Nach der vollständigen Besetzung Norwegens und dem Kriegseintritt Finnlands an 

deutscher Seite war Schweden vollständig vom deutschen Machtbereich umschlossen. Die 

Regierung sah sich daher veranlasst, einen sehr vorsichtigen, dem Deutschen Reich 
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wohlwollenden Neutralitätskurs einzuschlagen. Um keinen diplomatischen Zwischenfall 

zu provozieren, untersagte die schwedische Regierung ab 1. September 1939 jegliche 

politische Tätigkeit der zahlreichen Emigranten. Für die „Landesgruppe Österreichischer 

Gewerkschafter in Schweden“ bedeutete dies, dass man sich weitgehend nur mit 

kulturellen, wirtschaftlichen und gewerkschaftlichen Fragen beschäftigen konnte.58 Sie war 

1938 durch ehemalige Mitglieder der österreichischen Freien Gewerkschaften, unter 

Beteiligung des schwedischen Gewerkschaftsbundes landsorganisationen (LO), gegründet 

worden. Durch dessen starke Position innerhalb der schwedischen Gesellschaft hatte man 

auch einen wichtigen Fürsprecher österreichischen Angelegenheit im Aufnahmeland. Bei 

den Vorstandswahlen 1942 wurde Moser zum Vorstandsmitglied und Stellvertreter von 

Obmann Josef Pleyl gewählt. Bis 1944 bildete die „Landesgruppe Österreichischer 

Gewerkschafter in Schweden“ die einzige überparteiliche Organisation innerhalb des 

österreichischen Exils in Schweden. 

Ende 1942 wurde Moser von den schwedischen Behörden der Spionage für die 

Sowjetunion verdächtigt und mehrere Monate in Untersuchungshaft genommen.59 Wie sich 

später herausstellte war er ein Opfer einer Denunziation geworden. Es gelang ihm aber,  

seine Unschuld zu beweisen, und so wurde er nach drei Monaten aus der 

Untersuchungshaft  entlassen. Obwohl er nicht verurteilt wurde, wurde ihm zur Auflage 

gemacht, dass er sofort nach Kriegsende Schweden verlassen müsse; darüber hinaus wurde 

er mit einem Einreiseverbot belegt.  

Als sich nach den Erfolgen der Alliierten bei Stalingrad und El Alamein eine Niederlage 

des Deutschen Reiches mehr und mehr abzuzeichnen begann, kam es zu einer Lockerung 

der schwedischen Haltung bezüglich der politischen Tätigkeit der Exilanten.  Die 

österreichischen Kommunisten nutzten die Gunst der Stunde, und begannen für die Idee 

einer übergeordneten, alle Österreicher in Schweden umfassenden Organisation zu werben. 

Moser war von der Leitung der KPÖ–Gruppe in Schweden beauftragt worden, 

diesbezüglich mit dem Klub Österreichischer Sozialisten in Schweden unter Leitung von 

Dr. Bruno Kreisky Kontakt aufzunehmen.60 Der Vorschlag wurde jedoch von Kreisky 

anfangs abgelehnt. Es bedurfte mehrwöchiger Verhandlungen, bis sich die österreichischen 
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Sozialisten im Jänner 1944 entschlossen, schließlich doch an diesem Vorhaben 

teilzunehmen. Im Juni 1944 fand schließlich die erste Vollversammlung der 

Österreichischen Vereinigung in Schweden (ÖVS) statt. Im August 1944 wurde der 

Interimsvorstand unter Bruno Kreisky durch einen ordnungsgemäß gewählten abgelöst. 

Obmann wurde erneut Dr. Kreisky,  als Obmannstellvertreter wurde der Bürgerliche Franz 

Kremayer sowie  der Kommunist August Moser und der Sozialist Josef Pleyl gewählt . 

Wie aus dieser Aufzählung hervorgeht, umfasste die ÖVS alle relevanten politischen 

Gruppen der österreichischen Emigration. Ausgehend von Stockholm wurden bis zum 

Oktober 1944 fünf weitere Ortsgruppen gebildet. Bis Jänner 1945 kamen nochmals sieben 

weitere Gruppen dazu. Gemäß dem Statut, wonach es Aufgabe der ÖVS sei, „ in der 

schwedischen Öffentlichkeit Interesse für das österreichische Volk und Land [zu] 

wecken“61, begann eine rege kulturelle und volksbildnerische Tätigkeit unter den 

österreichischen Emigranten.  

 

Bereits zum Zeitpunkt der ersten Hauptversammlung der ÖVS im Sommer 1944 stand die 

Diskussion über den Anschluss der ÖVS an das als Dachorganisation der Freien 

Österreichischen Bewegungen in der ganzen Welt gegründete, „Free Austrian World 

Movement“ (FAWM)62 zur Debatte. Die Vertreter der bürgerlichen Parteien und der 

Kommunisten unterstützten die Anliegen dieser mitgliederstarken Organisation der 

Exilösterreicher und forderten deshalb den Beitritt der ÖVS zur FAWM. Die Sozialisten 

verdächtigten die FAWM eine kryptokommunistische Organisation zu sein und sträubten 

sich aus diesem Grund gegen einen Beitritt.  Der Dissens darüber konnte  nicht mehr 

überbrückt werden, sodass in der zweitägigen Hauptversammlung der ÖVS vom 24. und 

25. Februar 1945 die Spaltung vollzogen wurde. Am 8. April 1945 wurde deshalb die 
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Freie Österreichische Bewegung (FÖB) gegründet, welche Mitglied der FAWM wurde.63 

Dem Vorstand gehörten als Vorsitzender August Moser (KPÖ) sowie als Stellvertreter 

auch Friedrich Schleifer (SPÖ) und  Karl Bittner für die Bürgerlichen, an. Darüber hinaus 

waren die wichtigsten Exilgruppierungen ebenfalls im Vorstand repräsentiert.   

Nachdem mit Kriegsende der Trennungsanlass zwischen den beiden österreichischen 

Exilorganisationen weggefallen war, kam es schließlich unter Vermittlung des 

Stockholmer Bürgermeister Carl-Albert Anderson im November 1945 zur Einigung der 

beiden Emigrantenorganisationen im Rahmen des Österreichischen 

Repräsentationsausschusses in Schweden.64 Kurz danach wurde der Österreichische 

Repräsentationsausschuss vom schwedische Sozialminister Gustav Moeller  als Vertreter 

der Österreicher in Schweden anerkannt. Die neue Organisation der Exilösterreicher 

beteiligte sich bereits an den ersten Paketaktionen zugunsten des hungernden Österreich. 

Erst im März 1946 wurde die endgültige Wiedervereinigung der ÖVS und der FÖB 

vollzogen. Moser war zu diesem Zeitpunkt nicht mehr mit der Exilpolitik befasst, denn er 

hatte Schweden bereits Ende November 1945 in Richtung Finnland verlassen. Von dort 

gelangte er über Moskau nach Budapest. Der Weiterflug nach Wien wurde jedoch durch 

dichten Nebel verzögert, weshalb Moser schließlich nicht an den Nationalratswahlen vom 

25. November 1945 teilnehmen konnte. Anfang Dezember 1945 kehrte er schließlich nach 

über elf Jahren Abwesenheit wieder nach Steyr  zu seiner Familie zurück.65  
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IV. Mosers Tätigkeit in der Gewerkschaft der Metall- und Bergarbeiter 

IV.1.Die Nachkriegspolitik der KPÖ   

Als die KPÖ 1945 wieder ihre legale Tätigkeit aufnahm, war sie die einzige Partei, die ein 

Programm für ein demokratisches und unabhängiges Nachkriegs–Österreich vorweisen 

konnte. Im Manifest „Die Wiedergeburt Österreichs“ hatte sie schon im Juni 1944 ihre 

Vorstellungen für den Aufbau einer antifaschistischen und demokratischen Ordnung 

dargestellt. Darin schlugen die Kommunisten die Bildung „einer provisorischen Regierung 

der freien, unabhängigen, demokratischen Volksrepublik (...) auf breitester demokratischer 

Basis“ vor. Diese sollte eine Reihe von Sofortmaßnahmen durchführen, welche unter 

anderem lauteten: „ Die demokratischen Freiheitsrechte des Volkes wiederherzustellen, 

(...) aus den Reihen der im Kampf erprobten Patrioten und Antifaschisten einen neuen 

Staatsapparat aufzubauen, (...) den ganzen politischen, moralischen und ideologischen 

Nazidreck (sic!) aus Österreich hinauszufegen“.66 Neben der Verstaatlichung der deutschen 

Monopole und Großbetriebe formulierte dieses Programm den Willen, „das rechtmäßige 

erworbene Privateigentum der Bauern, Gewerbetreibenden, Kaufleute, Unternehmer usw. 

zu schützen und ihre wirtschaftliche Privatinitiative zu ermuntern“.67  

Die Tatsache des fehlenden Massenwiderstandes gegen den Faschismus und die 

Niederwerfung der NS-Diktatur durch die Alliierten ließ die KPÖ zu dem Schluss 

kommen, dass nach Kriegsende die Siegermächte die künftige  Entwicklung Österreichs 

bestimmen würden. In dieser Situation schien ein unmittelbarer Übergang zum 

Sozialismus nicht möglich zu sein. Darüber hinaus bestand keine revolutionäre Situation, 

wie dies etwa nach Ende des Ersten Weltkriegs in Österreich der Fall gewesen war. 

Deshalb verfolgte die KPÖ den Weg, wonach der Kapitalismus als Wirtschaftssystem zwar 

nicht überwunden, aber weitgehend unter demokratischer Kontrolle stehen würde und 

damit eine Zwischenetappe auf dem Weg zu einem sozialistischen Österreich geschaffen 

würde. Dabei sollte die innenpolitische Entwicklung von der im Widerstand begründeten 

Zusammenarbeit der drei antifaschistischen Parteien KPÖ, SPÖ und ÖVP bestimmt 

werden. Um ihre potentiellen Bündnispartner nicht zu verprellen, hatte sie ihre 
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Forderungen so formuliert, dass sie Lösungen für die drängendsten Probleme boten und 

dabei ohne weiteres von den beiden anderen Parteien mitgetragen werden konnten. So 

wurde etwa der Vorschlag nach Verstaatlichung der Großindustrie auch von Sozialisten 

und Christlichsozialen mitgetragen. Schließlich sollten mit der Entmachtung der deutschen 

Konzernherrn und ihrer österreichischen Profiteure sowie der Verstaatlichung ihrer Firmen 

die ökonomischen Wurzeln des Nationalsozialismus ein für allemal vernichtet, und eine 

erneute derartige Entwicklung ausgeschlossen werden. Gleichzeitig sollte damit die fatale 

Kapitalabhängigkeit der österreichischen Industrie vom Ausland sowie die damit 

verbundene verhängnisvolle Einmischung in die österreichische Innenpolitik der 

Zwischenkriegszeit unterlaufen werden. Das Ziel war der Aufbau einer eigenständigen 

Nachkriegswirtschaft als Basis für die politische Unabhängigkeit des Landes.  

Konkretisiert und ergänzt wurde diese Orientierung durch das „Sofortprogramm“, welches 

die KPÖ am 5. August 1945 vorlegte. Darin ging es u. a. um die radikale Säuberung des 

Staates, der Wirtschaft und der Kultur von allen Überresten des Faschismus, entschiedene 

Demokratisierung des gesamten öffentlichen Lebens, aller staatlichen und wirtschaftlichen 

Einrichtungen sowie der restlosen Vernichtung aller Machtpositionen des kriegsschuldigen 

deutschen Großkapitals in Österreich. Als wirtschaftspolitische Forderungen wurden die  

Verstaatlichung und Nationalisierung der Schlüsselindustrien, insbesondere der 

Schwerindustrie und der Bergwerke in genau festgesetzten kurzen Fristen gefordert. Die 

oberste Leitung der verstaatlichten Betriebe sollte in der Hand eines Wirtschaftsrats liegen, 

der aus Betriebsleiter und Vertretern der Angestellten und Arbeiter der verstaatlichten 

Betriebe zusammengesetzt war. Ebenso wurde ein systematischer Abbau der von den 

Nationalsozialisten durchgeführten Bürokratisierung und Überzentralisierung der 

Wirtschaft verlangt und die Beibehaltung der zentralen Bewirtschaftung – solange und 

soweit sie notwendig war – gefordert, obei diese nicht durch diktatorische Vollmachten 

von Staatsämtern oder bürokratischen Zentralen erfolgen sollte, sondern vielmehr durch 

einen Rat für Wirtschaftsplanung, gebildet aus den Betriebsleitern der wichtigsten 

Betriebe, aus erfahrenen Kaufleuten, Gewerbetreibenden, Handwerkern, Leitern von 

Konsumgenossenschaften und Vertretern der Angestellten und Arbeiter. Der Schutz des 

rechtmäßig erworbenen Eigentums sowie die Förderung von Handwerk und Gewerbe 
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sollten ebenso gewährleistet werden, wie die Herstellung geordneter Rechtsbegriffe und 

Rechtsverhältnisse.68   

Zusammenfassend kann also gesagt werden, dass der Maßnahmenkatalog der 

Kommunisten auf die unmittelbar notwendigen Maßnahmen zur materiellen Versorgung 

und zur politischen Einbindung der Bevölkerung abzielte. Dabei ging  es nicht nur um die 

Wiederherstellung alter demokratischer Rechte, sondern auch um ihre Erweiterung durch 

neue. Auf dem Gebiet der Wirtschaftspolitik kam dies durch die Kombination 

vergesellschafteter, demokratisch geleiteter Schlüsselindustrien mit der Privatinitiative 

kleiner und mittlerer Unternehmer und durch demokratische Körperschaften gelenkte und 

kontrollierte Wirtschaftsplanung zum Ausdruck. Insofern verwundert es nicht, in einem 

kommunistischen Manifest die Forderungen nach Schutz des rechtmäßig erworbenen 

Privateigentum bzw. nach Förderung der wirtschaftlichen Privatinitiative zu finden. Die 

Zusammenarbeit mit Sozialisten und Bürgerlichen gestaltete sich insofern problemlos, als 

diese über ähnliche Nachkriegskonzepte verfügten und die Errichtung demokratischer 

Strukturen sowie die Zusammenarbeit aller antifaschistischen Strömungen vorsahen. 

Deshalb war es nur konsequent, dass die Kommunisten mit einem Vizekanzler, mehreren 

Ministern und Staatssekretären an der Provisorischen Regierung Karl Renners teilnahmen. 

Aus den ersten Wahlen am 25. November 1945 ging die ÖVP mit 85 Parlamentssitzen als 

stärkste Partei hervor, gefolgt von der SPÖ mit 76 Mandaten. Die KPÖ, welche die 

Hauptlast des antifaschistischen Widerstands getragen hatte, lag zwar mit fünf Prozent der 

Stimmen und vier Mandaten weit über ihrer Stärke vor 1934, blieb aber dennoch sehr weit 

hinter ihren eigenen Erwartungen zurück. Die neugebildete Regierung bestand nun im 

wesentlichen aus einer Großen Koalition zwischen ÖVP und SPÖ, worauf schon vor der 

Wahl die Präferenzen dieser beiden Parteiführungen sowie der Westmächte hinausgelaufen 

waren.69 Zwar nahm Bundeskanzler Figl einen kommunistischen Minister in die Regierung 

auf, doch war dies einem taktischen Kalkül zuzuschreiben und entsprach nicht der 

Stimmenstärke der Partei.70 Damit waren die politischen Weichen bereits wenige Monate 

nach Kriegsende gestellt und die Parteien der Großen Koalition begannen alsbald eine 
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Öffnung gegenüber den politischen und ökonomischen Systemen der westlichen 

Siegermächte, allen voran der USA, zu betreiben.   

Österreichische Stimmen für die Westintegration, kapitalistische Restauration und den 

Marshallplan gab es viele. Sie kamen aus der Österreichischen Volkspartei ebenso wie aus 

der Sozialistischen Partei Österreichs und dem Österreichischen Gewerkschaftsbund – und 

nicht zu knapp. Die Kommunisten mit ihren Persönlichkeiten Koplenig, Fischer und  

Minister Altmann wandten sich gegen diese Orientierung. Sie befürchteten zurecht, dass 

die Inanspruchnahme amerikanischer Aufbauprogramme die Restauration 

monopolkapitalistischer Strukturen sowie die Abhängigkeit der österreichischen Wirtschaft 

von ausländischen Kapitalgebern bewirken würden.  Als Alternative dazu propagierte die 

KPÖ  den Auf- und Ausbau einer  autonomen österreichischen Volkswirtschaft. Zu diesem 

Zweck legten die Kommunisten auch einen Wirtschaftsplan vor, indem sie darstellten, wie 

dieses Ziel zu erreichen sei. Ihre Argumente stießen jedoch infolge der 

antikommunistischen Hysterie des einsetzenden Kalten Krieges sowie des geringen 

parlamentarischen Einflusses der KPÖ weitgehend auf taube Ohren. Dazu kam, dass nach 

den Novemberwahlen das Ziel einer österreichischen Autarkie für die große Koalition 

weitgehend vom Tisch war und die Westintegration als beschlossene Sache galt. Es muss 

in diesem Zusammenhang nicht verwundern, dass jene Partei, die am ehesten 

Unternehmerinteressen vertrat, die ÖVP, sich für die Teilnahme am Marshallplan 

aussprach. Viele konservative Funktionäre hatten zwar durch die Teilnahme am 

Widerstandskampf eine antifaschistische Grundeinstellung übernommen, ihre 

Vorstellungen bezüglich eines wirtschaftlichen Nachkriegsmodells reichten jedoch über 

den Wunsch einer zügigen Restauration des Kapitalismus nicht hinaus.71  

Woher allerdings die (beinahe) bedingungslose Orientierung der SPÖ auf die US-

Wirtschaftshilfe herrührte, soll im folgenden erläutert werden: Der Dreh- und Angelpunkt 

der sozialdemokratischen Nachkriegsstrategie war das traumatische Erlebnis des 12. 

Februar 1934, als die geballte Staatsmacht gegen die Sozialdemokratie losschlug. Um eine 

derartige Wiederholung zu verhindern, war nach Meinung des Parteivorstandes eine 

dauerhafte Teilnahme der SPÖ an der Staatsführung unbedingt notwendig. Da andererseits 

ein antikapitalistischer Entwicklungsweg, wie ihn die osteuropäischen Staaten nahmen, für 

                                                                                                                                                    
Regierung sicherzustellen. Dr. Altmann trat 1947 aus Protest gegen die Währungsreform von seinem 
Ministeramt zurück. 
71 Hofbauer, Hannes: Westwärts. Österreichs Wirtschaft im Wiederaufbau. Wien 1992, S. 73 
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die Führung der Sozialistischen Partei nicht in Frage kam, war damit die Orientierung auf 

die Zusammenarbeit mit dem Bürgertum bereits vorgezeichnet und die Teilnahme an der 

großen Koalition mit der ÖVP nur mehr die logische Folge. Adolf Schärf72, wohl der 

bewussteste Vertreter des neuen Kurses in der SPÖ, sprach sogar von einer 

„Schicksalsgemeinschaft, in welcher die SPÖ an die ÖVP geschmiedet wäre“.73 Um also 

die sozialdemokratische Teilnahme an Staat und Wirtschaft zu sichern, bedurfte es einer 

raschen Entwicklung und Modernisierung der österreichischen Volkswirtschaft. Diese 

könne jedoch angesichts der riesigen Zerstörungen der Infrastruktur, der Verluste an 

Menschenleben sowie der Besetzung durch die vier Alliierten unmöglich aus eigener Kraft 

erfolgen. Folglich musste die finanzielle Hilfe von außen kommen, und als geeigneter 

Partner erschienen dafür die USA. Diese war aus dem zweiten Weltkrieg zweifelsohne als 

Führungsmacht hervorgegangen und überdies ökonomisch in der Lage, Hilfe und Kredite 

zu geben, was sie wesentlich von der UdSSR oder Großbritannien unterschied. Es ist 

unschwer zu erkennen, dass sich hier bereits Anknüpfungspunkte für die spätere 

Teilnahme am Marshall–Plan ergaben.  

Widerstand gegen diese Ausrichtung  kam vor allem vom linken Flügel der SPÖ unter 

Zentralsekretär Erwin Scharf. Dieser wandte sich gegen die These von der 

„Schicksalsgemeinschaft“ mit der ÖVP und traf damit die Massenstimmung in der SPÖ. 

Deshalb musste auch die ab 1946 erfolgende Zusammenarbeit mit der ÖVP  im Geheimen 

vor sich gehen und konnte erst gegen den Widerstand in der eigenen Partei schließlich 

durchgesetzt werden.74 Erwin Scharf und seine Mitstreiter wollten stattdessen eine engere 

Zusammenarbeit mit den Kommunisten erreichen. Eine Möglichkeit, die nicht 

unrealistisch erschien, schließlich hatten doch KPÖ und SPÖ zusammen bei den 

Novemberwahlen 1945 einen Gesamtstimmenanteil von über 50% erreicht.  Den Beitritt 

zum Marshallplan sowie die außen- und wirtschaftspolitische Westorientierung lehnte die 

SP-Linke ebenfalls ab und zwar deshalb, weil dadurch die Hauptlast der Sanierung der 

österreichischen Wirtschaft den Arbeitern und Angestellten aufgebürdet worden wäre. Sie 

kritisierte in diesem Zusammenhang auch die Gewerkschaftsführung, weil sie sich mit 

diesem Faktum bereits abgefunden hatte.  Doch bereits am Parteitag der SPÖ 1947 war der 
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linke Flügel soweit in die Defensive gedrängt, dass er keine Gefahr mehr für die Politik des 

Parteivorstandes darstellte.75  

Jedenfalls ist die Hinwendung der SPÖ zur ÖVP und die grundsätzliche Befürwortung 

einer Koalitionspolitik eine der wichtigen Entscheidungen der unmittelbaren 

Nachkriegszeit. Diese wurde ihrerseits nur dadurch ermöglicht bzw. zu einer 

Dauererscheinung gemacht, indem die Vorherrschaft des rechten Flügels in der SPÖ 

(Renner, Schärf, Helmer,...) innerhalb der Partei organisatorisch abgesichert wurde.76 Die 

Festlegung auf die ÖVP als Dauerkoalitionspartner hatte für die SPÖ aber auch nachteilige 

Folgen. So z. B. als sie den Griff der ÖVP nach dem Wirtschaftsministerium und die 

Verwaltung hinnehmen und bei sämtlichen Gesetzesvorhaben auf Kompromisskurs gehen 

„musste“. So setzte sich ein koalitionärer Kurs durch, der strikt antikommunistisch war, 

den wirtschaftlichen und politischen Westkurs steuerte und den Grundstein für das damals 

noch nicht ausgereifte Konzept einer sogenannten „sozialen Marktwirtschaft“ legte. 

Die Zusammenarbeit der beiden Massenparteien ÖVP und SPÖ hatte aber auch ganz klare 

Ursachen in der materiell–ökonomischen Struktur Österreichs.77 Schließlich war die  

Schwäche der nationalen Bourgeoisie, vor allem des Großkapitals, eine Besonderheit der 

österreichischen Wirtschaftsstruktur. Schon vor 1938 war die österreichische Industrie 

deshalb stark von deutschem Kapital beeinflusst gewesen, nach dem Anschluss wurden die 

wichtigsten Betriebe der Metallverarbeitung und des Maschinenbaus, der chemischen und 

Elektroindustrie sowie des Bergbaus dem Großkapital des Deutschen Reiches einverleibt. 

Während der nationalsozialistischen Herrschaft wurde die Grundstoff- und 

Produktionsmittelindustrie weiter ausgebaut. Zu Kriegsende war demnach der wichtigste 

Teil der österreichischen Groß- und Schwerindustrie in deutschem Besitz. Eigentümer und 

Direktoren waren nach Kriegsende geflüchtet oder verjagt worden, und nach ersten 

spontanen Inbesitznahmen durch die Belegschaften setzte die Regierung mit dem Gesetz 

vom 10. Mai 1945 rund 6000 öffentliche Verwalter für nunmehr herrenlose Betriebe ein.  
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In den Potsdamer Beschlüssen wurde nun allerdings festgelegt, dass deutscher 

Auslandsbesitz auf die Alliierten überzugehen hätte, und im Unterschied zu den 

Westmächten erhob die Sowjetunion auch tatsächlich Ansprüche auf das deutsche 

Eigentum in Österreich. Für die führenden politischen Kräfte Österreichs ergaben sich 

daher von zwei Seiten Interessen an Verstaatlichungsmaßnahmen. Einmal hätte die 

österreichische Privatindustrie aufgrund ihres kriegsbedingten Kapitalmangels keine 

Möglichkeit gehabt, die Großindustrie wieder in Gang zu bringen, und auch konservativen 

Wirtschaftskreisen der ÖVP schien eine quantitativ und zeitlich begrenzte Verstaatlichung 

nützlich für den Wiederaufbau der kapitalistischen Wirtschaft zu sein. Zum anderen 

richtete sich die Verstaatlichung gegen sowjetische Ansprüche auf das deutsche Eigentum. 

Deshalb hatten noch vor dem 25. November 1945, dem Termin für die Nationalratswahlen,  

SPÖ und ÖVP sich darauf geeinigt, dass unabhängig vom Ausgang der Wahlen in jedem 

Fall verstaatlicht werden sollte.78 Mit den Verstaatlichungsgesetzen vom Juli 1946 und 

März 1947 wurden knapp 90 Unternehmen verstaatlicht. Formal erfolgte die 

Verstaatlichung unter Beibehaltung privatrechtlicher Gesellschaftsformen, deren Anteile 

auf den Staat übergingen. Ihre Zielstellung und Wirkung war nicht auf eine Transformation 

der Ökonomie gerichtet, vielmehr versorgte der verstaatlichte Grundsektor die 

nachgelagerte Privatindustrie mit billigen, weit unter dem Weltmarktpreisen liegenden 

Vorprodukten. Zugleich erhielt der Staat damit ein wirkungsvolles Instrument für 

allgemeine wirtschaftliche und arbeitsmarktpolitische Regulierungsmaßnahmen.  

IV.2.Der Österreichische Gewerkschaftsbund seit 1945 

Der Österreichische Gewerkschaftsbund wurde am 13. April 1945 von den Vertretern der 

drei demokratischen Parteien KPÖ, SPÖ und ÖVP durch einen einstimmigen Beschluss 

gegründet. Es geschah in der Geschichte der österreichischen Arbeiterbewegung zum 

ersten Mal, dass sich Arbeiter und Angestellte ohne Unterschied ihres politischen und 

religiösen Bekenntnisses in einer einheitlichen Organisation zusammenfanden. Die 

Notwendigkeit der Zusammenarbeit zwischen den verschiedenen Richtungen der 

Arbeiterbewegung resultierte aus den negativen Erfahrungen mit den 

Richtungsgewerkschaften in der Zwischenkriegszeit und aus dem gemeinsamen 

Zusammenwirken von Menschen mit unterschiedlicher Weltanschauung im 
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Widerstandskampf und im Exil.79 Der Aufbau des ÖGB erfolgte damals von oben nach 

unten, das heißt, es existierten bereits  Leitungsgremien und Sekretäre, bevor es Mitglieder 

gab. Aber die chaotische Situation im Jahr 1945 erlaubte vorerst nur diese Notlösung.  

In die programmatischen Vorstellungen des ÖGB flossen die Politikkonzepte der freien 

und christlichen Gewerkschaften der ersten Republik ein. Dadurch existierten vorerst 

wirtschaftsdemokratische und –partnerschaftliche Vorstellungen nebeneinander, die 

letztlich auf eine Verwaltung eines mit sozialen Maßnahmen gebremsten Kapitalismus 

hinausliefen. Ihren eigentlichen Inhalt bekam die Politik des ÖGB aber erst mit der 

Errichtung der sozialistischen  Fraktion im ÖGB und in den Einzelgewerkschaften im 

Sommer 1945.  Dabei besprachen die Mitglieder alle anstehenden Fragen des 

Bundesvorstandes und nahmen seine Entscheidungen de facto vorweg, was ihnen dadurch 

ermöglicht wurde, dass die Sozialisten im ÖGB–Bundesvorstand sowie den meisten 

Vorständen der 16 Einzelgewerkschaften die Mehrheit80 besaßen. Durch die 

Personalunionen zwischen SPÖ und ÖGB bzw. den gleichen politischen Stoßrichtungen 

wurde sozialistische Parteipolitik mittels dieser zentralen Institution mit den 

Gewerkschaften abgestimmt.81 Das Ergebnis der Beratungen der sozialistischen Fraktion 

wurde dann der christlichen Fraktion informell mitgeteilt und gegebenenfalls noch 

abgeändert. In der offiziellen Vorstandssitzung wurde dann der daraus resultierende 

Kompromiss der kommunistischen Fraktion vorgelegt und meist gegen ihre Stimmen 

beschlossen. Nachdem die sozialistische Fraktion von Beginn an den Gewerkschaftsbund 

dominierte, was letztlich nicht nur durch die ersten Betriebsratswahlen, sondern auch durch 

die Arbeiterkammerwahlen 1949 eindrucksvoll bestätigt wurde, waren verständlicherweise 

deren Konzepte für den ÖGB handlungsbestimmend.82 
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 Die kommunistischen Gewerkschafter waren  entschieden gegen eine Fraktionsbildung, 

weil sie verhindern wollten, dass die politischen Zwistigkeiten den Kampf um die 

gemeinsamen  Interessen behindern würden. Zwangsläufig würde eine solche Situation zu 

einer Erstarrung des innergewerkschaftlichen Lebens führen und den Gewerkschaftsbund 

über kurz oder lang zum Erfüllungsgehilfen der Regierung herabsinken lassen. 

Die österreichische Arbeiterklasse war nach der Zerschlagung des deutschen Faschismus 

durch die Alliierten weitgehend desorientiert: In ihrem Bewusstsein vermischten sich 1945 

volksgemeinschaftsideologische Konstrukte, nationalsozialistische Durchhalteparolen mit 

existentiellen, durch die Kriegsfolgen bedingten Zukunftsängsten und antikapitalistischen 

Sehnsüchten. Die Sorgen um Ernährung, Familie und Arbeitsplatz schienen vorderhand 

wichtiger als revolutionäre Experimente. Zumal der Kommunismus in weiten Kreisen der 

Bevölkerung durch das Auftreten der Sowjetbesatzung, den innenpolitischen 

Entwicklungen in den Volksdemokratien und den Massenvertreibungen im Osten als 

gesellschaftspolitische Alternative diskreditiert war und somit als Alternative ausschied. 

Für den ÖGB war es deshalb nur konsequent, an diese Wünsche anzuknüpfen und sich für 

die Verbesserung der Versorgung der Bevölkerung einzusetzen. Eine rasche 

wirtschaftliche und politische Konsolidierung lag also im Interesse der österreichischen 

Arbeiterschaft, welche wiederum nur durch eine Politik der Zusammenarbeit der 

unterschiedlichen gesellschaftlichen Gruppen erreicht werden könne. Diese Orientierung 

wurde  auch von allen im ÖGB vertretenen Parteien unterstützt. 

Die Mitglieder des neugegründeten Gewerkschaftsbundes trugen wesentlich zur Sicherung 

der Lebensgrundlagen der Bevölkerung bei, indem sie in vielen Fällen die Zerstörung von 

Produktionsstätten bzw. deren Demontage durch abziehende Truppenteile verhinderten. 

Aber auch die autonome Wiederingangsetzung der Produktion in den von ihren Besitzern 

verlassenen Betrieben muss ihnen als Verdienst angerechnet werden. Dazu hatte die 

provisorische Regierung bereits am 10. Mai 1945 und dann endgültig am 26. Juli194583 ein 

Gesetz über die Bestellung von öffentlichen Verwaltern in sog. „herrenlosen“ Betrieben84 

beschlossen, auf deren Nominierung Betriebsräte und Gewerkschaften einen großen 

Einfluss hatten. In den ersten Nachkriegsjahren war die Stellung der Arbeiter in den 

Betrieben so stark, dass die Unternehmer oft erst mit den Betriebsräten verhandeln 
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mussten, wenn sie die Fabrik betreten wollten. Dabei gingen die personellen, sozialen und 

auch ökonomischen Mitwirkungsrechte der Belegschaft oft weit über das 

Betriebsrätegesetz von 1919 hinaus. Zudem kam aus diesen Betrieben die einhellige 

Forderung nach großangelegten Verstaatlichungen, auch dann noch, als das 

Verstaatlichungsgesetz von 1946 schon verabschiedet war. Aber anders als im Jänner 1918 

existierte keine radikalisierte Arbeiterschaft die Druck auf ihre Partei, die SPÖ, ausgeübt 

hätte. Dieser Umstand schlug sich in den Koalitionsgesetzen zur Regelung der 

Arbeitsbeziehungen, es handelt sich dabei um das Kollektivvertragsgesetz und 

Betriebsrätegesetz von 1947, nieder. Diese kehrten wieder zum Status quo der 

Zwischenkriegszeit zurück: Hatte also die Arbeiterschaft seit Kriegsende bei den 

betrieblichen Abläufen ein gewichtiges Wort mitzureden gehabt, oft hatte sie sogar die 

Alleinbestimmung inne, übten nun die Unternehmer wieder Recht und Disziplinargewalt 

aus. Beide Gesetze waren zwischen den Koalitionspartnern ÖVP und SPÖ ausgehandelt 

worden. Um des Koalitionsfrieden willen, stimmte letztlich die SPÖ jedoch einem 

Kompromiss zu, der weit hinter dem zurückblieb, was dabei vom Ansatz möglich gewesen 

wäre. 85Die Antwort der KPÖ auf die Beschlussfassung dieser Sozialgesetze ließ nicht 

lange auf sich warten. Bereits in der Märznummer der Zeitschrift „Die Arbeit“ wies Franz 

Honner86 auf die Mängel des Kollektivvertragsgesetzes hin und reagierte mit der 

Feststellung, „dass das Parlament nicht mehr Willensausdruck des österreichischen Volkes 

sei und Neuwahlen deshalb unaufschiebbar seien, um eine fortschrittliche 

Sozialgesetzgebung zustande zubringen.“87 Dieser Artikel brachte nicht nur die 

Enttäuschung über diesen  Kompromiss zum Ausdruck, sondern warf auch ein Schlaglicht 

auf die Neuausrichtung der kommunistischen Politik nach dem Misserfolg bei den Wahlen 

im November 1945. Die KPÖ opponierte heftig gegen die große Koalition aus ÖVP und 

SPÖ, der sie vorwarf, die Interessen der arbeitenden Bevölkerung zugunsten der 

Restauration kapitalistischer Verhältnisse geopfert zu haben.   

 

                                                 
85 Prader, Angst der Gewerkschaft, a. a. O., S. 27 
86 Honner, Franz (1893 – 1964 ), war 1945-59 kommunistischer Abgeordneter zum Nationalrat und Mitglied 
des provisorischen Bundesvorstand des ÖGB. Er war von 1946-64 Mitglied des ZK und des Politbüros der 
KPÖ und befasste sich vorwiegend mit Gewerkschaftsfragen. 
87 Honner, Franz: Kollektivvertragsgesetz und Parlament. In: die arbeit. Zeitschrift für Sozialpolitik, 
Wirtschaft und Betrieb. März 1947/Heft 1/1. Jahrgang. S. 3 
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Durch die Verstärkung ihrer Arbeit unter den Frauen, der Jugend sowie in den Betrieben 

und Gewerkschaften versuchte sich die KPÖ nun zum Sprachrohr der Anliegen dieser 

Schichten zu machen und ihren Einfluss unter ihnen zu verbreitern.  Dabei erfuhr die 

Betriebs- und Gewerkschaftsarbeit die  größte Aufmerksamkeit, denn sie bot die 

Möglichkeit, ein breites Zusammenwirken sozialistischer, parteiloser und kommunistischer 

Arbeiter zu erreichen und damit den vorhandenen Unmut gegen die offizielle 

Gewerkschaftspolitik wirksamer zu machen. Dazu bestanden schließlich auch günstige 

Ausgangsbedingungen, da innerhalb der Arbeiterschaft die Bereitschaft zu gemeinsamen 

Aktionen verhältnismäßig groß war. Durch die Bildung von Einheitslisten, 

Aktionskomitees und ähnlichen überfraktionellen Vereinigungen versuchte die KPÖ diese 

Zusammenarbeit in gewerkschaftlichen Fragen über parteipolitische und weltanschauliche 

Grenzen hinweg zu festigen und politisch dauerhaft wirksam zu machen, um so der 

Lähmung der Gewerkschaften entgegenzuwirken.  

IV.3.Der ÖGB und der Marshallplan 

Die Initiatoren des ERP (European Recovery Program), besser bekannt als Marshallplan, 

nach seinem geistigen Vater, dem amerikanischen Außenminister G. Marshall, bezweckten 

nicht weniger, als die wirtschaftliche Abhängigkeit jener europäischen Staaten, deren 

nationale Ökonomie unter den Auswirkungen des Zweiten Weltkriegs zu leiden hatten, 

auszunützen, und durch die Gewährung einer Aufbauhilfe fest in den kapitalistischen 

Weltmarkt unter amerikanischer Dominanz einzubinden. Dadurch wollten sich einerseits 

die USA einen Absatzmarkt für ihre Produktionsüberschüsse schaffen, andererseits sollte 

auf diese Art dem gestiegenen Einfluss der Sowjetunion entgegengewirkt werden. Als 

Sonderbedingung kam dabei im Falle Österreichs noch hinzu, dass angesichts der 

Besetzung des Landes durch die drei westlichen (USA, Großbritannien, Frankreich) und 

des östlichen Alliierten (Sowjetunion) der zukünftige Status der Alpenrepublik noch 

keineswegs endgültig geklärt schien und man sich durch diesen ökonomischen Hebel eine 

zusätzliche Option auf eine zuverlässige Integration des österreichischen Staates in das 

westliche Lager versprach.88  

Doch die amerikanische Hilfeleistung erfolgte nicht bedingungslos. Um an diesem 

Aufbauprogramm teilnehmen zu können, mussten folgende Bestimmungen eingehalten 

                                                 
88  Mißlbeck, Johannes: Der österreichische Gewerkschaftsbund. Analyse einer korporatistischen 
Gewerkschaft, Frankfurt / Main 1983, S. 85 
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werden: Erreichung eines ausgeglichenen Staatsbudget und damit verbunden die 

Stabilisierung der Währung; die Akzeptierung hoher Unternehmergewinne, welche die 

Investitionstätigkeit anregen sollten; die Bereitschaft zu niedrigen Löhnen, um den 

Massenkonsum einzuschränken sowie eine Ausgabenbeschränkung auf dem sozialen 

Sektor.89 Vor allem die letzten beiden Maßnahmen ließen befürchten, dass sich die 

Unterstützung seitens der Arbeiterschaft zu dieser Art des Wiederaufbaues in Grenzen hielt 

und es in weiterer Folge auch zu sozialen Unruhen kommen könnte. Um dennoch auch 

deren Zustimmung für diese US-Wirtschaftshilfe zu gewinnen, war ganz bewusst eine 

gewerkschaftliche Komponente im Marshallplan berücksichtigt worden. Deshalb suchten 

auch die ERP-Strategen die Zusammenarbeit mit sozialdemokratischen Parteien und 

Gewerkschaften, um dadurch Bundesgenossen zu finden, welche die Propagierung der 

Ziele des Marshallplanes unter der Arbeiterschaft übernahmen. Dadurch sollte außerdem 

der kommunistische Einfluss in der Arbeiterbewegung weitgehend zurückgedrängt 

werden. Während in Frankreich und Italien dieser Weg über die Spaltung der dortigen 

Einheitsgewerkschaften führte, war in Österreich dieses drastische Mittel nicht notwendig. 

Schließlich dominierten hier die Sozialisten den straff zentralisierten ÖGB eindeutig und 

konnten dadurch die Gewerkschaftsorganisation den Zielen der Gesamtwirtschaft dienstbar 

machen. Zudem war die Bundesführung des ÖGB durch die Arbeit der sozialistischen 

Fraktion der SPÖ in ihrer positiven Stellung zum Marshallplan gefolgt und unterstützte ihn 

beinahe enthusiastisch. Schließlich schien dadurch das Kalkül eines raschen 

wirtschaftlichen Aufbaues als Teil der Nachkriegsstrategie der SPÖ aufzugehen. Darüber 

hinaus waren die sozialistischen Spitzengewerkschafter fest davon überzeugt, dass der 

ÖGB eine prominente Rolle bei der Verteilung der ERP-Gelder spielen würde. Die 

Ernüchterung kam schnell und führte den gewerkschaftlichen Befürwortern die wahre 

Natur des Marshallplanes drastisch vor Augen: Im Sommer 1948, beim Anlaufen des 

Planes, mussten die Gewerkschafter feststellen, dass sie bei der Mitbestimmung über die 

Verwendung der Marshallplangelder übergangen worden waren und stattdessen das 

Handelsministerium und die Vertreter der Bundeswirtschaftskammer die Vergabe 

übernahmen.90 

Grundsätzlich lässt sich also die Politik der Marshallplans folgendermaßen 

charakterisieren: Einschränkung des privaten Konsums, um möglichst viele Mittel für den 

                                                 
89 Svoboda, Wilhelm: Franz Olah. Eine Spurensicherung. Wien 1990. S. 21 
90 Trojan, Rolle des Gewerkschaftsbundes, a. a. O., S. 70 
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Aufbau der Investitionsgüterindustrie frei zu bekommen. Zu diesem Zweck wurden in 

Geheimverhandlungen zwischen der Bundeswirtschaftskammer und dem 

Gewerkschaftsbund von August 1947 bis Juni 1951 fünf Lohn-Preisabkommen 

abgeschlossen. Den Gegenstand der Abkommen bildete regelmäßig die Kompensation der 

Erhöhung gewisser für die Lebenshaltung der privaten Haushalte besonders wichtiger 

Preise und Tarife (z. B. Nahrungsmittel, Kohle, Strom) durch (geringe) Lohnerhöhungen. 

Preiserhöhungen anderer Güter, wie auch die den Lohn–Preisabkommen folgenden 

Teuerungen, blieben in den Vereinbarungen ausgeklammert. Dies bedeutete für die 

Arbeiter, dass sie folglich empfindliche Reallohnverluste hinnehmen mussten. Dem  ÖGB 

als Treuhänder der werktätigen Bevölkerung blieb es dabei überlassen,  die 

Lohnforderungen seiner Mitglieder im Sinne dieser wirtschaftlichen Gesamtstrategie 

möglichst niedrig zu halten. Deshalb versuchte die Gewerkschaftsführung, ihre 

zurückhaltende Lohnpolitik durch Beeinflussung der Preisentwicklung zu ergänzen. In 

diesem Zusammenhang wurde teils in Zusammenarbeit mit den Organisationen von 

Handel, Gewerbe und Industrie sowie der Landwirtschaft in den Jahren 1948 bis 1952 eine 

Reihe von Preissenkungsaktionen durchgeführt, in deren Verlauf u.a. Kontingente 

verbilligter Waren auf den Markt gebracht wurden, beziehungsweise an die Arbeitnehmer 

appelliert wurde, preisbewusst zu kaufen. Wie auch von Gewerkschaftsseite konstatiert 

wurde, konnte durch die Maßnahmen die angestrebte preisdämpfende Wirkung jedoch 

nicht erzielt werden. Unbestritten wurde durch die zurückhaltende Lohnpolitik des ÖGB 

eine wesentliche Voraussetzung für den raschen Wiederaufschwung geschaffen, dennoch 

hatten dadurch die österreichischen Arbeitnehmer die Lasten des Wiederaufbaus in einem 

doppelten Sinn zu tragen: 

Einerseits durch ihren physischen Arbeitseinsatz unter den denkbar schlechtesten 

Ernährungsbedingungen, andererseits durch einen erzwungenen Konsumverzicht, der 

ihnen mit Zustimmung der führenden Männer des Gewerkschaftsbundes auferlegt wurde.91 

Diese Hintanstellung ihrer Interessen und die damit verbundene Fortsetzung ihrer prekären 

wirtschaftlichen Lage stieß verständlicherweise bei vielen Gewerkschaftsmitglieder auf 

Unverständnis und zunehmend auch auf Widerstand. Die Streikkämpfe, welche zur 

Abwehr dieser Lohn-Preisabkommen geführt wurden, waren deshalb auch ein Protest 

gegen die offizielle Gewerkschaftspolitik der Partnerschaft zwischen Kapital und Arbeit.  

                                                 
91 Mulley, ÖGB und der „Oktoberstreik“ 1950, a. a. O., S. 43 
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In seiner allgemeinen politischen Zielsetzung wurde der Marshallplan nur von der KPÖ 

richtig eingeschätzt. Ihre Kritik richtete sich vor allem gegen die Einordnung Österreichs 

in den Sog der amerikanischen Freihandelspolitik, als deren Folge eine Senkung des 

Lebensstandards der werktätigen Bevölkerung erwartet wurde.92 Darüber hinaus rechneten 

die Kommunisten damit, dass der Marshallplan die gleichen politischen und ökonomischen 

Folgen zeitigen würde wie einst die „Genfer Sanierung“93 und es dadurch zwangsläufig zu 

einer neuerlichen wirtschaftlichen Krise kommen würde. Aber in dieser Analyse der 

Auswirkungen des Marshallplanes waren mehrere Fehleinschätzungen enthalten, vor allem 

was die weiteren Perspektiven der ökonomischen Entwicklung Österreichs betraf. So 

wurden die langfristigen Auswirkungen des ERP auf die österreichische Wirtschaft, wie z. 

B. die Integration in den kapitalistischen Weltmarkt, nur unzureichend erkannt und 

analysiert. Auch die Argumentation, dass die Marshallplan-Hilfe mit einer Verlängerung 

des Hungers, des Hinauszögern des Wiederaufbaus und der Senkung des Lebensstandards 

gleichzusetzen sei, war falsch, da die Mehrheit der österreichischen Bevölkerung – eben 

aufgrund des Marshallplanes – eine marginale Verbesserung ihrer Lebensumstände erfuhr.   

Entsprechend ihren Einsichten entwickelten die Kommunisten ein selbstständiges 

Wirtschaftsprogramm, den Dreijahresplan „Der Weg Österreichs zum Wohlstand“, worin  

die Möglichkeit einer autonomen Entwicklung der österreichischen Wirtschaft dargestellt 

wurde.94 Dieser war auch als Gegenentwurf zum Marshallplan gedacht und sollte auch ein 

Angebot an enttäuschte SPÖ- und Gewerkschaftsmitglieder darstellten. Schließlich hatte 

die Politik des Lohnstopps und der Lohn–Preisabkommen, die vor allem in der prekären 

wirtschaftlichen Lage der arbeitenden Bevölkerung sichtbar wurden, das Misstrauen der 

Arbeiter in die Politik der ÖGB–Spitze geschürt. Die KPÖ bemühte sich um die 

Organisierung dieses Widerstands gegen die Politik der Massenbelastungen und 

unterstützte deren Arbeitskämpfe sehr oft gegen den Willen der Gewerkschaften. Dabei 

galten die hochqualifizierten Arbeitergruppen in der verstaatlichten Industrie als besonders 

renitent gegenüber der offiziellen Gewerkschaftspolitik. Dort war der Konsens vieler 

                                                 
92 Trojan, Rolle des Gewerkschaftsbundes, a. a. O., S. 58 
93 Dabei handelte es sich um ein Anleiheabkommen der Republik Österreich mit dem Völkerbund, 
abgeschlossen im Oktober 1922. Mit der „Genfer Sanierung“ konnte zwar die Stabilisierung der Währung 
erreicht werden, die wirtschaftlichen und politischen Folgen waren aber für die Arbeiterschaft mehr als 
drückend. Diese Vereinbarung bedeutete praktisch eine Aufgabe der Unabhängigkeit Österreichs und seine 
Auslieferung an das westliche Auslandskapital. 
94 Zakravsky, Peter: Die Fraktion der Gewerkschaftlichen Einheit im Österreichischen Gewerkschaftsbund. 
Vom „Transmissionssystem“ zum Modell klassenorientierter Gewerkschaftsautonomie.  
Dissertation, Wien 1979, S. 104 
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sozialistischer Arbeiter, die in den betrieblichen Abwehrkämpfen oft gemeinsam mit den 

kommunistischen Gewerkschaftern handelten, am Bewusstsein orientiert, die 

Gewerkschaft in eine autonome Interessensvertretung der Arbeiterschaft zu verwandeln.95 

Der steigende Einfluss der Kommunisten zeigte sich bei den Betriebsratswahlen, wo sie 

vor allem in den verstaatlichen Großbetrieben sehr erfolgreich abschnitten - bei den 

Arbeitern durchschnittlich ein Drittel der Stimmen.96 Offensichtlich bezog die 

kommunistische Betriebspolitik ihre Stärke während der Wiederaufbauphase aus der 

Sanierungspolitik der österreichischen Volkswirtschaft zulasten der Arbeiter sowie dem 

beginnenden Funktionswandel der Gewerkschaften.  Zu den ersten größeren spontanen 

Streiks kam es bereits im Mai 1946, vor allem in der Obersteiermark. Im Oktober 1946 

folgte eine Reihe von Ernährungsstreiks, die sogenannten „Kalorienstreiks“, im ganzen 

österreichischen Bundesgebiet. Diese Abfolge von Arbeitskämpfen zog sich bis in das Jahr 

1948 hinein und richtete sich meist gegen den Schleichhandel, die zunehmende Kluft 

zwischen Löhnen und Preisen, aber auch gegen die offizielle Gewerkschaftspolitik.  

Der heftige Widerstand der Arbeiter gegen die Lohn- und Preispolitik der Gewerkschaften 

sowie die Zugewinne kommunistischer Listen bei den Betriebsratswahlen ließen die ÖGB-

Führung um die weitere Unterstützung ihres Kurses fürchten. Deshalb erschien die 

politische Bekämpfung des wachsenden Einflusses der Kommunisten als dringlichste 

Aufgabe. Dies geschah einerseits durch die Funktionalisierung des Antikommunismus, 

wobei verschärfend der beginnende Kalte Krieg hinzukam, und andererseits durch die 

Entpolitisierung der Gewerkschaften und die Verlagerung der Entscheidungskompetenzen 

von unten nach oben. Diese Absicht schlug sich in folgenden organisatorischen 

Maßnahmen nieder, die bis heute ihre Gültigkeit behalten haben: 

 Mit der Rechtspersönlichkeit als privater Verein kam nur dem ÖGB als 

Gesamtvertretung formalrechtlich Kollektivvertragsfähigkeit zu, nicht jedoch den 

Einzelverbänden. Diese können somit zwar Verhandlungen führen, können aber 

einen Abschluss nur als Bevollmächtigte des ÖGB tätigen. Damit war (und ist) der 

alleinige Vertretungsanspruch sowie die einheitliche Lohnpolitik des ÖGB auch 

rechtlich abgesichert. 

                                                 
95 Prader, Angst der Gewerkschaft, a. a. O., S. 24 
96 Ganglbauer, Stephan: Die KPÖ und der Streik. Weg und Ziel Nr. 10/1990, S. 414 
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 Mit der Rechtspersönlichkeit liegt auch die Finanzhoheit bei der Gesamtvertretung. 

Die Beiträge werden von den Gewerkschaften an den ÖGB abgeführt, der die 

Verteilung der Mittel vornimmt. 

 Das gesamte Personalwesen obliegt der Gesamtvertretung. Die Einzelverbände 

besitzen zwar ein Vorschlagsrecht, aber die Bestellung erfolgt sowohl für den ÖGB 

als auch für die Einzelverbände durch den Bundesvorstand. Auch die Regelung der 

Gehaltfragen erfolgt durch diesen. Unmittelbarer Anlass für diese Verschärfung 

waren jene Streiks, die gegen den Willen der Gewerkschaftsführung entstanden 

waren und oft von kommunistischen Gewerkschaftsfunktionären unterstützt 

wurden.97 

 Streiks, welche die Gesamtbewegung bzw. das öffentliche Interesse betreffen, 

können nur durch den Bundesvorstand beschlossen werden.98 

Mit dieser Art von Zentralismus wurde eine verstärkte Bürokratisierung des ÖGB 

eingeleitet und die ÖGB–Politik zur Sache der Angestellten, der Sekretäre, gemacht. Für 

die Masse der Arbeiter und Gewerkschaftsmitglieder bedeuteten diese Beschlüsse eine 

erzwungene politische Passivität. Arbeitskämpfe mussten daher immer öfters gegen den 

Willen der Gewerkschaftsführung durchgeführt werden.  

Langfristig wurde jedoch die Durchsetzung der kapitalistischen Restauration – gerade mit 

Hilfe des Marshallplanes und der Gewerkschaften – die Ursache des Niedergangs des 

kommunistischen Einflusses unter der arbeitenden Bevölkerung. Der ökonomische 

Aufschwung, den der Marshallplan ab 195399 einleitete, musste die Isolierung der 

Kommunisten bestätigen.  Dazu kam, dass die osteuropäischen Ökonomien, z. B. die 

ČSSR, mit dem Anlaufen der Marshallplanhilfe immer mehr in wirtschaftlichen Rückstand 

gegenüber den Staaten Mittel- und Westeuropas gerieten. Auf diese Weise wurde der 

Marshallplan zum gewichtigsten ideologischen und praktischen Argument gegen alle 

oppositionellen Strömungen im Gewerkschaftsbund. Die kommunistischen 

Gewerkschafter wehrten sich zwar gegen diese Integrationspolitik, und als Ende 

                                                 
97 Zakravsky, Fraktion der Gewerkschaftlichen Einheit,  a. a. O., S. 61 
98 Hermann, Christoph: Stabilität durch Disziplin. Österreichische Gewerkschaftspolitik nach 1945 auf dem 
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99 Lauber, Volkmar: Wirtschafts- und Finanzpolitik. In: Dachs, u. a.: Handbuch des politischen Systems 
Österreichs. Die zweite Republik. Wien 1997, S. 549 
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September 1950 die bis dahin größte österreichische Streikaktion von ca. 200.000 

Arbeitern gegen die Verwaltungspolitik in Lohn- und Preisfragen stattfand, das vierte Lohn 

–Preisabkommen, war dies ein Versuch, diese Art der wirtschaftlichen Konsolidierung 

abzuwehren.  

 Der Vorwurf sozialistischer Gewerkschafter, wonach die streikenden Arbeiter nützliche 

Idioten der Kommunisten gewesen wären, verhielt sich genau umgekehrt.100 Die Arbeiter 

hatten vielmehr die KPÖ als Mittel gegen eine sozialdemokratische Wirtschafts- und 

Sozialpolitik genutzt, die ihren Interessen zuwiderlief. Unmittelbar nach dem Streik 

wurden ca. 1000 kommunistische Arbeiter, Betriebsräte und Gewerkschafter entlassen 

bzw. gekündigt.101 Bezeichnenderweise erfolgten diese Maßregelungen fast nur in der 

verstaatlichten Industrie, also dort, wo der ÖGB–Politik der heftigste Widerstand 

entgegengebracht worden war.102 Die Gewerkschaftsführung nützte ebenfalls die 

Gelegenheit, den letzten Widerstand gegen die Restauration einer kapitalistischen 

Wirtschaftsordnung sowie einer Anbindung an den Westen zu brechen und entledigte sich 

eines Großteils der kommunistischen Opposition durch Ausschlüsse. So schickte etwa der 

Vorstand der Gewerkschaft der Metall- und Bergarbeiter ein Rundschreiben an alle seine 

Gewerkschaftsorganisationen und Gremien, mit der Bitte, „zu berichten, inwieweit 

Mitglieder unserer Gewerkschaft in ihrem Wirkungskreis gegen die Statuten des ÖGB 

gehandelt haben. Bei all jenen, die sich direkt gegen den ÖGB, sei es durch 

Aufforderungen zum Streik oder sonstigen unqualifizierenden Handlungen (sic!) gegen das 

Statut vergangen haben, wird bei entsprechendem Belastungsmaterial mit dem Ausschluss 

aus der Gewerkschaft vorgegangen werden müssen“.103 Diese Aufforderung lieferte den 

Anlass dafür, dass aus dem Zentralvorstand dieser Gewerkschaft vier von acht 

Kommunisten und ebenso drei von sieben kommunistischen Gewerkschaftssekretären 

entlassen wurden.104. Dieses rigorose Vorgehen machte auch bei den offiziellen 

amerikanischen Stellen Eindruck und wurde dort mit Wohlwollen aufgenommen. Dies 

kommt auch in der Grußadresse des CIO (  Congress of Industrial Organizations, der US – 

Gewerkschaftsverband) an den 2. ÖGB–Kongress 1951 zum Ausdruck: „Die 

Gewerkschaftsorganisationen anderer Länder können sehr viel von den Erfahrungen der 

                                                 
100 Hofbauer, Westwärts, a. a. O., S. 173 
101 Gruber Ronald, Hörzinger Manfred: „... bis der Preistreiberpakt fällt“. Der Massenstreik der 
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österreichischen Gewerkschaftsbewegung lernen. An keiner andern gewerkschaftlichen 

Front wurden die neuen Anhänger von Totalitarismus und Diktatur, die Kommunisten, 

entscheidender und überwältigender zurückgedrängt und geschlagen als hier in Österreich. 

(...) Sie haben die Kommunisten aufgehalten, weil sie die Quelle ihrer Macht kennen und 

verstehen. Sie wissen, dass der Kampf gegen die Diktatur ein wirtschaftlicher und 

politischer Kampf ist und nicht nur mit Tanks und Flugzeugen geführt werden kann.“105 

IV.4.Moser als Bezirkssekretär der Gewerkschaft der Metall- und Bergarbeiter  

Als Moser Anfang Dezember 1945 in Steyr  ankam, meldete er sich bei der Bezirksleitung 

der Steyrer KPÖ zurück. Dort machte man ihn darauf aufmerksam, dass der Posten des 

Bezirkssekretärs der Gewerkschaft der Metall- und Bergarbeiter neu besetzt werden würde. 

Er bewarb er sich beim Obmann der Steyrer Ortsgruppe der Metall- und Bergarbeiter, 

Gottfried Koller, darum und wurde auf einer Konferenz der Vertrauensmänner schließlich 

einstimmig zum neuen Bezirkssekretär gewählt. Seine Wahl wurde auch schriftlich vom 

Bundesobmann der Metallergewerkschaft und Bundesminister für soziale Verwaltung, 

Karl Maisel, bestätigt.106  

Im Februar 1946107 trat  Moser schließlich seine neue Funktion an. Sein 

Zuständigkeitsgebiet war der Gewerkschaftsbezirk Steyr. Dieser umfasste das gesamte 

Steyr- sowie das oberösterreichische Ennstal. Aufgrund der  Dichte an 

metallverarbeitenden Betrieben und dem hohen Organisationsgrad an 

Gewerkschaftsmitgliedern war er damals wie heute einer der wichtigsten Bezirke der 

Gewerkschaft. Diese Bedeutung kam auch dadurch zum Ausdruck, dass der Steyrer 

Bezirkssekretär automatisch Mitglied der oberösterreichischen Landesleitung sowie des 

Zentralvorstands der Gewerkschaft der Metall- und Bergarbeiter war.108   

Die wichtigste Aufgabe Mosers war es vorerst, den Wiederaufbau der 

Metallarbeitergewerkschaft sowie der Vertretungsstrukturen der Arbeiterschaft 

voranzutreiben. Zu diesem Zwecke gründete er mehrere Ortsgruppen der Gewerkschaft, 

                                                 
105  Wagner Friedrich: Der Streik vom September/Oktober 1950 – unter besonderer Berücksichtigung der 
Linzer Ereignisse. Diplomarbeit. Linz 1982, S. 27 
106 Interview mit August Moser vom 6. November 1979.  
107 Sozialversicherungskarte von August Moser 
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organisierte Betriebsratswahlen109 und reaktivierte den gewerkschaftlichen 

Vertrauensmännerapparat. Gerade letzteren erachtete er als  besonders wichtig, hatten sie 

doch das Ohr unmittelbar an den Bedürfnissen der arbeitenden Menschen.  

Darüber hinaus bemühte er sich, dass innerhalb der Gewerkschaft eine Regelung gefunden 

wurde, wonach die Mitgliedszeiten in der DAF (Deutsche Arbeitsfront) im vollen Umfang 

auf die der Gewerkschaft der Metall- und Bergarbeiter angerechnet wurden. Die 

Bedeutung dieses Vorschlags wird ersichtlich, wenn man sich vor Augen führt, dass die 

Gewerkschaften in dieser Zeit für die Vergabe zahlreicher Sozialleistungen zuständig 

waren.110 Deren Höhe hing wiederum oft von den Mitgliedszeiten in den betreffenden 

Fachgewerkschaften ab. Mosers Vorstoß betraf die Gewährung von Zuschüssen für die 

Altersrente, wobei es ihm auf eine rasche, unbürokratische Hilfe für  die Antragsteller 

ankam.111  

Moser hatte sich während seiner Tätigkeit als Betriebsratobmann in den Steyr–Werken den  

Ruf eines durchsetzungsstarken und versierten Unterhändlers in Lohnfragen erworben. 

Diese Fähigkeiten waren ihm nun äußerst nützlich.   Durch geschicktes Verhandeln gelang 

es ihm mehrmals, trotz des damals verfügten Lohnstopps, Lohnerhöhungen für die 

Belegschaften durchzusetzen.112 Aber nicht immer war er erfolgreich, so z. B als es im 

Oktober 1946 zu einem spontanen Streik der Arbeiter der Steyr–Werke kam, weil die 

versprochenen Lohnerhöhungen nicht ausbezahlt wurden. Wegen der unzureichenden 

                                                 
109 Aufgrund einer Aufforderung durch das Staatsamt für soziale Verwaltung hatte der ÖGB am 15. 
September 1945   provisorische Richtlinien für die Wahl von Betriebsräten und Vertrauensmänner erlassen, 
die sich im wesentlichen auf das Betriebsrätegesetz von 1919 stützten. 
110 Die Erforschung des gewerkschaftlichen Sozialwesens in dieser Zeit steht lt. Fr. Dr. Pellar ( Institut zur 
Erforschung der Geschichte der Gewerkschaften und der Arbeiterkammern, Wien) im Telefongespräch vom 
7. Mai 2003 erst am Anfang. 
111 Siehe z. B. Protokoll der Landesleitungssitzung der Gewerkschaft der Metall und Bergarbeiter 
Oberösterreichs v. 11. Juli 1946. Archiv der Stadt Linz. Nachlass Prof. Kammerstätter. 
 Während der Naziherrschaft waren oft die notwendigen Unterlagen zum Nachweis der Mitgliedszeiten in der 
Gewerkschaft verloren gegangen bzw. vernichtet worden waren. Deshalb einigte sich die oö. Landesleitung  
darauf, dass die Bestätigung über die langjährige Gewerkschaftsmitgliedschaft des Antragsstellers  durch 3 
Vertrauensleute ausreichend sei. Da die Anträge auf Gewährung des Rentenzuschusses jedoch rapide 
angestiegen waren, ging man in der Wiener Zentrale der Gewerkschaft bei der Behandlung  streng nach den 
Bearbeitungsvorschriften vor und konnte die oberösterreichische Kulanzlösung nicht anerkennen. Diese 
unbefriedigende Lösung führte schließlich dazu, dass die Zeiten in der DAF als Mitgliedszeiten in der 
Gewerkschaft automatisch angerechnet wurden. 
112  Jahresbericht der Landesorganisation der Gewerkschaft der Metall- und Bergarbeiter Oberösterreichs v. 
22. Jänner 1947. Archiv der Stadt Linz. Nachlass Prof. Kammerstätter 
Die Lohnverhandlungen wurden in OÖ seit der 2. Hälfte des Jahres 1946 für den Bereich der Metall- und 
Bergarbeiterschaft in 4 Lohngruppen und 14 Innungen geführt. Dabei wurden Verträge verhandelt, welche 
Richtlöhne vorsahen, deren unterste Grenzen die Höhe der Mindestlöhne anderer Gewerkschaften entsprach. 
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Ernährung und der niedrigen Löhne wurde zuerst die Arbeit im Wälzlagerwerk der Steyr – 

Werke niedergelegt, ehe der Streik auf die gesamte Belegschaft und auf andere 

Unternehmen übergriff. Eine Demonstration auf dem Stadtplatz verlief ohne Zwischenfall.  

Betriebsratsobmann Koller, Bezirkssekretär Moser und eine kleine Delegation sprachen in 

dieser Angelegenheit bei Landeshauptmann Gleissner sowie bei Sozialminister Maisel vor, 

um das unverzügliche Inkrafttreten der vereinbarten Kollektivverträge zu fordern. Dabei 

ging es um Lohnerhöhungen bis zu 33%, um die Steigerung der Lebensmittelpreise 

abdecken zu können. Beide gaben die Zusage, sich für das Anliegen der Steyrer 

Metallarbeiter verwenden zu wollen. Schließlich wurde am 15. Oktober 1946 die Arbeit 

wiederaufgenommen, obwohl die Forderungen der Arbeiter nicht vollständig erfüllt 

worden waren.113 

In der Sensenindustrie des Enns- und Steyrtales waren traditionell viele Frauen beschäftigt. 

Diese Tatsache und der herrschende Lohnstopp hatten zur Folge, dass dort die Löhne sehr 

niedrig waren und mit den steigenden Preisen bei weitem nicht mehr Schritt hielten. Für 

Moser tat sich hier also ein reiches Betätigungsfeld auf. Neben den Lohnverhandlungen 

galt seine Aufmerksamkeit der Überwindung des dort vorherrschenden Tagwerk-

Systems.114 Dabei war die Dauer des Arbeitstages nicht durch eine exakte Stundenangabe 

begrenzt, sondern durch ein zu erfüllenden Arbeitspensums, das „Tagwerk“.  Die 

Arbeitsdauer hing somit von der Kraft und Geschicklichkeit des einzelnen Arbeiters ab. In 

Zeiten von Absatzkrisen wurde dieses Pensum immer wieder ausgedehnt, sodass eine 

Erledigung in der normalen Arbeitszeit nicht mehr möglich war. Die Arbeitszeit erhöhte 

sich dann teilweise bis auf 60 Stunden pro Woche, wobei die Mehrarbeit nicht entlohnt 

wurde. Drei Monate im Jahr standen zudem die Schmieden zur Gänze still, wobei die 

Arbeitskräfte keine Lohnfortzahlung und nur geringe Unterstützungszahlungen durch den 

Staat erhielten.115  

 

 

                                                                                                                                                    
Oberösterreich war ein Lohngebiet. Auf Betriebsebene wurden die Löhne in Verhandlung zwischen 
Bezirkssekretär der Metallergewerkschaft, Betriebsrat und Firmenvertreter festgelegt 
113 Tweraser, Kurt: US-Militärregierung Oberösterreich. Band 1. Sicherheitspolitische Aspekte der 
amerikanischen Besatzung in Oberösterreich – Süd 1945 – 1950, Linz 1995,  S. 390f. 
114 Interview mit August Moser am 6. November 1979 
115 Moser, Josef: Oberösterreichs Wirtschaft 1938 bis 1945. Studien zur Wirtschaftsgeschichte und 
Wirtschaftspolitik. Band 2. Wien 1995. S. 94 
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Die Gewerkschaft der Metall- und Bergarbeiter, welche die Arbeiter der Sensenindustrie 

organisierte, wollte derartige Missstände nicht tolerieren. Deshalb versuchte sie als 

Alternative zum Tagwerk-System die Akkordarbeit in den Sensenschmieden zu etablieren. 

Dabei basierte die Lohnfindung auf  der Grundlage eines achtstündigen Arbeitstages samt 

den entsprechenden Überstundenbestimmungen.  

An Moser lag es nun, die Überzeugungsarbeit für diese neue Regelung in seinem 

Gewerkschaftsbezirk zu leisten. Er besuchte die betreffenden Betriebe, sprach mit den 

Betriebsräten sowie mit den Unternehmern und wies auf die Vorteile des Akkordsystems 

hin. Letztlich scheiterte dieses ambitionierte Vorhaben jedoch sowohl am Widerstand der 

Unternehmer als auch an dem der Arbeitnehmer. Für erstere war der Vorteil der bisherigen 

Regelung klar ersichtlich, konnten sie sich doch die Überstundenabgeltungen weiterhin 

ersparen. Der Widerstand der Arbeiter rührte aber daher, dass viele von ihnen noch 

nebenbei eine kleine Landwirtschaft betrieben. Sie waren deshalb bestrebt, früh nach 

Hause zurückzukehren, um dort arbeiten zu können. Dieser Vorteil wäre ihnen durch das 

von der Gewerkschaft favorisierte Akkordmodell scheinbar verleidet worden. Aber auch 

die mit dem Tagwerk-System verbundenen Naturalleistungen wie kostenfreies Wohnen 

und freies Holzsammeln in den umliegenden Wäldern waren angesichts der geringen 

Einkommen für das Überleben unverzichtbar und so wehrten sich die Arbeiter gegen 

dieses Entlohnungsmodell. 116 

Die  Lohnstopp– Politik rührte noch aus der nationalsozialistischen Ära her und wurde auf 

Betreiben der Alliierten bis Frühjahr 1946 beibehalten. Hintergrund dieser Maßnahme war 

es, den Prozess der Kapitalakkumulation durch einen niedrig gehaltenen Lebensstandard 

der Werktätigen zu fördern. Die Beseitigung der Kriegsschäden und die 

Wiederingangsetzung des Produktionsprozesses erforderten eine relativ hohe 

Investitionsrate und dementsprechend ein großes Sparvolumen. Da ein freiwilliges Sparen 

der unselbständig Berufstätigen infolge des aufgestauten Bedarfes an Verbrauchsgütern 

und der ständigen Inflationsgefahr nicht zu erwarten war und die Wirtschaftspolitik nicht 

über die Machtmittel verfügte, sämtliche Bevölkerungskreise zum Sparen zu zwingen, 

musste die Kapitalbildung und der Wiederaufbau nahezu ausschließlich aus 

Unternehmergewinnen finanziert werden.117 Der gleichzeitig verhängte Preisstopp wurde 

                                                 
116 Gespräch mit Frau Auguste Zehetner am 4. Februar 2003 
117 Die österreichische Lohnpolitik seit Kriegende. Monatsberichte des österreichischen Instituts für 
Wirtschaftsforschung. Beilage Nr. 8, Wien 1949. S. 3 
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durch die Wirtschaftspolitik der Regierung sowie den Unternehmen jedoch nicht 

eingehalten. Dies hatte zur Folge, dass es damit zu einem beträchtlichen Reallohnverlust 

für die Bevölkerung kam und die Löhne den Preisen hinterherhinkten. Dadurch wurde  die 

Forderung der Arbeiterschaft nach angemessenen Lohnerhöhungen laut, um die 

gestiegenen Preise bezahlen zu können. Um ihren Forderungen Nachdruck zu verleihen, 

kam es deshalb auch wiederholt zu Streiks und Arbeitsniederlegungen.  

Auf der Bezirkskonferenz der Gewerkschaft der Metall- und Bergarbeiter Steyr am 15. 

Juni 1946 konnte Moser schon eine beachtliche Bilanz der Tätigkeit des 

Bezirkssekretariats vorlegen: Unter anderem „wurde ein Kollektivvertrag für die Arbeiter 

der Steyr – Werke  ausgearbeitet, wobei dessen Verhandlung mit der Direktion noch 

abgewartet wurde, bis das neue Kollektivvertragsgesetz118 in Kraft getreten sei. Bei der 

Firma Hack sind zu diesem Zeitpunkt die Lohnverhandlungen bereits im Gange. In der 

Kinderwagenfabrik, die über hundert Arbeitnehmer beschäftigt, wurden 

Betriebsratswahlen ausgeschrieben und damit dieser Betrieb gewerkschaftlich organisiert. 

40 Metaller des Wasserkraftwerkes Ternberg wurden gegen ihren Willen der 

Bauarbeitergewerkschaft zugeschlagen, sie wollen aber Mitglieder der Gewerkschaft der 

Metall- und Bergarbeiter werden.“119 

Diese kurze Darstellung zeigt, welche unterschiedlichen und umfangreichen Aufgaben ein 

Bezirkssekretär zu bewältigen hatte. Moser tat dies mit großer Umsicht und Sorgfalt. 

Deshalb war es nicht verwunderlich, dass seine Vorgesetzten auf ihren tüchtigen 

Mitarbeiter aufmerksam wurden. Am Rande einer Sitzung des Zentralvorstandes in Wien 

bot Zentralsekretär Hummel deshalb Moser an, die Tätigkeit des oberösterreichischen 

Landessekretärs der Gewerkschaft der Metall- und Bergarbeiter zu übernehmen. 

Schließlich sollte der bisherige Landessekretär Ludwig Mayrhofer aufgrund verschiedener 

Vorkommnisse abgelöst werden. Einzige Bedingung seitens der Gewerkschaftsführung 

war es, zuvor die Sache der „Parteizugehörigkeit“ zu regeln. Im Klartext bedeutete dies, 

dass Moser wieder der SPÖ hätte beitreten sollen, was dieser jedoch ablehnte.120 Deshalb 

kam schließlich als neuer Landessekretär Alois Kopp zum Zug. 

                                                 
118 Das Kollektivvertragsgesetz wurde bereits am 15. Jänner 1946 vom Sozialministerium in Beratung 
genommen, aber erst am 26. Februar 1947 beschlossen. 
119 Protokoll der Bezirkskonferenz der Gewerkschaft der Metall- und Bergarbeiter Steyr am 15. 6. 1946. 
Archiv der Stadt Linz. Nachlass Prof. Kammerstätter 
120 Neue Zeit (Linz) vom 18. 10. 1950, S. 1 
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Moser nahm über seine Tätigkeit als Bezirkssekretär für die Gewerkschaft der Metall- und 

Bergarbeiter noch verschiedene andere Funktionen wahr:  

 Von 1946 bis Mai 1954121 war er in die Arbeitnehmerkurie der Allgemeinen 

Unfallversicherungsanstalt der Landesstelle Linz delegiert. Er war dort Mitglied 

des Landesstellenausschusses (d. i. der Landesvorstand) sowie des 

Verwaltungsausschusses.122  

 Zum Kongress der schwedischen Metallarbeitergewerkschaft vom 7. bis zum 13. 

September 1947 hatte die Gewerkschaft der Metall- und Bergarbeiter eine 

Einladung erhalten. Der Zentralvorstand beschloss, dass Moser diese wahrnehmen 

sollte. Schließlich sprach er Schwedisch und war überdies in seiner Emigrationszeit 

Mitglied des schwedischen Gewerkschaftsbundes LO gewesen. Allerdings stellte 

sich bei der Beantragung der Einreisevisa beim schwedischen Generalkonsulat in 

Wien heraus, dass das Einreiseverbot gegen Moser, welches 1942 gegen ihn wegen 

des Verdachts der Spionage für die Sowjetunion verhängt worden war, noch immer 

gültig war. Auch eine Intervention von Dr. Bruno Kreisky123 beim schwedischen 

Außenminister, welche auf Bitte Mosers erfolgte, blieb erfolglos. Deshalb war 

schließlich der Zentralvorstand gezwungen, einen Ersatzdelegierten für ihn zu 

finden und zum Kongress der schwedischen Schwesterorganisation zu schicken.  

Als wichtiger Funktionär der Metallarbeitergewerkschaft gehörte Moser auch zu den 

kommunistischen Delegierten des 1. Bundeskongresses des ÖGB, welcher vom 18. bis 23. 

Mai 1948 in Wien stattfand.124 Diese wurden von den 16 Gewerkschaftsvorständen 

bestimmt, da im provisorischen Statut keine Urwahl der Kongressteilnehmer vorgesehen 

war. Die Kommunisten wurden trotz starker Verankerung in den Betrieben bei der 

Vergabe der Mandate allerdings schwer benachteiligt.  

                                                 
121 Maschinschriftlicher Lebenslauf von August Moser. Unveröffentlichtes Manuskript. Im Besitz des Autors 
122 Über die Dauer der Tätigkeit Mosers bei der AUVA in Oberösterreich, liegen strittige Angaben vor. 
Während Moser im zitierten Lebenslauf obigen Zeitraum angibt, datiert  Frau Ingrid Otto von der 
Generaldirektion der AUVA in Wien im Telefonat vom 20. Jänner 2003 die Dauer der ersten 
Funktionsperiode von 1948 – 1953. Für diesen Zeitraum ist auch Mosers Mitgliedschaft in den genannten 
Gremien verbürgt. Lt. Angabe von Frau Otto gibt es über diesen Zeitraum aber  keine Unterlagen mehr. 
123 Dr. Bruno Kreisky war mit Moser seit ihrer gemeinsamen Emigrationszeit in Stockholm bekannt und war 
nach 1945 in Schweden geblieben. Er arbeitete im schwedischen Außenministerium und  kehrte erst 1948 
nach Österreich zurück. 
124 Tätigkeitsbericht 1945 – 1947 und Stenographisches Protokoll des ersten Kongresses des österreichischen 
Gewerkschaftsbundes. Wien 1948. S. 297 
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Dagegen war eine krasse Bevorzugung der Volkspartei offensichtlich: Sie hatten 39 

Delegierte, eine Zahl, die in keinem Verhältnis zu den drei Prozent 

Gewerkschaftsmitglieder stand, die sich zu ihr bekannten.125   

Es ging darum, Bilanz zu ziehen über die vergangenen drei Jahre seit der Gründung des 

Gewerkschaftsbundes sowie Weichenstellungen für die Zukunft, wie z. B. die Teilnahme 

am Marshallplan, zu beschließen. Schon im März 1948 hatte der kommunistische 

Vizepräsident des ÖGB, Fiala, in der Vorbereitung zum ersten Bundeskongress einen 

umfangreichen Maßnahmenkatalog vorgeschlagen, „der die Einheit des ÖGB und seine 

Demokratisierung gewährleisten und alle Spaltungsversuche im nationalen und 

internationalen Maßstab verhindern“, zu den Fragen „der Verstaatlichung und 

Planwirtschaft, zur Ernährung und zum Lohn- und Preisproblem“ sowie zu der 

„wichtigsten Frage, der Hebung des sozialen und wirtschaftlichen Lebensstandards der 

österreichischen Arbeiter und Angestellten“ Stellung beziehen sollte.126 In diesem Sinne 

bestanden die beiden Hauptanträge der Kommunisten deshalb in der Forderung nach einer 

allgemeinen Lohnerhöhung um 25% sowie der Ablehnung der Teilnahme am 

Marshallplan. Beide wurden jedoch von der Delegiertenmehrheit abgelehnt und damit war 

eine eindeutige Richtungsentscheidung für die weitere Wirtschafts- und Sozialpolitik 

Österreichs getroffen. Als enttäuschend empfanden die kommunistischen Delegierten auch 

jene organisatorischen Beschlüsse des Kongresses, die eine weitgehende Einschränkung 

des Handlungsspielraumes der gewerkschaftlichen Grundorganisationen bedeuteten. Als 

Reaktion auf diese drohende Lähmung der Gewerkschaft, forcierten die Kommunisten nun 

den Ausbau ihrer Betriebsorganisationen (BO). Diese Orientierung war auf den 

Strategiewechsel zurückzuführen, welchen die KPÖ nach dem marginalen Ergebnis der 

Nationalratswahlen von 1945 vorgenommen hatte und eine Konzentration auf die Betriebs- 

und Gewerkschaftsarbeit bewirkte. Neben verschiedenen Aufgaben sollten die BO, 

besonders für die Mobilisierung der Belegschaft (z. B. bei Entlassungen oder Streiks) und 

für die Herstellung einer Öffentlichkeit im Betrieb, um Aktionen des politischen Gegners 

wirksam begegnen zu können, verantwortlich sein.127 In den Steyr–Werken gelang es sehr 

bald eine starke BO mit ca. 600 Mitgliedern aufzubauen. Um ihre Schlagkraft zu 

verbessern, wurde sie bereits kurze Zeit später reorganisiert und zu 14 

                                                 
125 Streiter, Rudolf: Österrreichs kommunistische Gewerkschafter in der 2. Republik. Wien 1989, S. 61 
126 Zakravsky, Fraktion gewerkschaftliche Einheit, a. a. O., S. 119f. 
127 Lengauer, Roland: Demokratischer Zentralismus als Element der leninistischen Parteitheorie. Am Beispiel 
der Organisationsstruktur der KPÖ 1945 – 1952. Dissertation. Salzburg 1978, S. 157 
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Abteilungsorganisationen (die den Abteilungen des Werks entsprachen) mit einer 

übergeordneten Leitung zusammengefasst.128 Ihre Bewährungsprobe erlebte die Steyrer 

BO zweifellos beim Oktoberstreik, als es am 26. September 1950 gelang, innerhalb einer 

halben Stunde mehrere Tausend Menschen für die große Demonstration am Steyrer 

Hauptplatz zu mobilisieren. 

Die Bezirksleitung der KPÖ Steyr hatte es sich zur Aufgabe gemacht, jeden Montag nach 

Arbeitsschluss  ihre Betriebsfunktionäre im Arbeiterheim auf der Ennsleite zu versammeln, 

um die Tätigkeit ihrer Betriebsräte, Vertrauensmänner und Gewerkschafter zu 

koordinieren.  

An diesem Montag, dem 25. September 1950, waren besonders viele von ihnen 

gekommen, schließlich wurde der kommunistische Betriebsrat der VÖEST, Rudolf Kührer, 

erwartet. Er berichtete von den lückenlosen Warnstreiks in der VÖEST sowie in der 

Hauptwerkstätte der ÖBB in Linz anlässlich der bevorstehenden Beschlussfassung des 4. 

Lohn–Preisabkommens durch den Ministerrat. Schon Tage zuvor hatte das Gerücht die 

Runde gemacht, dass demnächst der Abschluss eines neuen derartigen Abkommens zu 

erwarten wäre. Nun schien es soweit zu sein. Die versammelten Steyrer 

Betriebsfunktionäre wussten um den Unmut unter der Arbeiterschaft angesichts eines 

neuen Lohn–Preisabkommens, schließlich waren die Auswirkungen der letzten drei 

Abkommen noch nicht vergessen. Besonders empörte die Arbeiter, dass der Sozialminister 

und Obmann der Gewerkschaft der Metall- und Bergarbeiter, Karl Maisel, anlässlich einer 

Veranstaltung zum 3. Lohn-Preis-Abkommen in Steyr das Versprechen gegeben hatte, 

keinem weiteren derartigen Abkommen zuzustimmen.129 Um also eine neue 

Belastungswelle abzuwehren,  entschlossen sich die versammelten Funktionäre, es ihren 

Linzer Kollegen gleichzutun und fassten den Beschluss, dass die kommunistischen 

Betriebsräte am nächsten Tag bei ihren Kollegen in den Steyr-Werken Kampfmaßnahmen 

gegen das Lohn – Preisabkommen beantragen sollten.130  

 

                                                 
128 Diskussionsbeitrag von August Mascher auf der 3. Landesdelegiertenkonferenz der KPÖ Oberösterreich 
In: Protokoll der 3. Landesdelegiertenkonferenz der KPÖ Oberösterreich am 11./ 12. November 1950. Archiv 
der Stadt Linz. Nachlass Prof. Kammerstätter. 
129 Linsenmayer Leopold: Die Steyr – Arbeiter im Kampf In: die arbeit – Zeitschrift für Sozialpolitik, 
Wirtschaft und Betrieb. Oktober/November 1950. Heft 10/11, S. 19ff. 
130 Epler, Ernst: Der große Streik. Wien 1965. S. 35 
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Auch Moser hatte an dieser Versammlung teilgenommen.131 Er war zwar als 

Bezirkssekretär einerseits Angestellter der Gewerkschaft und andererseits sogar Mitglied 

des Zentralvorstandes, dennoch war er weder über den Stand der Verhandlungen zum 4. 

Lohn–Preisabkommen noch über dessen Inhalt informiert. Dies lag u. a. daran, dass die 

Verhandlungen nur von ausgewählten Spitzenfunktionären der Sozialpartner im Geheimen 

geführt wurden. Darüber hinaus hatte man eine Nachrichtensperre verhängt, um zu 

verhindern, dass durch ein zu frühes Bekanntwerden des Verhandlungsergebnisses 

gewerkschaftliche Gegenmaßnahmen seitens der Arbeiter ergriffen würden, wie dies im 

Zuge des 2. und 3. Lohn–Preisabkommen geschehen war.  

Am nächsten Tag, etwa um 6 Uhr 30, kam der Chauffeur des Betriebsrates der Steyr–

Werke in Mosers Wohnung und bat ihn, rasch zur Sitzung ins Hauptwerk zu kommen.132 

Betriebsratsobmann Jungwirth hatte ihn holen lassen, damit Moser mit ihnen die Lage 

berate. Der Obmann des Angestelltenbetriebsrates der Steyr–Werke, Alois Huemer, 

berichtete dort von einer Sitzung der Vollversammlung der oberösterreichischen 

Arbeiterkammer, die das 4. Lohn–Preisabkommen zum Inhalt hatte. Er ging darauf ein, 

dass die mit dem Abkommen verbundenen starken Preiserhöhungen die Arbeiter und 

Angestellten ungemein empört hätten. Trotz beträchtlicher Meinungsverschiedenheiten 

unter den Kammerräten sei beschlossen worden, die Annahme zu empfehlen. Noch 

während des Berichts wurde die Sitzung mehrere Male unterbrochen, weil einzelne 

Delegationen von den Abteilungen des Werks gekommen waren, ihren Unmut über das 

Abkommen zum Ausdruck brachten und die Einberufung einer Vollversammlung 

verlangten. Die Beratung des Betriebsrates war noch nicht zu Ende, als bereits die Arbeiter 

und Angestellten ihre Arbeitsplätze verließen, vor das Betriebsratsgebäude zogen und in 

Sprechchören eine Protestdemonstration auf den Steyrer Stadtplatz forderten. Die 

Betriebsräte unterbrachen ihre Sitzung und formierten die angewachsene Menschenmenge 

zu einem mächtigen Demonstrationszug. Auf dem Weg in die Stadt stießen die Arbeiter 

der Hackwerke sowie die Belegschaften verschiedener Steyrer Klein- und Mittelbetriebe 

dazu, sodass sich am Stadtplatz schließlich ca. 15.000 Demonstranten einfanden. Dort 

angekommen, wurde eine Delegation gewählt, die Bezirkshauptmann Dr. Grabner den 

Protest übermitteln sollten. Sie bestand aus Betriebsratsobmann Jungwirth, ÖGB-Sekretär 

Sieberer, Landtagsabgeordneten Pöschl und Bezirkssekretär Moser. Der Bezirkshauptmann 

                                                 
131 Interview mit Auguste und Alois Zehetner  1990. Archiv der Stadt Linz. Nachlass Prof. Kammerstätter. 
132  Wie ich den Oktoberstreik erlebte. Archiv der Stadt Linz. Nachlass Prof. Kammerstätter. 
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empfing die Abordnung und zeigte für ihre Anliegen Verständnis. Er sagte zu, den Protest 

der Arbeiter an die Regierung weiterzuleiten. Die Mitglieder der Delegation sprachen 

anschließend zur versammelten Menge, berichteten vom Ergebnis ihrer Vorsprache und 

forderten die Demonstranten auf, wieder an ihre Arbeitsplätze zurückzukehren, was diese 

jedoch nur zögernd taten. 

Am Mittwoch, dem 27. September fand in den Vormittagsstunden die von der Belegschaft 

geforderte Betriebsversammlung statt. Bezirkssekretär Moser und ÖGB – Sekretär Sieberer 

sprachen zu den Versammelten. Anfangs wollten die Arbeiter Sieberer nicht sprechen 

lassen, weil das Gerücht aufgetaucht war, dass er sich gegen einen Streik aussprechen 

würde.133 Kraft seiner Autorität gelang es Moser, ihm dennoch Gehör zu verschaffen. 

Anschließend wurde dann der Streikbeschluß mit großer Mehrheit gefaßt, außerdem 

konstituierten sich die Betriebsräte und die Vertrauensmänner als Streikkomitee. Moser 

gehörte diesem nicht an, aber er hielt in den Tagen des Streiks enge Verbindung zu ihm.134  

Schließlich wurde eine Delegation gewählt, die am nächsten Tag nach Wien fahren sollte, 

um dort ihren Protest beim Präsidenten des ÖGB, Johann Böhm bzw. dem Obmann der 

Gewerkschaft der Metall- und Bergarbeiter, Karl Maisel, vorzubringen. Anderntags ließen 

sich die beiden Spitzengewerkschafter jedoch verleugnen. Stattdessen wurden sie vom 

geschäftsführenden Sekretär, Leo Geiger, empfangen. Er hörte sich ihre Beschwerden an, 

insistierte jedoch dann erneut auf die Notwendigkeit des Abkommens. Aber er versprach 

die Bitte der Arbeiter, wonach Sozialminister Maisel und ÖGB-Präsident Böhm nach Steyr 

kommen und dort zum Abkommen Stellung beziehen sollten, weiterzuleiten. 

Unverrichteter Dinge kehrte die Abordnung schließlich wieder nach Steyr zurück. 

Am Freitag fand erneut eine Vollversammlung statt. Die sozialistische Fraktion verlangte 

eine neuerliche Urabstimmung über den Streik, und die Kommunisten, die einen Streit 

über diese Frage vermeiden wollten, unterstützten diesen Antrag. Er fand jedoch nicht die 

notwendige Mehrheit. Stattdessen beschloss das Plenum, die Urabstimmung auf Montag zu 

                                                 
133 Diese Episode zeigt in welcher, wenig beneidenswerten Lage sich die sozialistischen Betriebsfunktionäre 
befanden:  Traten sie gegen den Streik oder gar für seinen Abbruch auf, zogen sie sich die Wut der Arbeiter 
zu. Unterstützten sie jedoch den Streik, kamen sie in den Konflikt mit den Parteiinstanzen. 
134 Interview mit August Moser vom 4. Dezember 1979. Archiv der Stadt Linz. Nachlass Prof. 
Kammerstätter 
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verschieben, sobald die Beschlüsse der „Gesamtösterreichischen Betriebsrätekonferenz“ 

vorlägen.135   

Das Ausmaß der Streikbereitschaft überraschte sowohl die Führung der SPÖ als auch der 

KPÖ. Während sich SPÖ und ÖGB bereits von Anfang an für das Abkommen und gegen 

den Streik positioniert hatten, war es nun an der KPÖ, organisierend in diesen 

Arbeitskampf einzugreifen. Deshalb wurde zunächst in der Volksstimme vom 28. 

September 1950 zur Streikunterbrechung aufgerufen, um die Ergebnisse der für 30. 

September einberufenen „Gesamtösterreichischen Betriebsrätekonferenz“ abzuwarten. 

Dieser Vorschlag löste unter den Streikenden, insbesondere bei den kommunistischen 

Aktivisten, Unverständnis und Befremden aus, da es viele Arbeiter und 

Betriebsfunktionäre gab, die „in manchen Bezirken alles lahm legten, was sie vermochten, 

um zum Generalstreik zu kommen.“136  

Ein entscheidender Grund für diesen überraschenden Vorstoß dürfte darin gelegen sein, 

den Vorwürfen von SPÖ und Gewerkschaftsführung den Wind aus den Segeln zu nehmen: 

Diese hatten den Streik als Aktion der Kommunisten und als „Putschversuch“ diffamiert. 

Schließlich würden die Beschlüsse der Betriebsrätekonferenz  den Willen der gesamten 

Arbeiterschaft widerspiegeln und somit den Streik als deren berechtigtes Kampfmittel 

erscheinen lassen, unbehelligt von einer etwaigen, „ausländischen“ Macht. Die Autoren 

Ronald Gruber und Manfred Hörzinger geben in ihrer Broschüre auch zu bedenken, dass 

zu dieser Zeit der Kalte Krieg seinen ersten Höhepunkt erreicht hatte. Ein durchaus 

mögliches Eingreifen137 der amerikanischen Besatzungsmacht auf Seiten von Regierung 

und ÖGB hätte vermutlich zu einem Bürgerkrieg bzw. zum Zerreißen Österreichs in eine 

Ost- und Westzone geführt. Um eine derartige Entwicklung auf alle Fälle zu vermeiden, 

hatte die KPÖ die Parole der Streikunterbrechung und der Forderung nach einer 

gesamtösterreichischen Betriebskonferenz ausgegeben.138 Höchstwahrscheinlich sind alle 

genannten Aspekte in die Lösungsfindung mit eingeflossen. Über die Situation in Steyr 

liegen dazu widersprüchliche Angaben vor: Zwar scheint es, als hätte es eine Aufforderung 

zum Streikabbruch seitens der KPÖ gegeben,139 dennoch wurde die geforderte 

                                                 
135 Epler, Der große Streik,  a. a. O., S. 94 
136  Lengauer Roland: Demokratischer Zentralismus, a. a. O.,  S. 194 
137 Diese Möglichkeit befürchteten z. B. die Oberösterreichischen Nachrichten vom 1. Oktober 1950 
138 Gruber, Hörzinger, Preistreiberpakt, a. a. O., S. 63 
139 Interview mit Auguste und Alois Zehetner, 1990 
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Unterbrechung nicht durchgesetzt, was angesichts der damaligen Parteidisziplin 

überraschend ist.140   

Jedenfalls trat am 30. September 1950 in der großen Montagehalle der Floridsdorfer 

Lokomotivfabrik die gesamtösterreichische Betriebsrätekonferenz zusammen. Obwohl der 

ÖGB in einem Aufruf vor einer Teilnahme gewarnt und der amerikanische Sender Rot– 

Weiß–Rot sogar erklärt hatte, die Konferenz sei abgesagt worden, nahmen an ihr 2.417 

Personen teil.141 Die angenommene Resolution wies eine rein ökonomische Orientierung 

auf – im Gegensatz zu den vorher aufgestellten politischen Forderungen wie „Rücktritt von 

Böhm und Co.“ – und war mit einem Ultimatum an die Regierung verbunden, dass bei 

Nichtannahme der Forderungen der Streik am 4. Oktober wieder aufgenommen werden 

würde. Bedingt durch die Ablehnung aller Forderungen durch die Regierung wurde zur 

Wiederaufnahme des Streiks am 4. Oktober aufgerufen.142 August Moser war mit einer 

starken Delegation aus den Steyrer Betrieben nach Wien gefahren, nahm jedoch an der 

Konferenz nicht teil. Es schien ihm, als Angestellten der Gewerkschaft nicht opportun, 

gegen das Teilnahmeverbot des ÖGB zu verstoßen und schließlich wollte er seinem 

Arbeitgeber keinen Grund geben, arbeitsrechtlich gegen ihn vorzugehen.143 Er begab sich 

stattdessen  zum Sitz des ZK in Wien, um sich dort aus erster Hand über die weitere 

Vorgangsweise der KPÖ nach der Betriebsrätekonferenz zu informieren. Er traf dort mit 

den ZK–Mitgliedern Friedl Fürnberg, Franz Honner und Dr. Karl Altmann zusammen. Sie 

forderten ihn auf, an der Konferenz in Floridsdorf teilzunehmen. Doch Moser lehnte erneut 

ab. Im Lauf der Besprechung gerieten die Männer in eine Auseinandersetzung über die 

Sinnhaftigkeit der Streikunterbrechung. Moser wusste aus seiner Erfahrung, dass die 

eingeschlagene Taktik des „Generalstreiks auf Raten“ jeder Erfahrung widersprach, die 

sich die Arbeiterbewegung in der Geschichte ihrer Kämpfe bisher angeeignet hatten. Er 

befürchtete, dass sich dies negativ auf den weiteren Verlauf des Arbeitskampfes auswirken 

könnte – und sollte schließlich recht behalten. Erst als ihm Fürnberg und Altmann die 

innenpolitischen Gründe der Unterbrechung auseinander setzten, erklärte sich Moser 

bereit, in diesem Sinne auch auf seine Steyrer Genossen einzuwirken.144  

                                                 
140 Dies bestätigte auch Hr. Otto Treml im Gespräch vom 23. Mai 2003 
141 Priester Eva: Der große Streik. Tatsachenbericht über den Oktoberstreik 1950. Wien o. J, S. 26 
142 Lengauer, Demokratischer Zentralismus, a. a. O., S. 195 
143 Interview mit August Moser vom 4. Dezember 1979 
144 Interview mit August Moser vom 4. Dezember 1979 
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Wie beschlossen, fand schließlich am Montag, den 2. Oktober, eine Urabstimmung in den 

Steyr–Werken statt. Von den über 6.000 Arbeitern und Angestellten, die an dieser 

Urabstimmung teilnahmen, entschieden sich rund zwei Drittel für die Weiterführung des 

Streiks. Am Mittwoch, den 3. Oktober, dem neuerlichen Beginn des Streiks,  fand erneut 

eine große Demonstrationsversammlung mit ca. 15.000 Teilnehmern am Stadtplatz statt.145 

Eine Delegation, die bei Bürgermeister Steinbrecher vorsprechen wollte, wurde jedoch 

nicht vorgelassen. An diesem Tag schaltete sich die Direktion der Steyr–Werke in den 

Kampf ein. Sie berief für den Nachmittag die sozialistischen Betriebsräte und 

Vertrauensmänner am Sitz der SPÖ-Bezirksparteileitung ein und verlangte von ihnen die 

Wiederaufnahme der Arbeit am Donnerstag, den 4. Oktober, um sieben Uhr früh. Direktor 

Glöckel machte die Drohung der SPÖ nach Aufgabe des Streiks noch deutlicher: „Wer 

dieser Aufforderung nicht nachkommt, kann nicht mit seiner Wiedereinstellung 

rechnen.“146 Gleichzeitig wurden starke Kräfte der Exekutive zusammengezogen. Diese 

besetzten die Werkstore und schickten die Streikposten weg. 

Angesichts des bereits absehbaren Scheitern des Streiks versuchte Moser seinen Einfluss 

dahingehend geltend zu machen, dass es zu keinen Entlassungen der beteiligten Arbeiter 

und Angestellten kommen dürfe. Er berief eine Sitzung der Betriebsräte unter Beiziehung 

des ÖGB–Sekretärs Sieberer für Mittwoch Abend ein und schlug dort vor, mit der 

Werksleitung zu verhandeln, dass wegen der Teilnahme am Streik keinerlei 

Maßregelungen durchgeführt werden dürften, wenn die Arbeit wieder aufgenommen 

werden würde. Er regte dazu die Abhaltung einer Vollversammlung an, in der 

Betriebsratsobmann Jungwirth und er in diesem Sinne sprechen sollten. Die sozialistischen 

Betriebsräte und Vertrauensmänner lehnten jedoch ein solches Vorgehen ab, da sie 

befürchteten, dass eine bedingungslose Aufgabe des Kampfes in einer neuerlichen 

Vollversammlung auch nach mehr als einer Woche des Ausstandes nicht gebilligt werden 

würde.147 

Die vereinten Anstrengungen waren schließlich erfolgreich: Am Donnerstag, den 4. 

Oktober 1950 kam es daher zur Wiederaufnahme der Arbeit unter den Bedingungen wie 

sie die Werksdirektion diktierte. Niemand blieb von seinem Arbeitsplatz fern. Dennoch 

wurden in den folgenden Wochen mehrere hundert Arbeiter und Angestellte entlassen. 
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Am 11. Oktober 1950, also wenige Tage nach Beendigung des Streiks, ereilte Moser 

dasselbe Schicksal. Ihm wurde vom Steyrer Bezirksobmann der 

Metallarbeitergewerkschaft, Koller, die fristlose Entlassung ausgesprochen und die 

Schlüssel für das Gewerkschaftsbüro abgenommen.148 Er wandte sich an den 

Betriebsratsobmann der oberösterreichischen Angestellten des ÖGB, Neulinger. Dieser 

sagte ihm zu, dass er dem Betriebsrat berichten und in seinem Sinne intervenieren würde. 

Wenig Tage später berichtete Neulinger Moser, dass er versucht habe, gegen die 

Entlassung Einspruch zu erheben, ihm jedoch vom Gewerkschaftsbund in Wien erklärt 

worden war, sie würden ihn als Betriebsrat nicht anerkennen, obwohl dieser 

ordnungsgemäß von allen Angestellten des Gewerkschaftsbundes in Oberösterreich 

gewählt worden war. Dadurch konnte dieser auch nicht gegen die Entlassung Mosers 

Einspruch erheben.149 Doch Moser ließ sich dennoch nicht entmutigen. Seine nächsten 

Schritte sind unklar, vermutlich kam es aber in dieser Angelegenheit zu einer 

außergerichtlichen Einigung. Jedenfalls wurde er rückwirkend ab 12. Oktober 1950 in sein 

Angestelltenverhältnis wiedereingesetzt. Sein bisheriger Arbeitgeber verzichtete jedoch auf 

seine Tätigkeit und kündigte ihn fristgerecht, sodass sein Dienstverhältnis am 31. März 

1951 endete. 

Nicht genug, dass Moser fristlos entlassen wurde, wurde er auch aus dem ÖGB 

ausgeschlossen.150 Dabei konnte ihm keinerlei Fehlverhalten nachgewiesen werden. Im 

Gegenteil: Dass diese große Arbeitsniederlegung in Steyr so diszipliniert und ohne 

Zwischenfälle ablief, war auch weitgehend seiner Autorität  zu verdanken.  

Mit seinem Ausschluss konnte sich Moser, der zu diesem Zeitpunkt beinahe vierzig Jahre 

Gewerkschaftsmitglied war und davon größtenteils in verantwortlichen Positionen 

gearbeitet hatte, nicht abfinden. Deshalb bemühte er sich auch um seine Wiederaufnahme 

und schrieb in diesem Sinne an den Zentralvorstand der Metallarbeitergewerkschaft. 

Obwohl der oberösterreichische Arbeiterkammerpräsident und Obmann des ÖGB 

Oberösterreich, Heinrich Kandl, und mehrere prominente sozialistische 

Gewerkschaftsfunktionäre Mosers Wiederaufnahmegesuch befürworteten und 

                                                 
148 Ebd. 
149 Kodicek Egon: Die Maßregelungen nach dem Massenstreik. In: die arbeit. Zeitschrift für Sozialpolitik, 
Wirtschaft und Betrieb. Dezember 1950/Heft 12/4. Jahrgang, S. 4 
150 Neue Zeit (Linz) v. 18. 10. 1950, S. 1 
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unterstützten, wurde dennoch diese Bitte abschlägig behandelt.151 Unmittelbar nach der 

Entlassung der drei kommunistischen Gewerkschaftssekretäre Moser, Blumenschein ( 

beide Gewerkschaft der Metall- und Bergarbeiter) und Wimmer (Bauarbeitergewerkschaft) 

wurde in den Betrieben mit dem Sammeln von Unterschriften für eine Protestresolution zur 

Wiedereinstellung dieser drei Funktionäre begonnen. Dabei wurden innerhalb kürzester 

Zeit 50.000 Unterschriften gesammelt und dem Obmann der Metallarbeitergewerkschaft, 

Karl Maisel, übergeben.152 Die Rücknahme dieser Disziplinarmaßnahmen konnte 

allerdings nicht erreicht werden. Offiziell wurde diese Maßregelung auch nie aufgehoben. 

In die Gewerkschaft wurde Moser erst wieder im Jahre 1957 aufgenommen, als er Mitglied 

der Gewerkschaft der Privatangestellten wurde.153 Ausschlaggebend dafür dürfte gewesen 

sein, dass Moser einerseits seit 1. Jänner 1951154 Bediensteter der KPÖ war und 

andererseits die Vermittlung des Vorsitzenden der Gewerkschaft der Privatangestellten, 

Friedrich Hillegeist, um die Widerstände gegen Mosers Aufnahme zu zerstreuen.155 

Ein Nachspiel hatte allerdings Mosers Entlassung seitens der Wiener Gewerkschaftsleitung 

in der Sitzung der oberösterreichischen Landesleitung der Gewerkschaft der Metall- und 

Bergarbeiter vom 17. November 1950: 

Die verbliebenen kommunistischen Leitungsmitglieder hatten den Antrag gestellt, dass die 

Landesleitung die Maßregelungen der Bezirkssekretäre Moser und Blumenschein156 

rückgängig machen sollte. Der Antrag wurde mit der Begründung abgelehnt, dass diese 

von der Wiener Gewerkschaftsleitung ausgesprochen und folglich nur von dieser wieder 

zurückgenommen werden könne. In der nachfolgenden Diskussion wurde klar, dass die 

Landesleitung über die Maßregelung ihrer Bezirkssekretäre weder informiert noch zu Rate 

gezogen worden war. Vielmehr stellte sich heraus, dass deren Enthebung eigenmächtig 

von Wien aus verfügt worden war. Dies dürfte auch Zentralsekretär Geiger bestätigt haben, 

                                                 
151 Interview mit August Moser am 4. Dezember 1979 
152 Diskussionsbeitrag von  Adolf Trapp auf der 3. Landesdelegiertenkonferenz der KPÖ Oberösterreich In: 
Protokoll der 3. Landesdelegiertenkonferenz der KPÖ Oberösterreich am 11./12. November 1950. Archiv der 
Stadt Linz. Nachlass von Prof. Kammerstätter.  
153 Brief  von der Gewerkschaft der Privatangestellten an August Moser vom 24. November 1966. 
Unveröffentlichtes Manuskript. Im Besitz des Autors. Mosers Mitgliedschaft in der Gewerkschaft der 
Privatangestellten dürfte damit zusammenhängen, dass er ab 1. 1. 1950 Bediensteter der KPÖ war. 
154 Sozialversicherungskarte von August Moser 
155 Lt. Gespräch mit Frau Auguste Zehetner vom 4. Februar 2003 
156 Karl Blumenschein war kommunistischer Bezirkssekretär der Gewerkschaft der Metall- und Bergarbeiter 
in Linz. Er wurde, wie Moser, gemaßregelt. 
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der ebenfalls an dieser Sitzung teilnahm.157 U. a. wegen dieser Brüskierung legte 

schließlich der Obmann der oberösterreichischen Metallarbeitergewerkschaft, Ludwig 

Pallestrong, seine Funktionen nieder.158  

Bemerkenswert ist, dass die Massenentlassungen von Streikenden fast ausschließlich in der 

verstaatlichten Industrie und hier wiederum in Oberösterreich und in der Steiermark 

stattfanden. Allein in den Steyr–Werken159 wurden ca. 350 Aktivisten entlassen. Diese 

waren in der Mehrzahl Kommunisten, was sich daraus erklärt, dass die Direktion die Gunst 

der Stunde nützte, um die kommunistische Betriebsorganisation, welche bei diesem 

Arbeitskampf eine äußerst aktive Rolle gespielt hatte, zu zerschlagen. Aber auch 

sozialistische und parteilose Arbeiter, sofern sie der offiziellen SPÖ- und 

Gewerkschaftspolitik oppositionell gegenüberstanden, entgingen dem Strafgericht der 

Sieger nicht.160 Zweifellos dienten diese Maßnahmen auch dazu, den Einfluss der SPÖ im 

Werk auszubauen. Dafür bestanden auch gute Voraussetzungen, waren doch sowohl 

Direktor Glöckel als auch Personalchef Prokesch Mitglieder der SPÖ, im Betriebsrat161 

war darüber hinaus eine sozialistische Mehrheit vorhanden. Dadurch konnte die 

Abrechnung mit widerständigen Elementen koordiniert erfolgen.162 Es kann durchaus sein, 

dass dem scharfen Vorgehen Anweisungen des Bundesministers für Verkehr und 

verstaatlichte Betriebe, Waldbrunner, zugrunde lagen, da sämtliche Entlassungen von 

Betriebsräten am Vormittag des 9. Oktobers 1950 erfolgten. So auch in Steyr, als an 

diesem Tag die beiden kommunistischen Betriebsräte Linsenmayer und Hoffmann mit 

Zustimmung des Einigungsamtes Linz entlassen wurden. 

Es wurde schon darauf hingewiesen, dass die stärksten Kritiker der offiziellen 

Gewerkschaftspolitik die Arbeitenden in der verstaatlichten Industrie waren. Die Relation, 

wonach der kommunistische Einfluss und damit der Widerstand gegen die 

Gewerkschaftsführung umso stärker waren, je größer die Betriebseinheiten waren, 

beschreibt den damaligen Zustand ziemlich treffend. In den Großbetrieben erzielten die  

                                                 
157 Werksspiegel. Werkszeitung der VÖEST – Arbeiter und Angestellten. Nr. 12. Linz, Dezember 1950. 
158 Persönlicher Brief von Karl Blumenschein an Peter Kammerstätter (Undatiert). Archiv der Stadt Linz. 
Nachlass Prof. Kammerstätter.  
159 Genaugenommen waren die Steyr-Werke nicht verstaatlicht, wohl aber die Creditanstalt – Bankverein zu 
deren Firmenimperium sie gehörte. 
160 Gruber/Hörzinger, Preistreiberpakt, a. a. O., S. 121 
161 Der Arbeiterbetriebsrat setzte sich folgendermaßen zusammen: 14 Mandate SPÖ, 8 Mandate KPÖ sowie 1 
Mandat VdU 
162 Gruber, Ronald: Der Massenstreik gegen das 4. Lohn-Preis-Abkommen im September/Oktober 1950. 
Dissertation. Wien 1975,  S. 346  
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kommunistischen und Einheitslisten durchschnittlich bis zu 35 Prozent der Stimmen, 

während die SPÖ auf etwa 40 bis 45 Prozent kam. In vielen Großbetrieben stellten die 

Kommunisten die Mehrheit. So z. B. in den niederösterreichischen Ölfeldern, wo der 

kommunistische Stimmenanteil bis zu 65 Prozent betrug. In jenen 16 österreichischen 

Betrieben mit mehr als 2.000 Angestellten hatten die kommunistischen 

Betriebsorganisationen mehr als 4.500 Mitglieder. Aus allen diesen Daten geht hervor, 

dass der sozialistische Einfluss in den entscheidenden Sektoren der Produktion auf 

keineswegs sicheren Füssen stand und damit die Unterstützung der offiziellen 

Gewerkschaftspolitik sehr gefährdet war.163 Dieser Hintergrund macht verständlich, warum 

letztlich die Massenentlassungen hauptsächlich in der verstaatlichten Industrie stattfanden. 

Und dennoch: Trotz eines gewaltigen Aderlasses an Aktivisten, Betriebsterror und 

Kolportageverbot für kommunistische Zeitungen und Zeitschriften164 konnte die  

Betriebsorganisation in den Steyr-Werken wiederaufgebaut werden und schließlich bei den 

Betriebsratswahlen 1952  das beste Ergebnis aller Zeiten erreicht werden.165 

 Unmittelbar nach Einsetzen der Entlassungen organisierte die KPÖ Steyr  ein Komitee, 

um die Hilfe für die Gemaßregelten zu organisieren, dem auch Moser angehörte. Dabei 

ging es in erster Linie darum, rasche finanzielle Hilfe zu organisieren. So konnten 

beispielsweise innerhalb kürzester Zeit 3.623 Schilling gesammelt und damit 44 betroffene 

Familien unterstützt werden.166 Auch Unterkünfte für jene, die neben ihrer Entlassung auch 

ihre Betriebswohnungen verloren hatten, mussten gefunden werden, was angesichts der 

eklatanten Wohnungsnot in Steyr eine ziemliche Schwierigkeit darstellte. Das Komitee 

organisierte auch die vorübergehende Unterbringung der Kinder aus Familien der 

Gemaßregelten bei Gasteltern .  

 

 

                                                 
163 Prader, Hans: Probleme kooperativer Gewerkschaftspolitik. Am Beispiel der Politik des ÖGB im 
Wiederaufbau 1945 – 1951. Dissertation, Salzburg 1975, S. 321 
164 Diskussionsbeitrag von August Mascher auf der 3. Landesdelegiertenkonferenz der KPÖ Oberösterreich  
165 Dabei wurden 2090 Stimmen sowie 8 Mandate im Arbeiterbetriebsrat erreicht. Damit wurde das Ergebnis 
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Arbeiterbetriebsrat erbracht hatte.  Angaben lt. Hrn. Treml im Gespräch vom 23. Mai 2003 
166 Diskussionsbeitrag von Elisabeth Wein auf der 3. Landesdelegiertenkonferenz der KPÖ Oberösterreich In: 
Protokoll der 3. Landesdelegiertenkonferenz der KPÖ OÖ am 11./12. November 1950; Archiv der Stadt 
Linz. Nachlass Prof. Kammerstätter 
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 Etwas Perfides hatte sich die Direktion der Steyr–Werke einfallen lassen: Jene entlassenen 

Streikaktivisten, die sie der „Rädelsführerschaft“ verdächtigte, hatte sie auf eine Liste 

setzen und den Personalchefs und Firmenleitern in Steyr und Umgebung zukommen 

lassen. Damit sollte verhindert werden, dass diese Männer in der Region je wieder Arbeit 

fanden.167 Moser berichtete in der Sitzung des ZK der KPÖ vom 12. und 13. Oktober 1950 

von dieser Maßnahme und konnte schließlich deren Einstellung in die USIA–Betriebe der 

sowjetischen Besatzungszone erreichen.168 Dies war umso leichter möglich, als dort 

wichtige Positionen von Kommunisten eingenommen wurden.  
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V.  Zur Tätigkeit August Mosers in der Arbeiterkammer Oberösterreich 

V.1.Die historische Entwicklung der Arbeiterkammern 

Das Gesetz über die Errichtung der Kammern für Arbeiter und Angestellte, welches am 26. 

Februar 1920 beschlossen wurde, war der Abschluss jener beispielhaften 

Sozialgesetzgebung, die untrennbar mit dem Namen Ferdinand Hanusch verbunden ist. 

Der Sozialdemokrat hatte im Herbst 1918 das Staatsamt für Soziale Fürsorge übernommen 

und konnte bis zum Bruch der Koalitionsregierung im Juni 1920 u. a. so bedeutende 

sozialpolitische Meilensteine wie das Betriebsrätegesetz, die Einführung des achtstündigen 

Arbeitstages, das Gesetz über die Einigungsämter und die kollektiven Arbeitsverträge 

verwirklichen. Möglich war dies geworden, nachdem die Fernwirkung der russischen 

Oktoberrevolution die österreichische Arbeiterschaft in starkem Ausmaß radikalisiert hatte. 

Die Angst des Bürgertums vor dem „Bolschewismus“ nutzte die Sozialdemokratische 

Partei geschickt aus, um namhafte Reformen durchzusetzen. Die von Sozialminister 

Hanusch praktizierte Sozialgesetzgebung ist dafür ein Paradebeispiel.169 

Das Arbeiterkammergesetz erfüllte mit seiner Beschlussfassung nicht nur eine alte 

Forderung der österreichischen Arbeiterbewegung170, sondern sollte darüber hinaus auch 

ein Schritt zur Demokratisierung der kapitalistischen Wirtschaftsordnung sein. Das Linzer 

Programm der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei Österreichs von 1925 hielt dazu fest: 

„Die Sozialdemokratie fördert die Entwicklung der Wirtschaftsdemokratie: Ausbau des 

Mitbestimmungsrechtes der Arbeiter, Angestellten und Beamten in ihren Arbeitsstätten 

und in der Gesamtwirtschaft durch die Betriebsräte, die Personalvertretungen, die 

Gewerkschaften und die Arbeiter- und Angestelltenkammern“.171 Auch dies war ein 

Zugeständnis an die revolutionären österreichischen Arbeiter, um diese von einer 

grundlegenden Umwälzung des Wirtschaftssystems nach dem Vorbild der russischen 

Bolschewiki abzuhalten.  Geplant war, die Arbeiterkammern über die formalrechtliche 

Gleichstellung hinaus mit ähnlichen Wirkungsbereichen und ähnlicher 

Organisationsstruktur zu versehen wie die Handelskammern, um „ein Zusammenwirken 

                                                 
169 Hautmann Hans: Ferdinand Hanusch – Der Staatsekretär In: Staininger, Otto (Hrsg.): Ferdinand Hanusch. 
(1866 – 1923). Ein Leben für den sozialen Aufstieg. Wien 1973, S. 75ff.  
170 Vgl. Rausch Wilhelm, Lotteraner Max: Aufbruch in eine bessere Zeit. Die Kammer für Arbeiter und 
Angestellte für Oberösterreich 1920 bis 1980. Linz 1981. S. 9 
171 Filla,Wilhelm: Zwischen Integration und Klassenkampf. Sozialgeschichte der betrieblichen 
Mitbestimmung. Wien 1981. S. 89f. 
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der beiderseitigen Körperschaften bei der Lösung von wichtigen Aufgaben der 

wirtschaftlichen Verwaltung ohne Schwierigkeiten zu ermöglichen“.172 Der im Gesetz 

festgelegte Zuständigkeitsbereich der Arbeiterkammern war deshalb so weit gefasst, weil 

darin nicht nur sozialpolitische und sonstige die Interessen der Arbeiter und Angestellten 

unmittelbar betreffenden Angelegenheiten enthalten waren, sondern auch „alle zur 

Kompetenz der Handelskammer gehörigen Fragen der Wirtschaftspolitik, insbesondere 

auch der Handelspolitik, der Steuerpolitik (und) die Konsumentenpolitik“.173 

Die Arbeiterkammern erlangten jedoch nicht die erwartete gesellschaftspolitische 

Relevanz. Als eine Domäne der sozialdemokratisch orientierten Interessensvertretung – die 

Arbeiterkammerwahlen 1921 und 1926 ergaben deutliche Mehrheiten für die Freien 

Gewerkschaften – wurden die Arbeiterkammern von den bürgerlichen Regierungen von 

der Mitwirkung und Mitbestimmung an der gesetzgeberischen Tätigkeit weitgehend 

ausgeschlossen. Die Vertretung der Arbeiterkammern in staatlichen Gremien war auf 

wenige Bereiche beschränkt, wie z. B. den Beirat zur Arbeitslosenversicherung und das 

sogenannte Zehnerkomitee im Bundesministerium für Soziale Verwaltung.174 Neben der 

politischen Frontstellung grenzte auch die schlechte wirtschaftliche Lage den 

Handlungsspielraum der Kammern erheblich ein. Zentrales Problem war die 

Massenarbeitslosigkeit jener Zeit. Diese Situation führte sogar dazu, dass die für 1931 

vorgesehenen Arbeiterkammerwahlen verschoben werden mussten, da mehr als eine halbe 

Million Arbeiter und Angestellte wegen ihrer Erwerbslosigkeit nicht zu den 

Kammerwahlen zugelassen waren. Eine Durchführung der Wahlen zu einem späteren 

Zeitpunkt wurde zwar seitens der Kammerleitung angestrebt, konnte aber aufgrund der 

politischen Entwicklung nicht mehr realisiert werden.175 

 

 

 

                                                 
172 Weber-Felber, Ulrike: Gewerkschaften in der Ersten Republik. In: Dachs u. a.: Handbuch des politischen 
Systems Österreichs. Erste Republik 1918 – 1933. Wien 1995. S. 321 
173 Ebd. 
174 März Eduard, Weissel Erwin: Die Kammern für Arbeiter und Angestellte In: Theodor Pütz: Verbände und 
Wirtschaftspolitik in Österreich. Berlin 1966. S. 401 
175 Punz, Andreas: Die Wirtschafts- und Konsumentenpolitik der oberösterreichischen Arbeiterkammer in der 
Zwischenkriegszeit. Diplomarbeit. Linz 1993. S. 12f. 
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Der militärische Sieg über die österreichische Arbeiterbewegung im Februar 1934 

bedeutete zwar nicht das Ende der Kammertätigkeit, aber es wurden ihr enge 

organisatorische und sachliche Schranken gesetzt. Aufgrund einer Verordnung der 

Bundesregierung vom 2. März 1934 wurde eine Einheitsgewerkschaft, der sogenannte 

Gewerkschaftsbund der österreichischen Arbeiter und Angestellten, gegründet und der 

Arbeiterkammer die Funktion einer Geschäftsstelle dieses Gewerkschaftsbundes 

zugewiesen. Ihre frühere unabhängige Position büßte die Arbeiterkammer in der Zeit des 

Austrofaschismus in zweifacher Weise ein: Erstens war sie nun eine Zweigorganisation 

des Gewerkschaftsbundes und mit diesem durch die Person des Präsidenten verbunden; 

und zweitens waren einem vom Sozialministerium bestellten Kommissär weitgehende 

Weisungs- und Aufsichtsrechte gegeben. Den vielfachen Verschlechterungen auf dem 

Gebiete der Sozialpolitik konnte die Kammer jedoch kaum mehr einen namhaften 

Widerstand entgegensetzen. So etwa als das Ständestaatsregime das Betriebsrätegesetz 

aufhob und durch ein ständisch inspiriertes Werksgemeinschaftsgesetz ersetzte. Das 

nationalsozialistische Regime setzte im Frühjahr 1938 selbst dieser vergleichsweise 

bescheidenen Tätigkeit schließlich ein jähes Ende.  

Schon bald nach Ende des Zweiten Weltkrieges, nachdem die wichtigsten Vorkehrungen 

zur Wiederherstellung der Rechtsordnung getroffen waren, wurden die Kammern für 

Arbeiter und Angestellte mit Gesetz vom 20. Juli 1945 wiedererrichtet, zuerst nur für 

Wien, Niederösterreich und das Burgenland, während die anderen Bundesländer erst am 1. 

Dezember 1945 nachfolgten. Das Gesetz zur Wiedererrichtung der Arbeiterkammern war 

überhaupt das erste sozialpolitische Gesetz des befreiten Österreichs und entsprach im 

wesentlichen dem der Ersten Republik, doch wurde dessen Wirkungskreis erweitert.176 

Staatskanzler Dr. Karl Renner gab in seiner Rede anlässlich der Konstituierung der Wiener 

Arbeiterkammer die grundsätzliche Richtung an, in welche die Kammern in der Zweiten 

Republik wirken sollten: „Welches ist nun die soziale Funktion der Arbeiterkammern? Der 

einzelne Arbeiter steht hinter dem Schraubstock und hat in der Regel nicht Gelegenheit 

und nicht die Muße, seine Ideen zu Ende zu denken, seine Forderungen mit 

wissenschaftlichen Argumenten zu stützen, das Tatsachenmaterial, das sie stützt, 

zusammenzutragen und ziffernmäßig zu bearbeiten und es in jene Form zu gießen, wie die 

Idee in Gestalt des Gesetzes an die Volksgesamtheit herangebracht werden könnte. Er 

                                                 
176 Erler Thomas: Die Wirtschafts- und Konsumentenpolitik der Kammer für Arbeiter und Angestellte für 
Oberösterreich von 1945 bis 1949. Diplomarbeit. Linz 1995. S. 14 
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benötigt daher ein Institut, mit vorgeschulten Trägern versehen, das seine Forderungen in 

Worten, seine einsamen Erwägungen in allgemein gültige Beweisgründe und die 

Leidenschaft seines Herzens in nüchterne Paragraphen kleidet. Er benötigt ein Institut, das 

von Gesetzes wegen von Gesellschaft und Staat gehört werden muss, ohne dass es genötigt 

wäre, seine Wünsche auf die Straße zu tragen und sie über die Dächer zu schreien, damit 

sie die tauben oder sich taub stellende Ohren seiner Widersacher oder jene hören, die, wie 

die Bürokratie, zu sehr abseits vom Leben stehen. Die Arbeiterkammer ist dazu da, nicht 

nur für die Arbeitenden selbst eine Beratungsstelle zu bilden, sondern auch einen Stab 

wissender und wissenschaftlich strebender Vorkämpfer der Arbeiterklasse zu erziehen, 

welche neben den oft ausgezeichnet geschulten Vertretern der übrigen Kammern den Staat 

beraten und die eigenen Auftraggeber über alle die gesellschaftlichen und politischen 

Zusammenhänge aufzuklären, gegen welche ihre Forderungen einzugreifen bestimmt sind. 

In dieser, in eben dieser Funktion sind die Arbeiterkammern nicht das, was man von ihnen, 

auch oft von arbeiterfreundlicher Seite, anfangs befürchtet hat, Organe des sozialen 

Krieges, sondern Mittler zum sozialen Frieden.“177  

Mit seiner Rede hatte Renner auch bereits jene Orientierung skizziert, welche auch für die 

österreichische Sozial- und Wirtschaftspolitik der Zweiten Republik bestimmend sein 

sollte. Dabei sollten die Interessensvertretungsorganisationen von Kapital und Arbeit 

partnerschaftlich zusammenwirken, um durch Selbstbeschränkung in den materiellen 

Forderungen einen Beitrag zur raschen, ökonomischen Prosperität zu leisten und damit 

eine politische Entwicklung wie in der Ersten Republik dauerhaft auszuschließen. Wären 

jedoch nur wirtschaftliche Zwänge die Ursache der Kooperationsbereitschaft gewesen, so 

hätte die Zusammenarbeit den Abschluss der ökonomischen und politischen 

Konsolidierung kaum überlebt. Ausschlaggebend für das Weiterbestehen dieser Sozial- 

und Wirtschaftspartnerschaft war jedoch der Konsens in grundsätzlichen 

gesellschaftspolitischen Fragen sowohl auf der Seite der Interessensorganisationen der 

Arbeitnehmer wie auch der Arbeitgeber. Sein Kerninhalt bestand einerseits in der 

Anerkennung der privat organisierten, jedoch durch einen starken öffentlichen Sektor 

ergänzte Wirtschaftsordnung, andererseits lag ihm die Annahme zugrunde, dass innerhalb 

dieses Rahmens die gemeinsamen Interessen aller gesellschaftlichen Gruppen gegenüber 

den trennenden Interessen überwiegen, da „selbstsüchtige“ Interessendurchsetzung (z. B. 

in Form einer aggressiven Verteilungspolitik) nachteilige Folgen für alle Beteiligten 
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bewirken würde. Deshalb wurden gemeinsame Anstrengungen unternommen zur 

Förderung des Wirtschaftwachstums, um damit die Grundlage zur Befriedigung aller 

Gruppenansprüche zu schaffen.178  

Nun bedeutete der Kooperationskurs, den die Arbeiterkammern und der ÖGB nach 1945 

eingeschlagen hatten, gegenüber der Wiederaufbauphase nach dem Ersten Weltkrieg 

keinen dramatischen Kurswechsel. Vielmehr wies deren Politik in der Ersten und Zweiten 

Republik mehr Gemeinsamkeiten als Differenzen auf, insofern sie jeweils durch die 

Übernahme von Ordnungsfunktionen und Mitverantwortung im Rahmen der Maßnahmen 

zur wirtschaftlichen Konsolidierung gekennzeichnet waren. Neu war hingegen, dass die 

Interessensorganisationen der Unternehmer und der Bauern diese Orientierung mittrugen. 

Immerhin hatten in der Ersten Republik die Unternehmerverbände die Angebote von 

sozialdemokratischer Seite (z. B. das Arbeitsbeschaffungsprogramm „Arbeit für 

200.000“)179 zur Zusammenarbeit stets mit der Begründung zurückgewiesen, dass eine 

vom Staat garantierte Vollbeschäftigung die Herrschaft der Einzelunternehmer untergraben 

oder zumindest erheblich einschränken würde.180  Dabei darf jedoch nicht übersehen 

werden, dass sowohl auf Seite der Sozialdemokratie in Form des 

Wirtschaftsdemokratieansatzes als auch auf Seiten der Christdemokraten im Rahmen ihrer 

ständischen Ordnungsvorstellungen lange vor der Zweiten Republik kooperative 

Vorstellungen entwickelt wurden, die jedoch ausgesprochene Minderheitenpositionen 

darstellten.181 Angesichts dessen mutet die rasche Ausbildung dieses Basiskonsens in der 

Zweiten Republik überraschend an, wenn man die Intensität der Gegensätze in der 

Zwischenkriegszeit bedenkt.  

Allen maßgeblichen Kräften in dieser künftigen Wirtschafts- und Sozialpartnerschaft war 

das Bestreben gemeinsam, eine der Zwischenkriegszeit analoge Entwicklung zu verhindern 

und durch Zusammenarbeit die wirtschaftliche Konsolidierung voranzutreiben. Die 

Arbeiterkammern und der ÖGB hatten deshalb von Beginn an den Akzent auf die 

Mitwirkung im gesamtwirtschaftlichen Prozess gesetzt. Deshalb waren ab 1946 die 

Kammern für Arbeiter und Angestellte bereits in den Bewirtschaftungskommissionen des 

                                                 
178 Traxler, Franz: Evolution gewerkschaftlicher Interessensvertretung. Entwicklungslogik und 
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Innen- und Handelsministerium vertreten und ab dem Jahre 1947 auch in der 

Bundeswirtschaftskommission.182 Als weiteres Beispiel dafür kann auch die Teilnahme an 

den Verhandlungen über die fünf sogenannten Lohn–Preisabkommen gelten, welche im 

Zeitraum von 1947–1951 als Mantelkollektivverträge zwischen der 

Bundeswirtschaftskammer und dem ÖGB abgeschlossen wurden. Die Kammern für 

Arbeiter und Angestellte nützten dabei den Machtvorteil der „Stunde Null“ in der Weise, 

als dass sie die Weichenstellung für eine dauerhafte Kooperation zwischen Arbeitergeber- 

und Arbeitnehmerverbänden aktiv betrieben. In diesem Sinne wurden auf Initiative von 

ÖGB und Arbeiterkammern entscheidende Schritte zur Institutionalisierung der 

Sozialpartnerschaft gesetzt, etwa bei der Errichtung der Paritätischen Kommission für 

Lohn und Preisfragen. Dabei stießen derartige Initiativen anfangs oft auf die Skepsis und 

Ablehnung seitens der Unternehmer, wie dies z. B. bei der Kontroverse um die Gründung 

des Österreichischen Produktivitätszentrums (ÖPZ) deutlich sichtbar wurde.183 Diese 

Vorstöße hatten aber auch zur Folge, dass der gesellschaftliche Einfluss und das politische 

Gewicht der Arbeitnehmervertretungen ein Ausmaß erreichte wie nie zuvor in ihrer 

Geschichte.   

Welche Stellung die KPÖ 1945 gegenüber den wiedergegründeten Arbeiterkammern 

einnahm, lässt sich aus folgender Stellungnahme ablesen, welche die Kommunisten 

anlässlich der Neukonstituierung  vorlegten: „Wir Kommunisten verlangen, dass die 

Arbeiterkammern zu Einrichtungen werden, die sich aktiv und initiativ in das 

wirtschaftliche, sozialpolitische und kulturelle Leben der Arbeiter und Angestellten 

einschalten. Die Arbeiterkammern müssen Organe der österreichischen Arbeiterbewegung 

werden, sie dürfen nicht in bürokratischer und administrativer Arbeit erstarren und dadurch 

zur Bedeutungslosigkeit für die Arbeiterschaft herabsinken. Die Arbeiterschaft erwartet, 

dass diese Arbeiterkammern als öffentlich rechtliche und unabhängige Institution zu 

„Arbeiterparlamenten“ werden, von denen aus immer wieder der Vorstoß zur Schaffung 

neuer, besserer und zeitgemäßer sozialpolitischer Gesetze unternommen wird.“184 

Die Kommunisten  sahen also die Arbeiterkammer in einer Doppelrolle, nämlich einerseits 

als Initiatorin einer sozialen Gesetzgebung und andererseits als wissenschaftliche 

Unterstützung für die Arbeit des Gewerkschaftsbundes.  
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Zumindest am Anfang der Tätigkeit der Arbeiterkammern gelang es, einstimmige 

Beschlüsse und Resolutionen zu wichtigen Angelegenheiten zu erreichen. So hieß es z. B. 

in der mit den Stimmen der aller Delegierten beschlossenen Resolution des Sechsten 

Arbeiterkammertages vom 28. Juni 1947:  

„ Zur Wiederaufrichtung und Erhaltung einer gesunden österreichischen Volkswirtschaft 

ist notwendig: Maßnahmen zur planmäßigen Steigerung der Produktion; eheste 

Stabilisierung des Preisniveaus unter Aufrechterhaltung des Systems der staatlichen 

Preisbildung; Ausbau der Preisüberwachungsstellen (Wirtschaftspolizei) zur wirksamen 

Durchführung der Preiskontrolle; Angleichung der Löhne, Gehälter und Renten an die 

Steigerung der Lebenserhaltungskosten und dauernde Sicherung eines ausreichenden 

Realeinkommens; sofortige Durchführung einer sozial gerechten Währungsreform, die der 

Inflation entgegenwirkt und verhindert, dass die offiziellen Preise und Löhne wieder zur 

Fiktion werden; mit ihr verbunden eine Abgabe auf Vermögen und Vermögenszuwachs. 

Die Produktion muss auf die Versorgung der Wirtschaft mit den notwendigsten Gütern 

konzentriert werden; hierzu ist eine straffe Bewirtschaftung der Rohstoffe, Halb- und 

Fertigfabrikate, die über die bloße Verteilung hinaus die Produktion nach Wichtigkeit und 

Dringlichkeit des Bedarfs organisiert; Durchführung der beschlossenen 

Verstaatlichungsmaßnahmen; Lenkung und wirksamere Kontrolle unseres Außenhandels; 

Abschluss langfristiger Handelsverträge“.185 Darüber hinaus wandte sich die Resolution 

gegen jede einseitige und ungerechte Belastung der Arbeiter und Angestellten und forderte 

die Senkung der Lohnsteuer.186 Diese einmütige Haltung der Kammerräte der drei 

antifaschistischen Parteien war noch getragen vom  gemeinsamen Willen zum raschen 

Wiederaufbau sowie von der Einsicht in die Notwendigkeit des Zusammenwirkens aller 

demokratischen Kräfte. In dem Maße aber, wie sich die Arbeiterkammern an der 

Restauration privatkapitalistischer Strukturen beteiligten, gerieten die Kommunisten mit 

der Mehrheit der Kammermitglieder immer öfter in Gegensatz. Dies wirkte sich so aus, 

dass oft zu wichtigen Gesetzesmaterien einstimmig Vorschläge seitens der 

Arbeiterkammern beschlossen wurden. Im Parlament wurden dann zum selben Thema 

Beschlüsse gefasst, welche den Entwürfen der Arbeiterkammer oft diametral 

entgegenstanden – mit den Stimmen derjenigen Kammerräte, welche auch Abgeordnete 
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zum Nationalrat waren. Auf diese Weise kamen etwa das Betriebsrätegesetz und das 

Kollektivvertragsgesetz zustande.187  

Bei den ersten Arbeiterkammerwahlen im Jahre 1949 erreichte die KPÖ österreichweit ca. 

10 Prozent der abgegebenen Stimmen. 188 Dies war zwar ein wesentlich besseres Ergebnis 

als  bei den Kammerwahlen in der Ersten Republik, dennoch war es um einiges weniger als 

sie bei Betriebsratswahlen in manchen Großbetrieben und Industriebezirken erreicht hatte.  

Es zeigte sich auch hier die Schwäche der KP–Politik, ihre betriebliche Stärke in politische 

umzumünzen. Die Hoffnung der Kommunisten, in den Arbeiterkammern zur zweiten Kraft 

hinter den Sozialdemokraten aufzusteigen, erfüllte sich nicht. Im Gegenteil, angesichts der 

sozialdemokratischen Dominanz blieb der Einfluss der Kommunisten in den 

Arbeiterkammern gering, wenn auch immer wieder wichtige  Anstöße zur Ausgestaltung 

des österreichischen Sozialrechts von ihnen ausgingen. So waren sie u. a. die Vorkämpfer 

des 14. Monatsbezuges, der 13. und 14. Monatspension, einer Senkung der 

Steuerprogression, der Verkürzung der Arbeitswoche auf 40 Stunden und der Angleichung 

der Rechte der Arbeiter an die der Angestellten.189  

V.2.Moser als Funktionär der Arbeiterkammer  Oberösterreich  

Mosers Laufbahn als Mitglied der oberösterreichischen Arbeiterkammer begann am 15. 

Dezember 1945, als ihn die provisorische Landesleitung der KPÖ Oberösterreichs zu 

ihrem Vertreter in dieser Institution nominierte.190 Die Kommunisten rechneten nämlich 

mit baldigen Arbeiterkammerwahlen und hatten aus dieser Überlegung heraus  Moser als 

Spitzenkandidat aufgestellt. Schließlich verfügte er als ehemaliger Betriebsratsobmann der 

Steyr–Werke und als bekannter Gewerkschafter über einen guten Namen unter der 

Arbeiterschaft des oberösterreichischen Zentralraums. Außerdem sollte er darüber hinaus 

auch eine wählbare Alternative für Sozialdemokraten sein, welche mit ihrer Partei 

unzufrieden waren.  
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Da aber mit Rücksicht auf die damals herrschenden Umstände die Durchführung von 

Kammerwahlen nicht zweckmäßig erschien, einigten sich schließlich die drei 

antifaschistischen Parteien darauf, dass die Mitglieder der Vollversammlungen, die 

Kammerräte, und die Mitglieder der Vorstände und aller Ausschüsse sämtlicher 

Arbeiterkammern Österreichs vom Sozialministerium entsprechend den getroffenen 

Parteienvereinbarungen ernannt werden sollten.191  

Demnach sollte die oberösterreichische Arbeiterkammer ursprünglich über 40 Mandate192 

in der Vollversammlung verfügen. Außerdem sollte der organisatorische Aufbau 

weitgehend dem der Zwischenkriegszeit folgen, was wiederum bedeutete, dass ein 

Vorstand sowie die Sektionen der Arbeiter, der Angestellten, der Verkehrsarbeiter, der 

Verkehrsangestellten und der Landarbeiter geschaffen werden mussten. Dabei sollte die 

SPÖ über 24, die ÖVP über 9 und die KPÖ über 7 Mandate verfügen. Die 

kommunistischen Mitglieder reklamierten und forderten statt der sieben neun Mandate, die 

ihnen schließlich auch zugesagt wurden. Kurz darauf  wurde dieser ursprüngliche 

Vorschlag seitens des Sozialministeriums widerrufen und verordnet, dass die 

Vollversammlung der Arbeiterkammer für Oberösterreich nun 108 Mandate haben sollte. 

Die Mandatsverteilung sah ursprünglich vor, dass die SPÖ 64, die ÖVP 22 und die KPÖ 

ebenfalls 22 Mandate besetzen sollten. Nach mehreren Einsprüchen seitens der ÖVP und 

der KPÖ einigten sich die Vertreter der drei demokratischen Parteien auf folgende 

Zusammensetzung der Vollversammlung: 68 Mandate für die SPÖ, 24 für die ÖVP sowie 

16 für die KPÖ.193  

V.2.1.Die 1. Funktionsperiode (1946 bis 1949) 

Am 11. Mai 1946 wurde schließlich die konstituierende Vollversammlung der 

oberösterreichischen Kammer für Arbeiter und Angestellte abgehalten. Neben den 

zahlreichen prominenten Rednern sprach auch August Moser als Fraktionsobmann der 

kommunistischen Kammerräte. Er eröffnete seine Rede mit einem Dank an die Alliierten 

für die Befreiung „von der deutschen Fremdherrschaft und Knechtschaft“.  

 

                                                 
191 Horn, Die Arbeiterkammer und die Kommunisten, a. a. O., S. 5 
192 Bezüglich dieser Mandatszahl sind jedoch Zweifel angebracht. Schließlich hatte die oberösterreichische 
Arbeiterkammer bereits in der Zwischenkriegszeit 57 Mandate.  
193 Kammerstätter, Peter: Die Wiederaufnahme der Gewerkschaftsarbeit in Oberösterreich 1945. Undatiert. 
Unveröffentlichtes Manuskript. Archiv der Stadt Linz. Nachlass Prof. Kammerstätter. 
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Die Alliierten hätten Österreich vom äußeren Feind befreit, „gegen die undemokratischen 

Kräfte im Inneren unseres Landes zu kämpfen und uns von diesen zu befreien, sei nun 

unsere eigene Aufgabe.“ Er bedauerte sodann, dass man für das Präsidium der 

Arbeiterkammer nur zwei der demokratischen Parteien Österreichs vorgesehen habe; seine 

Partei (die KPÖ) sei nicht vertreten. „Wir wissen aber, dass bereits bis zum heutigen Tag 

Tausende Arbeiter Oberösterreichs durch ihre Unterschriften ihren Unwillen gegen diese 

undemokratische Vorgangsweise zum Ausdruck gebracht haben.“ Ein demokratisches 

Österreich könne schließlich nur erstehen, wenn alle demokratischen Kräfte 

zusammengefasst werden. 194 Moser erinnerte damit an einen Vorfall, der zwischen den 

Kammerfraktionen bereits große Aufregung hervorgerufen hatte. Ausgangspunkt war die 

einvernehmliche Einigung der SPÖ und ÖVP- Kammerräte auf  Franz Razinger (SPÖ) als 

1. sowie auf Franz Kriz (ÖVP) als 2. Vizepräsidenten der oberösterreichischen 

Arbeiterkammer. Bereits vor der Konstituierung wurden diese beiden Männer zur 

Nominierung nach Wien gemeldet und waren von dort bestätigt worden. Die Kommunisten 

lehnten verständlicherweise eine derartige Vorgangsweise ab und beharrten ihrerseits auf 

Zuerkennung eines 3. Vizepräsidenten. Präsident Kandl lehnte ein derartiges Ansinnen mit 

den Verweis auf das Arbeiterkammergesetz ab. Tatsächlich sah §11, Absatz 2 des 

Arbeiterkammergesetzes von 1945 vor, dass nur zwei Vizepräsidenten gewählt werden 

konnten. Da die Kommunisten nicht gewillt waren, sich mit diesem Zustand abzufinden, 

entschlossen sie sich, eine Unterschriftensammlung für August Moser als Vizepräsident 

durchzuführen. Innerhalb kürzester Zeit konnten 12.000 Unterschriften in den Betrieben 

gesammelt und anschließend an Sozialminister Maisel übergeben werden. Dieser traf  

angesichts dieser Willensbekundung die salomonische Entscheidung, dass Moser als 

Fraktionsobmann (und nicht als Vizepräsident) den Beratungen des Präsidiums der 

oberösterreichischen Arbeiterkammer hinzugezogen werden sollte.195 Diese Regelung 

wurde dann bis zu den Kammerwahlen im Oktober 1949 so beibehalten.  

In der ersten Funktionsperiode bekleidete Moser folgende Funktionen: Er war dem 

Präsidium beigezogen und gehörte auch dem Vorstand an. In dieser Funktion  war Moser 

einer der fünf oberösterreichischen Delegierten zum 6. Arbeiterkammertag am 28. Juni 

                                                 
194 Rausch/Lotteraner, Aufbruch in bessere Zeiten, a. a. O., S. 60 
195 Protokoll des 2. Landesparteitags vom 10./11. April 1948 der KPÖ Oberösterreich. Archiv der Stadt Linz. 
Nachlass Prof. Kammerstätter. 
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1947 in Innsbruck.196. Er war Mitglied in der Vollversammlung, im Ausschuss für 

Arbeiterrecht und Arbeiterschutz,  im Verwaltungsausschuss und im Bauausschuss. 

Außerdem war er einer der drei Obmänner der Sektion Arbeiter197 und Obmann der 

16köpfigen kommunistischen Kammerfraktion. Sein Name ist gemeinsam mit den anderen 

Mitgliedern des ersten Nachkriegsvorstandes auf der Rückseite des von Prof. Alois Dorn 

geschaffenen Brunnens vor der Arbeiterkammer Linz eingraviert. 

Nachfolgend möchte ich exemplarisch die Tätigkeit Mosers und der kommunistischen 

Fraktion in den verschiedenen Funktionsperioden darstellen. Ich beziehe mich dabei 

hauptsächlich auf sein Auftreten in den Vollversammlungen. Als Beispiel für seine Arbeit 

in den Fachausschüssen führe ich seine Mitarbeit am Betriebsrätegesetz von 1947 im 

Rahmen des Ausschusses für Arbeitsschutz und Arbeiterrecht an.  

In der ersten Funktionsperiode stellten sich in der Vollversammlung die Kräfteverhältnisse 

so dar, dass gegenüber den 92 Mandaten der Sozialisten und Christlichsozialen die 16 

Mandate der Kommunisten hoffnungslos im Hintertreffen waren. Die beiden 

Großfraktionen SPÖ und ÖVP nutzten auch diese bequeme Mehrheit immer öfters um 

sicherzustellen, dass die auf Bundesebene akkordierte Wirtschafts- und Sozialpolitik auch 

in Oberösterreich exekutiert wurde. Immerhin fanden in dieser Zeit auch jene wirtschafts- 

und gesellschaftspolitischen Weichenstellungen statt, welche die Integration Österreichs 

ins westliche Lager ermöglichen sollten. Für die kommunistischen Kammerräte wäre es 

angesichts dieser Ausgangslage durchaus verständlich gewesen, wenn sie sich auf die 

Position der „ewigen Neinsager“ zurückgezogen hätten,  deren man sie oft bezichtigte.  

Stattdessen gehörten sie zu den aktivsten Debattenrednern und Ausschussmitgliedern, die 

durch eine Vielzahl von Resolutionen, Appellen und alternativen Vorschlägen auffielen. 

Ihr Bemühen um gemeinsame Beschlüsse konnte noch am ehesten in den zahlreichen 

Fachausschüssen verwirklicht werden, während dies in den Vollversammlungen nur 

äußerst selten der Fall war.  Nach den Arbeiterkammerwahlen vom Oktober 1949 und der 

damit einhergehenden Verkleinerung der KPÖ-Fraktion von 16 auf 5 Mandate wurde das 

Verhältnis zu  den beiden Großfraktionen noch schwieriger.  

                                                 
196 Schreiben an die Arbeiterkammer Wien vom 2. Juni 1947. Historisches Archiv der Kammer für Arbeiter 
und Angestellte für Oberösterreich (AKOÖA), Vollversammlung Kammerräte, Fragebögen – August Moser, 
KPÖ 
197 Die Sektionen sind ein Überbleibsel der Kammertätigkeit in der Ersten Republik und erlangten kaum 
praktische Auswirkungen. Sie wurden später ersetzt durch die verschiedenen Wahlkörper. 
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In der 6. Vollversammlung der oberösterreichischen Arbeiterkammer am 15. Dezember 

1947 hatte die sozialistische Mehrheitsfraktion eine Resolution zur Währungsreform 

eingebracht, die weitgehend den Regierungsvorschlägen entsprach. Diese sahen u. a. vor, 

dass pro Lebensmittelkartenbesitzer ein Betrag von 150 Schilling im Verhältnis 1:1 

umgetauscht würde. Alle übrigen Guthaben würden im Verhältnis 3:1 abgewertet. Moser  

brachte im Namen seiner Fraktion dazu eine Gegenresolution ein, welche sich ebenfalls für 

eine Währungsreform aussprach. Sie forderte den Eintausch aller Geldbeträge im 

Verhältnis 1:1, die Erfassung der angesammelten Werte nach ihrer Herkunft und Höhe, um 

damit Schieber und Spekulanten zu erfassen. Diese hätten dann eine einmalige 

Vermögensabgabe zu bezahlen. Der kommunistische Vorschlag hatte also seine 

Hauptstoßrichtung darin, vor allem die Besitzenden und nicht die kleinen Sparer zu 

belasten. Darüber hinaus sollte eine derartige Währungsreform in einen Wirtschaftsplan 

eingebettet werden. Die nachfolgende Debatte geriet dann zu einem heftigen 

Schlagabtausch zwischen Kommunisten und Sozialisten, wobei man sich gegenseitig 

Demagogie und Unseriosität vorwarf. Die Auseinandersetzung wurde schließlich so heftig, 

dass Kammerpräsident Kandl schlichtend eingreifen musste. Anschließend wurde dann die 

Resolution der Sozialisten mit den Stimmen der SPÖ und ÖVP–Mandatare angenommen, 

während die KP-Resolution verworfen wurde.198  

Anlässlich den bevorstehenden 3-Kammern-Verhandlungen zwischen Arbeiterkammer, 

Landwirtschaftskammer und Wirtschaftskammer über ein neues Lohn–Preisabkommen, 

zog Moser und die kommunistischen Debattenredner in der neunten Vollversammlung am  

9. September 1948 ein vernichtendes Resümee über das erste derartige Abkommen. Sie 

kritisierten, dass „man mit eiserner Konsequenz die Löhne und Gehälter der arbeitenden 

Menschen niedergehalten hat, während die Verfechter der freien Wirtschaft ihre 

Forderungen durchgesetzt haben und diese auch weiter durchsetzen werden.“199  

 

 

                                                 
198 Dokumentationsarchiv der Kammer für Arbeiter und Angestellte für Oberösterreich (künftig AKOÖA), 
0,1, Vollversammlung Protokolle 1946 – 1949, Protokoll über die am 15. 12. 1947 stattgefundene 
Vollversammlung, S. 24ff. 
199 AKOÖA, 0,1,  Vollversammlung Protokolle 1946 – 1949, Protokoll über die am 9. September 1948 um 
14.00 Uhr im kleinen Volksgartensaal abgehaltene 9. Vollversammlung der Kammer für Arbeiter und 
Angestellte in Linz, S. 10ff. 
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Um die Inflation in den Griff zu bekommen, schlug er vor, „normale Preise festzusetzen 

und mit aller Konsequenz den Schwarzmarkt zu bekämpfen.“ 200  Außerdem sollte eine 

entsprechende Lohnerhöhung vorgenommen werden, um die Kaufkraft der Arbeiterschaft 

zu stärken. Die Kommunisten appellierten an die Verantwortlichen, in diesem Sinne in die 

kommenden Verhandlungen zu gehen. In seinem Schlusswort antwortete der 

Kammersekretär Dr. Kleiner auf diesen Vorschlag, dass die Arbeiterschaft mit 

gleichbleibenden Löhnen zufrieden sein könnte, wenn eine gleichzeitige Preissenkung 

erfolge, um den Lebensstandard zu verbessern. Diese Lösung sei seiner Ansicht nach 

besser, denn eine Preissenkung würde sich für jedermann gleichmäßig auswirken, während 

eine lineare Lohnerhöhung die öffentlichen Angestellten und Bediensteten mit niedrigerem 

Einkommen schlechter abschneiden ließe als solche mit einem hohen Einkommen.201 Wie 

ich bereits an früherer Stelle erwähnt habe, erbrachten diese Preissenkungsaktionen jedoch 

nicht den gewünschten Erfolg, sodass letztlich die arbeitenden Menschen mit diesem Lohn 

– Preisabkommen erneut eine Reallohneinbuße erleiden mussten.  

Im Mittelpunkt der 11. Vollversammlung vom 18. März 1949 standen der Geschäftsbericht 

und der Rechnungsabschluss. Im Zuge der nachfolgenden Debatte entwickelte sich eine 

Auseinandersetzung über die Themen kapitalistische Wirtschaftsordnung, den 

Marshallplan und die Besatzungskostensteuer. Im Verlauf seiner Stellungnahme kritisierte 

Moser dabei in starkem Maße die von den Sozialisten verfolgte Politik, vor allem in Bezug 

auf die Restauration der kapitalistischen Wirtschaftsordnung und der daraus resultierenden 

Arbeitslosigkeit. Er bezog sich dabei auf das Aktionsprogramm der Sozialistischen Partei 

aus dem Jahre 1947, wo ausgeschlossen wurde, dass es eine Rückkehr zum Kapitalismus je 

wieder geben könne. Mit Hilfe des Marshallplanes sei dieser aber erneut in Österreich 

verankert worden, obwohl die SPÖ nun in der Regierung saß. Darüber hinaus hatte der 

Plan bewirkt, dass dadurch Österreich faktisch ein Bestandteil der amerikanischen 

Wirtschaft geworden sei und in deren Krisenerscheinungen hineingezogen werden würde.  

Diese restaurierte Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung hätte es fertiggebracht, dass es 

innerhalb der kurzen Zeit nach dem Krieg bereits wieder 130.000 Arbeitslose gäbe. Den  

Geschäftsbericht kritisierte er dahingehend, dass dort das Problem der Arbeitslosigkeit 

überhaupt nicht aufscheine. Schließlich beschäftigte er sich noch mit der geplanten 

Einführung der Besatzungskostensteuer, die seiner Auffassung nach die Bemühungen des 

                                                 
200 Ebd. 
201 Erler, Wirtschafts- und Konsumentenpolitik, a. a. O., S. 77f. 
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Gewerkschaftsbundes des vergangenen Jahres zunichte machen würde, weil von der 

geringfügigen Lohnerhöhung  dabei nichts mehr übrig bleiben würde. Es war klar, dass 

nach diesen zahlreichen Vorwürfen an die Adresse der SPÖ es zu heftigen Wortgefechten 

mit den sozialistischen Kammerräten kam. Schließlich musste Präsident Kandl die 

Rednerliste vorzeitig schließen, um eine Eskalation dieser Auseinandersetzung zu 

verhindern. 202 

Den Abschluss dieser ersten Tätigkeitsperiode bildeten die Arbeiterkammerwahlen, welche 

am 23. und 24. Oktober 1949 stattfanden. Von den 124.757 abgegebenen und gültigen 

Stimmen, errang die SPÖ 66.773 (53,5 Prozent), die ÖVP 14.858 (11,9 Prozent), die 

Wahlpartei der Unabhängigen (WdU) 35.920 (28.8 Prozent) und die Kommunisten 7.206 

(5,8 Prozent). Die Mandate verteilten sich auf 60 für die SPÖ, 34 für die WdU, 13 für die 

ÖVP und 5 für die KPÖ. 203 

V.2.1.1 Zur Tätigkeit Mosers im Ausschuss für Arbeitsschutz und Arbeiterrecht am 

Beispiel des Betriebsrätegesetz von 1947 

Nach den ersten Nationalratswahlen beschloss der ÖGB-Vorstand ein 

Forderungsprogramm, das „die Schaffung eines modernen, demokratischen 

Betriebsrätegesetzes (BRG), welches das Mitbestimmungsrecht aller Arbeiter und 

Angestellten in den Betrieben sichert“, vorsah.204 Diese Entschließung wurde auch an die 

drei im Parlament vertretenen Parteien und an Bundeskanzler Figl übermittelt. 

Aufgrund dieser Initiative erarbeitete das Bundesministerium für soziale Verwaltung im 

ersten Halbjahr 1946 einen Gesetzesentwurf, der anschließend auch den zuständigen 

Interessensvertretungen zur Stellungnahme übersandt wurde.  

Die KPÖ begrüßte den Vorstoß des ÖGB und beteiligte sich mit eigenständigen 

Überlegungen an der anlaufenden Debatte. Schließlich spielte das BRG in den 

Nachkriegskonzepten der Kommunisten eine zentrale Rolle, da durch dieses Gesetz eine 

weitgehende Demokratisierung der Betriebe erreicht werden sollte. Diese sollte nur der 

Ausgangpunkt für eine umfassende Demokratisierung der gesamten Nationalökonomie 

                                                 
202 AKOÖA, 0,1, Vollversammlung Protokolle 1946 – 1949, Protokoll der 11. Vollversammlung der 
Arbeiterkammer Linz vom 18. März 1949, S. 20ff. 
203 Rausch/Lotteraner, Aufbruch in bessere Zeiten, a. a. O., S. 106 
204 Klenner, Fritz: Die österreichischen Gewerkschaften. Band 2. Wien 1951. S. 1406 
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werden. Dreh- und Angelpunkt war deshalb die Aufwertung des Betriebsrates, dessen 

Einfluss im Betrieb durch zusätzliche Rechte gestärkt werden sollte. Durch die  erweiterte 

Mitbestimmung der Betriebsräte bei wichtigen unternehmerischen Entscheidungen sollte 

ein Kräftegleichgewicht zwischen Betriebsinhaber und Arbeiterschaft hergestellt werden 

und dadurch innerbetriebliche Zustände wie sie in  den 30er und 40er Jahren geherrscht 

hatten, unmöglich gemacht werden. Folgende Vorschläge schienen den kommunistischen 

Gewerkschaftern dafür geeignet: 

 

 Mitbestimmung des Betriebsrates bei Aufnahme, Versetzungen, Kündigung und 

Entlassung von Arbeitnehmern. Damit sollte auch das Einsickern 

gewerkschaftsfeindlicher Elemente–aufgrund den Erfahrungen der Ersten 

Republik– verhindert werden.  

 Mitwirkung des Betriebsrates an der Führung und Verwaltung des Betriebs. Dabei 

hatte die Zuerkennung der wirtschaftlichen Mitbestimmungsrechte durchaus auch 

praktische Erwägungen als Hintergrund. Schließlich sollte dadurch dem Betriebsrat 

eine Handhabe gegen die Kapitalflucht aus den Betrieben  geschaffen werden. 

Konkret bedeutete dies u. a. die Einsicht in die Bilanz, das Recht, Lohnlisten zu 

kontrollieren, Mitbestimmung hinsichtlich der Verteilung des Gewinns, Mitsprache 

bei der Produktionsplanung, beim Erstellen von Wirtschaftsplänen und der  

Geschäftspolitik, keine Verlegung oder Auflassung des Betriebes ohne 

Zustimmung des Betriebsrates.   

 Umfassender Entlassungsschutz für die gewählten Betriebsräte, deren 

Ersatzmitglieder und die Betriebsratskandidaten. 

 Einbeziehung der Jugend und sowie landwirtschaftlicher Betriebe in den 

Geltungsbereich des Gesetzes. 

In der Linzer Arbeiterkammer wurden am 22. August 1946 die Beratungen über diesen 

Gesetzesentwurf des Bundesministeriums in einer gemeinsamen Sitzung der Ausschüsse 

für Sozialpolitik und Volkswirtschaft sowie für Arbeitsrecht und Arbeiterschutz 

aufgenommen. Insgesamt fanden zum Thema BRG fünf Sitzungen statt, wobei die ersten 

zwei den Ministerialentwurf zum Inhalt hatten. An den drei anderen Terminen wurden der 
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Vorschlag einer Betriebsrats-Wahlordnung, einer Betriebsratsfonds-Revisionsverordnung 

sowie einer Geschäftordnung für Betriebsvertretungen erarbeitet. In meinen weiteren 

Ausführungen werde ich mich jedoch nur auf jene Sitzungen beschränken, die den 

Gesetzesentwurf des Ministeriums für soziale Verwaltung zum Inhalt hatten. Als Mitglied 

des Ausschusses für Arbeitsrecht und Arbeiterschutz war August Moser somit direkt an der 

Ausarbeitung des Kammerentwurfes beteiligt. 

In der Sitzung vom 22. August 1946 referierte Kammersekretär Dr. Möbius eingangs über 

den Werdegang des BRG. Anschließend verständigten sich die Anwesenden darauf, diese 

Gesetzesmaterie abschnittsweise zu bearbeiten, um damit eine rasche und vollständige 

Behandlung zu gewährleisten. 205  Unbedeutende Auseinandersetzungen gab es hinsichtlich 

des Geltungsbereichs des BRG bei den Eisenbahnen, privaten Verkehrsvereinen und 

öffentlichen Ämtern, da dort schon eigene Personalvertretungsvorschriften existierten. Um 

in dieser Sache zu einer Lösung zu kommen, stellte Kammerrat Harringer (SPÖ) den 

Antrag, „wonach in den Gesetzentwurf einzufügen ist, dass das Betriebsrätegesetz für die 

Ämter, das Post- und Telegraphenwesen, für öffentliche und private Verkehrsbetriebe nur 

soweit Geltung haben sollte, als nicht besondere Personalvertretungsvorschriften für diese 

Dienstzweige bestehen.“206 Dieser Antrag wurde einstimmig angenommen. In diesem 

Zusammenhang regte Moser an, dass der Gültigkeitsbereich des BRG auch die Vertretung 

der arbeitenden Jugend umfassen sollte, da durch die Betriebsräte allein die besonderen 

Interessen der Jugendlichen nicht ausreichend gewahrt wären.207 Auch dieser Antrag 

wurde einstimmig angenommen, und sein Inhalt fand sich darüber hinaus auch im 

Gutachten der Arbeiterkammer vom 11. Oktober 1946 wieder. 

 Im Abschnitt „Betriebsrat und Berufung der Mitglieder des Betriebsrates“ hatte der 

Referent Dr. Möbius ursprünglich vorgeschlagen, keine Veränderungen am Entwurf 

vorzunehmen. Dem widersprach Kammerrat Moser, indem er vorschlug, getrennte 

Betriebsräte für Angestellte und Arbeiter zu errichten.  

 

                                                 
205 AKOÖA, AAR-00016, Allgemeine Rechtsangelegenheiten, Protokoll der gemeinsamen Sitzung der 
Ausschüsse für Volkswirtschaft und Sozialpolitik und Arbeitsrecht und Arbeiterschutz am 22. 8. 1946, S. 1 
206 AKOÖA, AAR-00016, Allgemeine Rechtsangelegenheiten, Protokoll der gemeinsamen Sitzung der 
Ausschüsse für Volkswirtschaft und Sozialpolitik und Arbeitsrecht und Arbeiterschutz am 22. 8. 1946, S.3 
207 Ebd. 
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Er begründete dies mit den unterschiedlichen Interessen von Arbeitern und Angestellten. 

Kammerrat Buchner (SPÖ) unterstützte ihn in seiner Argumentation, indem er den 

Standpunkt der Gewerkschaft der Angestellten zu diesem Thema wiedergab, wonach diese 

sich zum gegebenen Zeitpunkt gegen gemeinsame Betriebsräte aussprach. Als 

Kompromiss brachte nun Dr. Möbius den Antrag ein, dass zwar getrennte Betriebsräte 

gewählt werden, aber gemeinsame Beratungen stattfinden sollten. Auch hier konnte eine 

einstimmige Annahme erreicht werden.  

Hatte es bisher nur wenige Differenzen über das BRG gegeben, so änderte sich dies 

schlagartig, als die Thematik der Betriebsratswahlen - und hier vor allem die Art der 

Kandidatur - zur Diskussion anstand. Wobei hinter den als grundsätzlich ausgegebenen 

Argumenten der einzelnen Fraktionen,  zumeist parteitaktische Überlegungen standen.  

So wandten sich z. B. die Ausschussmitglieder der ÖVP  gegen eine Verpolitisierung der 

Betriebsratswahlen. Nicht parteipolitische Überlegungen und Grundsätze sollten bei der 

Stimmabgabe im Vordergrund stehen, sondern ausschließlich die Tüchtigkeit und 

Leistungsfähigkeit der Kandidaten. Aufgrund ihrer Minderheitenstellung in den Betrieben 

orientierte die ÖVP vor allem auf Namenslisten bei den Betriebsratswahlen.  

Naturgemäß argumentierten die Sozialisten konträr, indem sie für fraktionelle Listen 

eintraten. Ihrer Meinung nach hätten die Betriebsräte nicht nur die unmittelbaren 

betrieblichen Interessen ihrer Wähler zu vertreten, sondern seien darüber hinaus durch die 

Gewerkschaften mitbestimmende Faktoren für die soziale und wirtschaftliche Gestaltung 

des Staates. Die Wähler hätten dementsprechend das Recht zu wissen, wen sie, politisch 

gesehen, wählten. 208 

Die beiden kommunistischen Kammerräte, Moser und Zachl209, sprachen sich gegen die 

Kandidatur auf fraktionellen Listen aus und wiesen darauf hin, dass die Kandidaten einer 

Betriebsratswahl in erster Linie Gewerkschaftsvertrauensmänner seien und erst in zweiter 

Linie Parteipolitiker. Deshalb würde das Hineintragen der Parteipolitik in die 

Betriebsratsarbeit von der Vertretung der gemeinsamen Interessen aller Werktätigen 

ablenken. Sie plädierten deshalb für Einheitslisten, bei denen die unterschiedliche 

                                                 
208 Filla, Zwischen Integration und Klassenkampf, a. a. O, S. 165 
209 Josef Zachl war kommunistischer Kammerrat und Mitglied im Ausschuss für Volkswirtschaft und 
Sozialpolitik.  
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parteipolitische Herkunft der Kandidaten keine Rolle spielen würde, sondern allein deren 

Qualitäten als Vertreter der Belegschaft. 210 Im Protokoll zu dieser Sitzung ist vermerkt, 

dass die drei Kammerfraktionen in diesem Punkt keine Einigung erzielen konnten. Bei den 

Verhandlungen im Parlament vermochte sich jedoch die SPÖ in dieser Frage - sowohl auf 

der gesetzlichen als auch auf der praktisch - politischen Ebene - durchzusetzen und wurde 

dadurch zur dominierenden Kraft in den Betrieben.  

Bei der Diskussion des Abschnittes über die Befugnisse und Aufgaben des Betriebsrates 

kritisierte Moser, dass diese im vorliegenden Gesetzesentwurf viel zu allgemein gehalten 

seien. Deshalb sprach er sich dafür aus, dass man diese konkret benennen sollte. Etwa 

sollte dem Betriebsrat Einsicht in alle Belege einschließlich der Gehaltsabrechnung für 

Prokuristen und Direktoren gewährt werden, auch sollte dem Betriebsrat ein selbständiges 

Weisungsrecht zugestanden werden. Er regte auch an, die Bestimmung in das Gesetz 

aufzunehmen, wonach Neuaufnahmen und Entlassungen nur im Einvernehmen mit dem 

Betriebsrat erfolgen sollten. Seine Vorschläge fanden auch die Zustimmung der anderen 

Ausschussmitglieder.  

Bezüglich der freizustellenden Betriebsräte wies Moser darauf hin, dass seiner Meinung 

nach die im Gesetz vorgesehene Anzahl viel zu gering sei. Schließlich sei in größeren 

Betrieben die Betriebsratsarbeit dermaßen umfassend, dass sie mit den wenigen 

freigestellten Kräften kaum zu bewerkstelligen sei. Er forderte daher bis 500 Arbeiter 4 

freizustellende und für jedes weitere Tausend einen freizustellenden Betriebsrat.211 Er 

konnte sich aber mit seinem Vorstoß nicht durchsetzen, unter anderem deswegen, weil die 

Befürchtung laut geworden war, dass mit der hohen Anzahl an freigestellten Betriebsräten 

die Gefahr der Bürokratisierung dieser Institution bestünde. Nach längerer Debatte einigten 

sich die Ausschussmitglieder darauf, dass bei Betrieben mit mehr als 200 - 300 

Dienstnehmern ein Betriebsrat, bei Betrieben mit mehr als 500 – 1000 Dienstnehmern zwei 

Betriebsräte und für jedes weitere Tausend einen Betriebsrat mehr freizustellen zu seien.  

Die Ergebnisse der Beratungen der einzelnen Landesarbeiterkammern zum BRG – Entwurf 

flossen schließlich in das Gutachten der Bundesarbeiterkammer ein, welches am 11. 

                                                 
210 AKOÖA, AAR-00016, Allgemeine Rechtsangelegenheiten, Protokoll der gemeinsamen Sitzung der 
Ausschüsse für Volkswirtschaft und Sozialpolitik und Arbeitsrecht und Arbeiterschutz am 22. 8. 1946, S. 6 
211 AKOÖA, AAR-00016, Allgemeine Rechtsangelegenheiten, Protokoll aufgenommen am 5.September 
1946, anlässlich einer gemeinsamen Beratung der Ausschüsse für Arbeitsrecht und Arbeiterschutz und für 
Volkswirtschaft und Sozialpolitik, S. 2f. 



 Seite 79  

Oktober 1946 dem Ministerium übermittelt wurde.  Dieses enthielt u. a. so fortschrittliche 

Forderungen wie die Einbeziehung der Landarbeiter und der Jugend in das 

Betriebsrätegesetz, das Mitbestimmungsrecht der Betriebsräte bei Entlassungen, 

Kündigungen, Versetzungen und Aufnahmen, das Recht auf  Einsichtnahme in die Bilanz, 

den gesetzlichen Kündigungsschutz für Betriebsräte, Ersatzmitglieder und Kandidaten. 

Die kommunistischen Kammerräte hatten zuvor in den Gremien der Arbeiterkammer und 

des ÖGB für dieses Gutachten gestimmt, auch wenn sie der Meinung waren, dass einige 

wesentliche Punkte unberücksichtigt geblieben waren. Die Bundeskammer der 

gewerblichen Wirtschaft hatte bereits am 26. August 1946 ihre Stellungnahme zum BRG 

abgegeben, sodass neben dem Ministerialentwurf nun zwei umfangreiche Stellungnahmen 

der großen gesetzlichen Interessenvertretungen vorlagen.  Am 26. Februar 1947 wurde 

schließlich der erweiterte Entwurf für ein Bundesgesetz über die Errichtung von 

Betriebsräten als Regierungsvorlage in den Nationalrat eingebracht und dort dem 

Ausschuss für soziale Verwaltung zur weiteren Behandlung zugewiesen. Nach zähen 

Verhandlungen hatten die Unterhändler der beiden Großparteien die Vorlage soweit 

abgeändert, dass ihr demokratisierender Impetus weitgehend verloren gegangen war und 

man nur die Wiederherstellung des Status quo in den Betrieben erreicht hatte. So wurden 

etwa die Land- und Forstarbeiter vom Geltungsbereich des BRG ausgeschlossen, die im 

Entwurf der Arbeiterkammer vorgesehene Mitbestimmung der Betriebsräte bei 

Aufnahmen, Entlassungen und Kündigungen wurde fallengelassen und auf ein bloßes 

Mitwirkungsrecht bei Aufnahmen reduziert, der Schutz der Betriebsräte vor Entlassungen 

und Kündigungen wurde zu ihren Ungunsten ausgelegt und die ursprünglich vorgesehenen 

Mitbestimmungsrechte der Betriebsräte an der Führung und Verwaltung der Betriebe 

wurden gegen eine Mitberatung ausgetauscht. Diese Änderungen verkehrten nach Ansicht 

der Kommunisten die ursprünglichen Intentionen des BRG soweit in sein Gegenteil, dass 

die Nationalräte der KPÖ diesem Gesetz ihre Zustimmung verweigerten, als am 28. März 

1947 im Nationalrat dessen Beschlussfassung anstand. 
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V.2.2.Die 2. Funktionsperiode (1949 – 1954) 

In der konstituierenden Vollversammlung am 25. November 1949 wurde erneut Heinrich 

Kandl (SPÖ) zum Präsidenten der oberösterreichischen Arbeiterkammer gewählt. Seine 

Vizepräsidenten wurden Josef Hüttner und Franz Harringer, ebenfalls von der 

sozialistischen Kammerfraktion. Die kommunistischen Mandatare waren aufgrund ihrer 

geringen Fraktionsgröße nicht mehr im Vorstand vertreten. Aber es wurde ihnen ein 

eigener Rechnungsprüfer zugestanden, dessen Tätigkeit von Alois Gröblinger 

wahrgenommen wurde. Darüber hinaus waren sie auch in den vier Fachausschüssen mit je 

einem Mandatar vertreten, wobei Moser erneut die Tätigkeit im Ausschuss für 

Sozialpolitik und Arbeitsrecht übernahm.212 

Bereits zu Beginn der neuen Tätigkeitsperiode musste sich die oberösterreichische 

Arbeiterkammer mit einem weiteren Lohn – Preisabkommen auseinandersetzen. Hatte 

schon das 3. Lohn-Preisabkommen heftige Proteste seitens der arbeitenden Bevölkerung 

hervorgerufen, bestand nun die Gefahr, dass die Arbeiter dieses Abkommen nicht so 

hinnehmen würden, wie die Vorangegangenen. Je konkreter sich nun der neue Lohn-

Preispakt abzeichnete, desto größer wurde die Empörung über die neuerlichen 

Belastungsmaßnahmen. Diese Unruhe in den Betrieben schlug sich auch in der 4. 

Vollversammlung vom 13. September 1950 nieder. Um die drohende Teuerungswelle zu 

verhindern, wurde von den Kammermitgliedern eine Resolution mit den Stimmen aller 

Fraktionen, auch mit den Stimmen der kommunistischen Fraktion, beschlossen, der die 

„volle Abgeltung“ der Preiserhöhungen verlangte und sich in scharfen Worten gegen die 

„Wirtschaftstreibenden auf allen Gebieten“, die den Arbeitern die Lasten einseitig 

aufbürden wollten, erging.213   

Es ist auffällig, dass in dieser Resolution keine Lohnerhöhungen unabhängig von den mit 

dem Abkommen zu erwartenden Preissteigerungen gefordert wurden, sondern nur eine 

synchrone Entwicklung. Immerhin hatten die kommunistischen Betriebs- und 

Gewerkschaftsfunktionäre stets entsprechende Lohnerhöhungen gefordert, um die 

Reallohnverluste aus den bisherigen Lohn–Preisabkommen auszugleichen und dadurch die 

Kaufkraft der Arbeiter zu stärken. Wahrscheinlich war den kommunistischen Kammerräten 

                                                 
212 AKOÖA, VV00001, Vollversammlung Protokolle 1948 – 1951, Protokoll der am 25. 11. 1949 
stattgefundenen konstituierenden Vollversammlung der Arbeiterkammer Linz, S. 5ff. 
213 AKOÖA, VV00001, Vollversammlung Protokolle 1948 – 1951, Protokoll der am 13. 9. 1950 
stattgefundenen Vollversammlung der Arbeiterkammer Linz, S. 18 
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diese Diskrepanz bewusst. Aber sie stellten ihre weitergehenderen Forderungen zurück, um 

die einstimmige Annahme der Resolution nicht zu gefährden. Außerdem wurden die 

Hauptverursacher dieser Misere klar benannt und dieser Sicht der Dinge konnten sich die 

Kommunisten durchaus anschließen. Aber diese Resolution konnte den Sturm nicht mehr 

aufhalten, der wenige Tage nach dieser Sitzung losbrach und als Oktoberstreik in die 

österreichische Zeitgeschichte einging.  

Um das Auftreten Mosers in der 5. Vollversammlung vom 19. Dezember 1950 sowie in 

der außerordentlichen Vollversammlung vom 20. September 1951 verständlich darstellen 

zu können, ist es an dieser Stelle notwendig, etwas weiter auszuholen und auf die 

Ereignisse des 27. September 1950 in der Linzer Arbeiterkammer einzugehen. 

Anders als in Steyr hatten in Linz die Arbeitskämpfe gegen das 4. Lohn–Preisabkommen 

bereits am 25. September 1950 begonnen. Am 27. September gegen 11 Uhr sprachen 

zahlreiche Delegationen aus den streikenden Betrieben in der Arbeiterkammer vor, wo 

gerade die Landesexekutive des ÖGB unter dem Vorsitz des AK-Präsidenten Kandl214 

tagte. Zur selben Zeit zogen auch die Arbeiter der Elektro-Bau-AG (EBG) unter Führung 

ihres zweiten Betriebsratsobmanns und VdU-Landtagsabgeordneten Specht und die 

Arbeiter der Stickstoffwerke vor die Arbeiterkammer. Sowohl in den Stickstoffwerken und 

der EBG verfügte der VdU über bedeutende Positionen im Betriebsrat. Diese Tatsache war 

ausschlaggebend dafür, dass man dort Beschlüsse fasste, die den Rücktritt der 

„Arbeiterverräter“ vom ÖGB forderten, nachdem dessen Spitze dem 4. Lohn-

Preisabkommen zugestimmt hatte.215 Mit dem „Marsch auf die Arbeiterkammer“ wollten 

die Arbeiter nun ihren eigenen Forderungen Nachdruck verleihen.  Dort angekommen, 

unterbrach eine Delegation der EBG- und Stickstoffarbeiter die besagte Sitzung der 

Landesexekutive und forderte von Landesobmann Kandl, den Lohn- und Preispakt 

abzulehnen und sich an die Spitze der demonstrierenden Arbeiter zu stellen. Als sich dieser 

weigerte und er die aufgeregten Leute zu beschwichtigen versuchte, wurde er aufgefordert, 

doch seine Befürwortung des Lohn-Preisabkommens den draußen vor dem 

Kammergebäude versammelten Menschen zu erklären. Als er erneut ablehnte, wurde er 

mit dem  Sturz vom Balkon  bedroht. Daraufhin erklärte Kandl seinen Rücktritt und er 

verließ gemeinsam mit den anderen Mitgliedern der ÖGB-Landesexekutive das 

                                                 
214 Kandl war in Personalunion auch Obmann des ÖGB Oberösterreich. 
215 Gruber/Hörzinger, Preistreiberpakt, a. a. O, S. 65 
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Kammergebäude. Am Nachmittag desselben Tages widerrief er jedoch seinen Rücktritt 

und forderte die Arbeiter auf, in die Betriebe zurückzukehren. 216 

Um eine weitere Eskalation zu verhindern, griffen nun die beiden Kommunisten Adolf 

Trapp und Leo Pötscher ins Geschehen ein. Trapp war seit der AK-Wahl vom Oktober 

1949 Kammerrat und Gewerkschaftsreferent der KPÖ Linz, während Pötscher  Betriebsrat 

bei der Firma ESG war. Beide nahmen an der Sitzung der ÖGB-Landesexektuive teil. 

Pötscher als gewähltes Mitglied, Trapp als Vertreter von VÖEST–Betriebsrat Luckeneder, 

der an diesem Tag verhindert war. Sie überzeugten die Anwesenden von der 

Notwendigkeit einer Gesamt-Streikleitung für alle Linzer Betriebe. Bei der anschließenden 

Wahl wurde Pötscher auch gleich als dessen Obmann gewählt. Trapp versuchte das 

Problem der abwesenden  ÖGB-Landesexekutive dahingehend zu lösen, indem er anregte, 

sich an die Landessekretäre der einzelnen Fachgewerkschaften zu wenden, welche eine 

Landeskonferenz einberufen sollten, um eine neue Exekutive zu wählen. Aufgrund dieses 

Vorschlages wurde dann von den Versammelten  keine eigene Landesexekutive 

gewählt.217 Zuletzt wurde noch beschlossen, alle Betriebsräte und lokale Streikkomitees 

von Linz für 17 Uhr desselben Tages zu einer gemeinsamen Konferenz in der 

Arbeiterkammer einzuberufen. Anschließend löste sich die Versammlung auf. Bei dieser 

Betriebsrätekonferenz am Nachmittag wurde dann die unbefristete Weiterführung des 

Kampfes ebenso beschlossen wie die Abhaltung einer Kundgebung am folgenden Tag. 

Außerdem wurde der Entschluss gefasst, Delegierte zur Gesamtösterreichischen 

Betriebsrätekonferenz  nach Wien zu entsenden.   

Im Mittelpunkt der 5. Vollversammlung der oberösterreichischen Arbeiterkammer vom 19. 

Dezember 1950 standen natürlich die Ereignisse des 27. September. Über sieben Stunden 

hinweg rechneten Präsident Kandl und Vizepräsident Harringer mit den Mandataren der 

VdU und der KPÖ ab. Doch während der VdU nur Ziel heftiger Wortattacken war, 

unterstellte Harringer den Kommunisten, „putschistische Absichten“ verfolgt zu haben. Er 

behauptete, dass Kammerrat Adolf Trapp bei dem Tumult mit mehreren Männern die 

Telefonanlage der Arbeiterkammer besetzt und eine illegale Gewerkschaftsexekutive 

gegründet hätte. Der Beschuldigte wies diese Behauptungen energisch zurück und 

versuchte den tatsächlichen Hergang zu schildern. Auch die übrigen kommunistischen 

                                                 
216 Wagner, Der Streik vom September/Oktober 1950, a. a. O., S. 49f 
217 Gruber/Hörzinger, Preistreiberpakt, a. a. O., S. 66 
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Kammerräte wandten sich gegen diese Unterstellungen. Um also die Vorwürfe zu 

widerlegen, wonach die KPÖ mit diesem Streik in Wirklichkeit einen Putsch beabsichtigt 

hätte, verwies Fraktionsobmann Moser auf die Erklärung des kommunistischen 

Nationalrats Franz Honner. Dieser hatte erklärt, auf seine Immunität als 

Parlamentsabgeordneter zu verzichten, damit jene, die behaupteten, Beweise für einen 

„Kommunistenputsch“ zu besitzen, gegen ihn prozessieren könnten.218 Bisher hätte aber 

noch  niemand den Wahrheitsbeweis angetreten. Moser erwähnte auch die Entscheidungen 

der Bezirksgerichte Steyr und Leoben, mit denen Betriebsräte, welche sich am 

Oktoberstreik beteiligt hatten, vom Vorwurf der umstürzlerischen Tätigkeiten 

freigesprochen worden waren. Aufgrund dieser gerichtlichen Erkenntnisse seien damit 

auch die Vorwürfe gegen Kammerrat Trapp nicht haltbar. Er versuchte stattdessen die 

Verantwortung des VdU für die Vorkommnisse aufzuzeigen. 219   

Obwohl sich die Kommunisten bemühten, die Beschuldigungen gegen sie zu widerlegen, 

erkannte doch die Mehrheit der Vollversammlung zumindest auf eine Mitschuld Trapps an 

den Geschehnissen des 27. Septembers. Jedenfalls wurde ihm auf Antrag von 

Vizepräsident Harringer und im Namen der sozialistischen Fraktion mit einer Mehrheit 

von 86 Stimmen (bei 6 Gegenstimmen) sein Kammermandat aberkannt. Als Begründung 

wurde angeführt, dass er an den gegen die Arbeiterkammer geführten Anschlägen führend 

und aktiv beteiligt war und damit gegen §10 Abs. 2 des Arbeiterkammergesetzes von 1945 

- Pflichtverletzung des Mandats –  verstoßen hatte.  In einem zweiten Antrag beschloss die 

Vollversammlung mit 87 Stimmen (bei 7 Gegenstimmen), dass die kommunistischen 

Mitglieder von der Mitarbeit in den Fachausschüssen ausgeschlossen wurden.220 Diese 

Strafmaßnahme war deshalb möglich, weil in der konstituierenden Sitzung den 

kommunistischen Kammerräten durch eine freiwillige Parteienvereinbarung die Mitarbeit 

in den Ausschüssen ermöglicht worden war. Wäre man ausschließlich nach dem Ergebnis 

der Kammerwahl vorgegangen, hätte nämlich die kommunistische Fraktion dort keinen 

einzigen Vertreter gestellt.  

Doch Trapp legte gegen diesen Ausschluss beim Verwaltungsgerichtshof Beschwerde ein. 

In dessen Entscheidung vom 9. Juli 1951 wurde dieser wegen Verletzung der 

                                                 
218 Streiter, kommunistische Gewerkschafter, a. a. O., S. 78 
219  Protokoll der 5. Vollversammlung der Arbeiterkammer Linz vom 19. Dezember 1950, Archiv der Stadt 
Linz. Nachlass Prof. Kammerstätter. S. 12ff. 
220 Ebd. 
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Verwaltungsvorschriften als rechtswidrig aufgehoben. So musste sich die außerordentliche 

Vollversammlung vom 20. September 1951, die vor der ordentlichen 8. Vollversammlung 

am gleichen Tag abgehalten wurde, erneut mit der Durchführung eines Verfahrens gegen 

Kammerrat Trapp befassen. Dort wurde nun ein Untersuchungssenat eingesetzt, der die 

Angelegenheit unter der sinngemäßen Anwendung des allgemeinen 

Verwaltungsverfahrensgesetzes erneut überprüfen und der nächsten Vollversammlung 

Bericht erstatten sollte. Dieses Gremium stand unter der Leitung von Kammersekretär Dr. 

Viktor Kleiner und umfasste neben dem Schriftführer noch sechs weitere Mitglieder. Für 

die kommunistische Fraktion war August Moser nominiert worden.  

Der Senat nahm schließlich am 3. Dezember 1951 seine Arbeit auf. Dabei ging es in erster 

Linie darum, jene Augen- und Ohrenzeugen anzuhören, welche den Tumult in der 

Arbeiterkammer  vom 27. September 1950 persönlich miterlebt hatten. Schließlich ging es 

auch darum, zu überprüfen, ob Kammerrat Trapp die Aussage „Es ist alles abgesetzt, jetzt 

sind wir da“ gemacht hatte. Diese hatte nämlich Vizepräsident Harringer zur 

Untermauerung seiner Anschuldigungen zitiert und schließlich als Begründung für seinen 

Antrag herangezogen. 221 Aber auch dieses Gremium konnte in diesem Punkt keine 

Klarheit schaffen, wie dies aus dem Beratungsprotokoll ersichtlich ist. Dissens gab es auch 

anlässlich der genauen Datierung des Vorfalls und der Behauptung, wonach der 

Beschuldigte eine illegale Landesexekutive errichtet hätte. Andererseits konnte bei allen 

Senatsmitgliedern darin Übereinstimmung erreicht werden, was die Anwesenheit Trapps 

bei dem fraglichen Ereignis betraf sowie die Erkenntnis, dass er nicht mit mehreren Leuten 

in die Telefonzentrale eingedrungen sei. Dadurch war der Behauptung, es habe sich damals 

um eine Besetzung gehandelt, die Grundlage entzogen.222 

In der 9. Vollversammlung vom 20. Dezember 1951 folgte die Schlussberatung in dieser 

Sache. Obwohl der Untersuchungsbericht einige Unklarheiten enthielt, beschloss die 

Vollversammlung dennoch, Trapp sein Mandat abzuerkennen. Gegen diesen Beschluss 

berief der Beschuldigte neuerlich beim Verwaltungsgerichtshof. Doch dieses Mal 

bestätigte das Höchstgericht die Mehrheitsentscheidung der oberösterreichischen 

                                                 
221 Rausch/Lotteraner, Aufbruch in bessere Zeiten, a. a. O., S. 218 Anm. 59 
222 AKOÖA, VV00001, Vollversammlung Protokolle 1948 - 1951,  Beratungsprotokoll vom 3. Dezember 
1951, S. 1f. 
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Kammerräte, sodass in der außerordentlichen Vollversammlung vom 30. Jänner 1953 dann 

Dr. Kleiner endlich über den endgültigen Ausschluss von Adolf Trapp berichten konnte. 223 

Heute ist es unter Historikern weitgehend unbestritten, dass es sich beim Oktoberstreik von 

1950 um kein Vorspiel für einen Putsch, sondern vielmehr um einen Massenstreik mit 

ausschließlich wirtschaftlicher Ausrichtung gehandelt hat. Selbstverständlich war damals 

dieser Sachverhalt vielen Spitzenfunktionären in der SPÖ und im Gewerkschaftsbund 

ohnehin klar, aber damals hatte das Schüren der Putschangst den Zweck, den Abbruch 

dieses Arbeitskampfes zu erreichen. Andererseits ist es manchen sozialistischen 

Betriebsfunktionären nicht zu verdenken, dass sie sich im guten Glauben für das Ende des 

Streiks einsetzten und damit glaubten, die Demokratie in Österreich zu schützen. 

Schließlich gab es durchaus einige kritische Aktivitäten, die bei Unkenntnis der genauen 

Zusammenhänge leicht als Hinweise für einen Umsturz interpretiert werden konnten. Etwa 

das Herausreißen von Straßenbahnschienen in Wien, die Blockierung des Zugsverkehrs am 

Hauptbahnhof in Linz oder eben die Ereignisse des 27. September 1950 in der 

oberösterreichischen Arbeiterkammer. Es ist daher anzunehmen, dass die Zustimmung zur 

Aberkennung des Kammermandats von Adolf Trapp in diesem Bewusstsein erfolgte. Der 

eingesetzte Untersuchungssenat konnte zwar den Vorwurf der Besetzung ausräumen, 

dennoch blieben hinsichtlich der anderen Vorwürfe noch Unklarheiten bestehen, die vor 

einer Aberkennung des Mandats noch hätten geklärt werden müssen.  Vermutlich dürfte 

Trapp aber ein Opfer jener Kommunistenhatz geworden, die nach dem Ende des 

Oktoberstreiks stattfand. Angesichts dieses Klimas der Abrechnung erscheint es 

unmöglich, dass der Untersuchungssenat zu einem objektiven Ergebnis gelangen konnte, 

da schon die Besetzung dieses Gremiums die notwendige Sorgfalt missen ließ. Schließlich 

waren von den sechs Senatsmitgliedern drei sozialistische Kammerräte, während die KPÖ 

mit einem Mandat hoffnungslos unterrepräsentiert war. Wahrscheinlich hätte eine 

Untersuchung durch unabhängige Experten ein anderes Ergebnis erbracht.  

In diesem Zusammenhang erscheint es interessant, dass das Verhalten des VdU bei diesem 

Tumult in der Arbeiterkammer eigentlich nie Konsequenzen nach sich zog. Vermutlich 

geschah dies deshalb nicht, weil sich in der zweiten Phase des Streiks der VdU gemeinsam 

mit der SPÖ für dessen Abbruch stark machte.  

                                                 
223 Rausch/Lotteraner, Aufbruch in bessere Zeiten, a. a. O., S. 112 
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V.2.3.Von der 3. bis zur 5. Funktionsperiode (1954 – 1969) 

Moser gehörte der oberösterreichischen Arbeiterkammer bis zum Ende der fünften 

Funktionsperiode im September 1969 an. In dieser Zeit umfasste die kommunistische 

Kammerfraktion stets nur 5 Mitglieder, obwohl die absolute Anzahl an Stimmen stets von 

Wahl zu Wahl gesteigert werden konnte.224 Das beste Ergebnis für die Gewerkschaftliche 

Einheit225  bei den Kammerwahlen war jenes  vom 27./28. September 1964 mit 10.846 

Stimmen. ( bei 175.883 abgegebenen, gültigen Stimmen). 

Während dieser gesamten Zeit übte Moser die Funktion eines Fraktionsobmann der 

kommunistischen Kammerräte aus und war auch Mitglied im Sozialpolitischen und im 

Arbeitsrechtausschuss der Vollversammlung der Linzer Arbeiterkammer.  

 

 

 

 

 

 

 

 

                                                 
224 Vgl. Rausch/Lotteraner, Aufbruch in bessere Zeiten, a. a. 0., S. 246f, 
225 Unter diesem Namen kandidierten die Kommunisten seit 1954 für die Kammer- und Betriebsratswahlen. 
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VI.  Exkurs 

VI.1.  Die Tätigkeit Mosers als Stadt- und Gemeinderat von Steyr 

Nachdem Moser endgültig seinen Arbeitsplatz als Steyrer Bezirkssekretär der 

Gewerkschaft der Metall- und Bergarbeiter verloren hatte, wurde er Angestellter der 

Kommunistischen Partei. Er gehörte zu diesem Zeitpunkt bereits 16 Jahre dieser Partei an 

und bekleidete folgende Funktionen: Er war Mitglied des ZK der KPÖ und 

stellvertretender Obmann der KPÖ Oberösterreichs. Dadurch gehörte er auch der 

oberösterreichischen Landesleitung an. Daneben koordinierte er als Vorsitzender der 

oberösterreichischen Landesgewerkschaftskommission die kommunistische Betriebs-, 

Kammer- und Gewerkschaftsarbeit. Auf der regionalen Ebene war er seit 1948 Obmann 

der KPÖ Steyr und seit der Wahl vom 25. November 1945 auch Mitglied des Steyrer 

Gemeinderates. 

Steyr gehörte neben Stadl Paura zu den wenigen Orten in Oberösterreich, in der bereits in 

der Ersten Republik kommunistische Gemeinderäte tätig waren. Mit Ausnahme der ersten 

Gemeinderatswahl vom 18. Mai 1919, an denen die KPÖ aus ideologischen Gründen nicht 

teilgenommen hatte, und der letzten Gemeinderatswahl vom 7. Juli 1933, bei der die KPÖ 

vom Dollfuß-Regime bereits verboten war, gab es in der Zwischenkriegszeit immer 

kommunistische Mandatare im Steyrer Gemeindeparlament. In beiden Orten verfügte die 

Sozialdemokratische Partei stets über die absolute Mehrheit im Gemeinderat. In dem 

Ausmaß aber, wie sich die wirtschaftliche und politische Krise der 30er Jahre verschärfte 

und die Sozialdemokratie zunehmend in die Defensive geriet, wurde die KPÖ immer öfters 

als „linke Alternative“ gewählt. Dies lässt sich z. B. am Ergebnis der Gemeinderatswahlen 

vom 19. April 1931 in Steyr ablesen, als es der KPÖ gelang, ihre Stimmen fast zu 

verdoppeln und mit zwei Mandataren (von 36 Mandaten) in den Gemeinderat 

einzuziehen226 

Als am 25. November 1945 die ersten Nationalratswahlen der Zweiten Republik 

stattfanden, wurde das Ergebnis auch als Umrechnungsschlüssel für die Zusammensetzung 

des Steyrer Gemeinderates herangezogen. Dadurch entfielen auf die KPÖ vier Mandate 

                                                 
226 Brandl, Manfred: Neue Geschichte von Steyr. Vom Biedermeier bis heute. Steyr 1980, S. 201 



 Seite 88  

(von 36 Mandaten).227 Eines davon besetzte August Moser, welcher in der 

konstituierenden Sitzung vom 6. April 1946 zum Mitglied des Finanz- und 

Rechtsausschusses als auch des Kultur- und Sportausschusses gewählt wurde. Die weiteren 

Mitglieder waren Franz Hoffmann, Hans Kahlig und Karl Wipplinger. Darüber hinaus 

waren die Kommunisten mit Hans Kahlig als Stadtrat auch in der achtköpfigen 

Stadtregierung vertreten. 

Bei der Gemeinderatswahl vom  9. Oktober 1949 kandidierte die Steyrer KPÖ gemeinsam 

mit der „Vereinigung Fortschrittlicher Sozialisten“228 als „Linksblock“. Dieser erreichte 

12,3% der gültigen Stimmen und besetzte erneut vier Mandate (von 36 Mandaten).229 

Moser wurde erneut gewählt und wurde wieder Mitglied im Finanz- und Rechtsausschuss. 

Weiters wurden Franz Hoffmann, Johann Moser und Alois Zehetner gewählt. Letzterer 

übte auch die Tätigkeit eines Stadtrates aus. Als dieser im Frühjahr 1952, aufgrund einer 

beruflichen Veränderung, dieses Mandat zurücklegte, wurde von der Fraktionsleitung des 

„Linksblocks“ August Moser als sein Nachfolger nominiert.230 231 

Ich habe bereits erwähnt, dass ich ursprünglich als Thema meiner Diplomarbeit die 

Tätigkeit August Mosers als Steyrer Stadtrat gewählt hatte. Ich nahm damals an, dass der 

Aktenbestand eines so wichtigen kommunalpolitischen Entscheidungszentrums, wie es das 

Amt eines Stadtrates ist, auch Aufschluss über die tatsächlichen inneren Vorgänge der 

Steyrer Stadtpolitik geben würde. Erwartet hatte ich unter anderem Gesprächs- bzw. 

Sitzungsprotokolle über Treffen auf der Ebene der politischen Entscheidungsträger, auf 

Beamtenebene und in den verschiedenen Kommissionen, Dienstkorrespondenz sowie 

ausführliche Protokolle der einzelnen Fachausschüsse.  Diese Erwartungen erfüllten sich 

nur in geringem Ausmaß, da ich einerseits nur wenig Quellenmaterial zur Tätigkeit Mosers 

fand und dieses andererseits nur geringe Erkenntnisse über diese Zeit lieferte. Dieses 

magere Ergebnis hängt auch damit zusammen, dass eine fachgerechte Archivierung der 

diversen Protokolle und Akten im Steyrer Stadtarchiv erst ab Mitte der 60er Jahre 

durchgeführt wurde. Bis zu diesem Zeitpunkt war es üblich, dass am Ende einer 

Legislaturperiode alle Unterlagen über die Geschäftstätigkeit der Stadträte skartiert 

                                                 
227 Mittersteiner/Kepplinger, Glühendrot, a. a. O., S. 101 
228 Dabei handelte es sich um die Gruppierung des, von der SPÖ ausgeschlossenen, ehemaligen 
Zentralsekretär Erwin Scharf. 
229 http://www.steyr.at/, 16. August 2003 
230 Gemeinderatsprotokoll vom 9. Mai 1952. Stadtarchiv Steyr 
231 Das Gemeinderatmandat von Alois Zehetner wurde von Franz Schmiedberger wahrgenommen. 
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wurden. Hinzu kam, dass es in Steyr bis in die jüngste Vergangenheit Usus war, dass die 

Stadträte weder über eigene Büros noch über eigene Mitarbeiter verfügten. Vielmehr 

erledigten sie ihre ressortspezifischen Tätigkeiten oft von zuhause aus. Dadurch war 

natürlich die Möglichkeit gegeben, dass viele Unterlagen z. B. beim Wohnungswechsel 

verloren gingen. Dazu kommt noch, dass die Protokolle des Stadtsenats nicht zur 

Publikation geeignet sind, da dessen Sitzungen nicht öffentlich sind.232 Die nächsten 

Schritte meiner Nachforschungen bestanden in der Kontaktaufnahme mit noch lebenden 

Zeitzeugen. Dies gestaltete sich zugegebenermaßen etwas schwierig, denn zahlreiche 

politische Weggefährten Mosers waren inzwischen verstorben.  Ihre Aussagen dienten mir 

als Korrektiv bzw. als Bestätigung für mein, aus der Sekundärliteratur gewonnenes, 

Wissen über die Tätigkeit Mosers als Stadtrat. Tatsache ist jedoch, dass sein Wirken als 

Mitglied zweier Stadtregierungen nach wie vor lückenhaft bleibt und dadurch viele 

Aspekte seiner Amtszeit im Dunkeln bleiben müssen. 

In der Gemeinderatssitzung vom 9. Mai 1952 wurde dem Vorschlag des „Linksblocks“ 

entsprochen und Moser einstimmig zum Stadtrat gewählt.233 Damit übernahm Moser von 

Zehetner das Amt eines Stadtrates für Wirtschaftsförderung und Staatsbürgerschaftswesen. 

Er war damit für die Einbürgerung jener zahlreichen Ost-Flüchtlinge zuständig, die sich 

seit Kriegsende in Steyr aufhielten. Interessant wäre es gewesen zu wissen, nach welchen 

Kriterien Moser diese Einbürgerungen vornahm, zumal auch das damalige Meldewesen 

noch im Argen lag. Immerhin befanden sich unter diesen geflüchteten Menschen oft auch 

Kriegsverbrecher und Nazi-Kollaborateure. Doch leider existieren auch darüber keine 

Unterlagen mehr. Im kommunalen Bereich sind seiner Initiative jedenfalls die Errichtung 

des Hallenbades und des ersten Pensionistenhauses zu verdanken.234 Als bei den 

Gemeinderatswahlen 1955 die Kommunisten Stimmenverluste235 einstecken mussten und 

ihnen, aufgrund ihrer reduzierten Mandatszahl, eigentlich keine Vertretung im Stadtsenat 

mehr zugestanden wäre, ließ man es trotzdem beim bisherigen Zustand bleiben. Damit 

                                                 
232 Auskunft von Hrn. Lerchecker (Archivar im Stadtarchiv Steyr) vom 16. Oktober 2002 
233 Gemeinderatsprotokoll vom 9. Mai 1952 
234 Kain, Franz: Standhaft in stürmischen Zeiten. In: Oberösterreichische Nachrichten vom 20. April 1996 
235 Die KPÖ hatte damals 8, 7% der Stimmen und drei Mandate (von 36 Mandaten) erreicht. Neben Moser 
wurde noch Maria Nigl und Franz Schmiedberger gewählt. 



 Seite 90  

wird auch offenkundig, dass sich Mosers Arbeit im Stadtsenat einer großen Wertschätzung 

erfreute. Er bekleidete weiterhin seine Funktion als Stadtrat. 236 

In seine zweite Legislaturperiode fiel auch der Kampf  gegen die Abtrennung des Stadtteils 

Münichholz von Steyr und dessen Rückgliederung nach Niederösterreich. Seine Wurzeln 

hatte dieser Konflikt in der Kommunalpolitik  der Nationalsozialisten. Diese förderten ja 

die Bildung von „Großgemeinden“. In Steyr wurden diese großzügigen Eingemeindungen 

schon im Hinblick darauf vorgenommen, dass hier ein großer Rüstungsstandort entstehen 

sollte. Mit Wirksamkeit vom 15. Oktober 1938 wurden deshalb die Eingemeindungen von 

Garsten, Christkindl, Stein, Gründberg, Gleink, Hinterberg und Münichholz durchgeführt. 

Mit der Neuschaffung der Republik Österreich im Jahre 1945 trat allerdings die alte 

Bundesverfassung wieder in Kraft, nach welcher der Stadtteil Münichholz wie einst zu 

Niederösterreich gehören sollte. Um der Gefahr einer künftigen Rückgabe dieses Gebietes 

vorzubeugen, beschloss der oberösterreichische Landtag bereits 1948 das Statut der Stadt 

Steyr, ein Landesgesetz, welches das Gebiet von Münichholz als Teil von Steyr 

anerkannte. Mit Abschluss des Staatsvertrages 1955 und dem Abzug der 

Besatzungstruppen begannen nun zähe Verhandlungen über das künftige Schicksal dieses 

Gebietes. Eine wichtige Vorentscheidung war der Beschluss der Niederösterreichischen 

Landesregierung vom Februar 1958, dass die, ehemals zur Gemeinde Behamberg 

gehörenden, Gebiete – Münichholz und Hinterberg – mit 1. Juli 1958 wieder an das Land 

Niederösterreich kommen sollten.237 

Diese Aussicht, vielleicht bald nach Niederösterreich zu gehören, war für die Bevölkerung 

dieser Stadtteile alles andere als erfreulich. Nicht nur, dass es dadurch unterschiedliche 

Zuständigkeiten von Versicherungsträgern, Einigungsämtern, Gewerbeinspektoraten und 

Gerichten innerhalb des Stadtgebietes von Steyr gegeben hätte, war Münichholz darüber 

hinaus bezüglich der Versorgung mit Altersheimen, Spitälern und anderen 

Fürsorgeeinrichtungen von Steyr abhängig. Im Falles einer Rückkehr dieses Gebietes nach 

Niederösterreich hätte die soziale Infrastruktur von Amstetten, Waidhofen an der Ybbs, u. 

a. in Anspruch genommen werden müssen. Außerdem erregte die Ankündigung, wonach 

die betroffenen Bewohner zu diesem Vorhaben nicht einmal befragt werden sollten, großen 

Unmut. Aber außer diesen unmittelbaren Folgen hätte dieses Vorhaben auch schwere 

                                                 
236 Gespräch mit Hrn. Otto Treml vom 23. Mai 2003 
237 Brandl, Neue Geschichte von Steyr, a. a. O., S. 160f. 
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wirtschaftliche Nachteile für Steyr gehabt. Insofern, als durch die Angliederung von 

Münichholz an die Gemeinde Behamberg das Hauptwerk des Steyr–Konzerns in einer 

oberösterreichischen, die Kugellagerproduktion als wichtigster Filialbetrieb aber in einer 

niederösterreichischen Gemeinde gelegen wäre. Dies hätte wiederum negative 

Auswirkungen auf die Höhe der kommunalen Abgaben der Steyr–Daimler-Puch AG238 als 

wichtigste städtische Einnahmequelle gehabt.239  

Nach dem Bekanntwerden des Beschlusses der niederösterreichischen Landesregierung 

vom Februar 1958 fand auf Initiative der KPÖ Steyr am 25. Februar 1958 im Hotel 

Münichholz eine Protestversammlung statt, an der 320 Personen teilnahmen. Dort wurde 

auch ein Komitee gewählt, welches die Anliegen der betroffenen Bevölkerung vertreten 

sollte, und dem Stadtrat August Moser als Sprecher vorstand.240 Als erste Maßnahme 

führte das Komitee eine Unterschriftenaktion für den Verbleib dieses Stadtteils bei Steyr 

durch und sammelte dabei über 3.000 Unterschriften.241 Gestützt auf dieses gute Ergebnis 

folgten nun Vorsprachen der Komiteeleitung beim Steyrer Bürgermeister Fellinger sowie 

beim oberösterreichischen Landeshauptmann Gleißner, um dort dem Willen der Bewohner 

Nachdruck zu verleihen.242 

Jedenfalls wurde der Plan der niederösterreichischen Landesregierung nach scharfen 

Protesten seitens der Bevölkerung und der Medien schließlich fallengelassen. Nach 

eingehenden Verhandlungen wurde mit einer Novelle zum Bundesverfassungsgesetz vom 

16. Dezember 1958, rückwirkend mit 1. Mai 1945, der Grenzverlauf zwischen Nieder- und 

Oberösterreich neu festgelegt. Mit deren Inkrafttreten im Jahre 1959 wurde dann der 

Verbleib des Stadtteils Münichholz im Bereich der Statutarstadt Steyr endgültig 

legalisiert.243 

Mit dem erneuten Stimmenverlust und der damit verbundenen Einbuße eines weiteren 

Mandats bei den Gemeinderatswahlen 1961 schied Moser endgültig aus seinem Amt als 

Stadtrat. Die Funktion eines Gemeinderates übte er weiterhin bis zum März 1970, aus. Für 

                                                 
238 Am 12. Oktober 1934 hatten sich die Steyr – Werke AG und die Austro–Daimler–Puchwerke AG zur 
Steyr–Daimler–Puch AG fusioniert. Nach dem 2. Weltkrieg wurde der Konzern unter diesem Namen 
weitergeführt. 
239 „Steyr darf nicht zerrissen werden!“, Flugblatt der KPÖ Steyr, Februar 1958. Im Besitz des Autors. 
240 Protokoll der 1. Komiteesitzung am 28. Februar 1958. Im Besitz des Autors. 
241 Ebd. 
242 Protokoll der 2. Komiteesitzung am 10. März 1958. Im Besitz des Autors. 
243 Slapnicka, Harry: Oberösterreich – zweigeteiltes Land. 1945 – 1955. Linz 1986, S. 177 
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seine Verdienste wurde Altgemeinderat Moser am 7. Mai 1981 die Ehrenmedaille der 

Stadt Steyr von Bürgermeister Franz Weiss verliehen.244 Am 1. Mai 1983 wurde ihm von 

Bundesminister Alfred Dallinger das goldene Ehrenzeichen für Verdienste um die 

Befreiung Österreichs verliehen. Ebenso wurde im Jahr 1989, drei Jahre nach seinem Tod, 

im Steyrer Stadtteil Taschelried eine Straße nach ihm benannt.245 

 

 

 

     

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                                 
244 Steyrer Zeitung vom 7. Mai 1981, S. 5 
245 Die Presse vom 22. März. 1989 
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VII. Zusammenfassung 

Die vorliegende Arbeit erhebt nicht den Anspruch, eine Biographie von August Moser zu 

sein, da bereits die Multifunktionalität dieses Mannes den Umfang dieser Arbeit bei 

weitem gesprengt hätte. Außerdem sind viele Informationen über seine Aktivitäten 

verloren gegangen, weil viele Archive und Dokumente durch Kriegseinwirkungen zerstört 

bzw. mit unbekannten Aufbewahrungsort verschleppt wurden und sich schon deshalb 

derartige Recherchen heutzutage wie die sprichwörtliche Suche nach der Stecknadel im 

Heuhaufen gestalten würden. 

Es war mir aber auch klar, dass die Themenstellung, so wie ich sie mir vorgestellt hatte, 

eine ausschließliche Darstellung der einschlägigen Aktivitäten Mosers als 

Gewerkschaftssekretär und Kammerrat ebenso wenig zuließ, sondern in einen breiten 

Bezugsrahmen zu setzen war. Deshalb erschien mir ein chronologischer Aufbau der Arbeit 

als besonders geeignet, weil dadurch dem Leser die Entwicklung der Ereignisse 

verständlich wird. Diesem Anliegen dient auch die Darstellung seiner Aktivitäten im 

Kontext mit der damaligen politischen und wirtschaftlichen Entwicklung. So hat der etwa 

zweite Abschnitt seinen politischen Werdegang in der Zwischenkriegszeit, seinen Bruch 

mit der Sozialdemokratie nach der Niederlage des Februar 1934 sowie die illegale 

Gewerkschaftsarbeit im Ständestaat zum Inhalt. Eine grundlegende Erfahrung stellte für 

Moser die antifaschistische Arbeit im schwedischen Exil dar. Vor allem das 

Zusammenwirken der unterschiedlichen österreichischen Exilgruppen über die 

Parteigrenzen hinweg für ein gemeinsames Ziel, nämlich das Wiedererstehen eines freien 

und demokratischen Österreich, prägten Moser nachhaltig. Diese Orientierung wurde ihm 

zur Richtschnur für seine weitere Arbeit in der Metallarbeitergewerkschaft und der 

Arbeiterkammer nach Kriegsende. 

Viele jener Sozialdemokraten, die sich nach den Februarkämpfen der KPÖ anschlossen, 

hatten davor in Betrieb und Gewerkschaft wichtige Funktionen wahrgenommen. Ihr 

organisatorisches Wissen und ihr Erfahrungen wurden besonders gebraucht, als nach 

Kriegsende die Gewerkschaftsarbeit wieder aufgenommen wurde. Durch den 

antifaschistischen Widerstandskampf hatten die Kommunisten nämlich einen derart hohen 

personellen Blutzoll erlitten, dass sie nicht über genügend Fachkräfte verfügten, um den 
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gestiegenen Einfluss der Partei adäquat abzusichern, wie dies etwa im Bereich der 

neugegründeten Einzelgewerkschaften der Fall war. Damit wird die Bedeutung dieser 

ehemaligen Funktionäre verständlich welche schließlich zum Rückgrat der 

kommunistischen Betriebs- und Gewerkschaftsarbeit wurden. Mosers persönlicher 

Werdegang nach 1945 ist dafür geradezu ein Paradebeispiel. Seine Tätigkeit als Steyrer 

Bezirkssekretär der Gewerkschaft der Metall- und Bergarbeit als auch als Kammerrat der 

Arbeiterkammer Oberösterreichs kommt im dritten und vierten Abschnitt dieser 

Diplomarbeit zur Sprache. 

Die Befürwortung des Aufbaus eines einheitlichen Gewerkschaftsbundes durch KPÖ, SPÖ 

und ÖVP erklärt sich neben verschiedenen anderen Überlegungen auch aus der Einsicht, 

dass es letztlich die Spaltung der Arbeiterbewegung in Sozialdemokraten und 

Kommunisten war, die den Erfolg des Nationalsozialismus ermöglichte. Die Gründung des 

ÖGB aber auch die Bildung der Konzentrationsregierung am 27. April 1945 trugen dieser 

Erkenntnis Rechnung. Deshalb ist es nicht verwunderlich, dass anfangs die gemeinsame 

Interessensvertretungsarbeit wie z. B. in Steyr fast klaglos funktionierte. Dort befürwortete 

etwa der Obmann der Steyrer Bezirksorganisation der Gewerkschaft der Metall- und 

Bergarbeiter, Gottfried Koller (SPÖ), Mosers Anstellung als Gewerkschaftssekretär, 

obwohl ihm bekannt war, dass dieser mittlerweile Kommunist geworden war. In diesem 

Zusammenhang erscheint es mir auch erwähnenswert, dass damals so wichtige 

Gewerkschaftsbezirke wie Steyr, Linz, Leoben u. a. anfangs von kommunistischen 

Bezirkssekretären organisiert wurden. Doch der Kalte Krieg zerriss diese Zusammenarbeit 

zwischen den Parteien und erleichterte die Restauration kapitalistischer Strukturen in 

Österreich. Mit dem Scheitern des Oktoberstreiks von 1950 und der (weitgehenden) 

Entfernung der kommunistischen Opposition aus Betrieb und Gewerkschaften, war auch 

der Siegeszug der Sozialpartnerschaft unaufhaltsam.  

In diesem Zusammenhang wäre es interessant zu wissen, wie weit sich diese 

Auseinandersetzungen zwischen Befürwortern und Gegnern der Sozialpartnerschaft in den 

Gremien der Gewerkschaft der Metall- und Bergarbeiter abgespielt haben und welche 

Stellung Moser dazu einnahm. Immerhin gehörte er als Steyrer Gewerkschaftssekretär der 

oberösterreichischen Landesleitung sowie dem Zentralvorstand der 

Metallarbeitergewerkschaft an. Leider war es mir nicht möglich, darüber Unterlagen zu 

finden. Dies liegt vor allem daran, dass mir eine Recherche im Archiv der Gewerkschaft 

Metall–Textil nicht möglich war, da diese leider über kein öffentliches Forschungsarchiv 
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verfügt. Dort wären vermutlich jene Sitzungsprotokolle zu finden gewesen, die in dieser 

Sache Klarheit gebracht hätten. Tatsache ist jedenfalls, dass Moser von den Folgen dieser 

Auseinandersetzung direkt betroffen war, insofern als er nach dem Ende des 

Oktoberstreiks von 1950 gemaßregelt wurde.  

Wenn heute der Anteil kommunistischer Gewerkschafter an der Rekonstruktion der 

Interessensorganisationen der Arbeitnehmer nach 1945 weitgehend in Vergessenheit 

geraten ist, so hat dies mehrere Gründe. Dies liegt meines Erachtens daran, dass die 

Kommunisten in Gewerkschaft und Arbeiterkammern in der Zeit der Blockkonfrontation 

die Rolle des „inneren Feindes“ zukam und der grassierende Antikommunismus eine 

entsprechende Darstellung ihrer Verdienste um die Gewerkschaftsbewegung weitgehend 

verhinderte. Vermutlich ist auch die geringe innenpolitische Bedeutung der Kommunisten 

und ihrer Gewerkschaftsfraktion nach dem Ende der Besatzungszeit, der Grund für das 

wissenschaftliche Desinteresse an ihrer Politik. Erschwerend kommt auch hier die 

mangelnde Archivierung zum Tragen, wodurch bereits viele wertvolle Aktenbestände 

verloren gingen. Dennoch lässt die vorliegende Arbeit zur Tätigkeit des 

Gewerkschaftssekretärs August Moser bereits den Umfang deren Pionierarbeit am 

Wiederaufbau der Gewerkschaften und der Arbeiterkammern erkennen. Diesen in seiner 

ganzen Tragweite zu dokumentieren, wäre ein wichtiger Beitrag zur Geschichte der 

österreichischen  Gewerkschafts- und Arbeiterbewegung.  
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VIII. Abkürzungsverzeichnis 

AK   Arbeiterkammer 

AUVA Allgemeine Unfallversicherungsanstalt 

BCA   (Allgemeine) Boden – Credit – Anstalt 

BO   Betriebsorganisation 

BRD   Bundesrepublik Deutschland 

BRG   Betriebsrätegesetz 

CIO   Congress of Industrial Organizations (US – Gewerkschaft) 

ČSR   Československá Republika (tschechisch) 

DAF   Deutsche Arbeitsfront 

DDR   Deutsche Demokratische Republik 

ERP   European Recovery Program  

FAWM  Free Austrian World Movement 

FÖB   Freie österreichische Bewegung (Exilorganisation) 

KP, KPÖ  Kommunistische Partei (Österreichs) 

LO   landsorganisation (schwedischer Gewerkschaftsbund) 

MAV   Metallarbeiterverband 

ÖAAB   Österreichischer Arbeiter- und Angestelltenbund  
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ÖGB   Österreichischer Gewerkschaftsbund 

ÖPZ   Österreichisches Produktivitätszentrum 

ÖVP   Österreichische Volkspartei 

ÖVS  Österreichische Vereinigung in Schweden 

SAJ   Sozialistische Arbeiterjugend 

SDAP, SDAPÖ Sozialdemokratische Arbeiterpartei (Österreichs) 

SP, SPÖ  Sozialistische Partei (Österreichs) 

UdSSR  Union der sozialistischen Sowjetrepubliken 

US, USA  United States of America 

USIA   Verwaltung des sowjetischen Vermögens in Österreich 

VdU   Verband der Unabhängigen 

VÖEST  Vereinigte Österreichische Eisen- und Stahlwerke 

WAK   Wiederaufbaukommission der Freien Gewerkschaften  

WdU   Wahlverband der Unabhängigen 

ZK   Zentralkomitee 
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